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Gescheiterte Offensive 

Mehrere Zehntausend demonstrierten gegen PE- 
GIDA. Zu deren Veranstaltungen kamen - außer 
in Dresden-nur wenige. 
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„Nichts stimmt mehr“ 

Dieses resignierte Fazit zog Kurt Tucholsky 1933. 
Ersah den Kampf gegen die Reaktion der Weima¬ 
rer Republik verloren. 
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Thema der Woche 


„Verdoppelt 
energischer Kampf“ 

„Nieder mit dem Krieg! Nieder mit der Re¬ 
gierung!“ So begann Karl Liebknecht seine 
Rede auf dem Potsdamer Platz am 1. Mai 
1916. 

In der Reichstagsfraktion der SPD stand er 
damit ziemlich allein, auf der Straße nicht. 
Der Kampf gegen den Militarismus wird auch 
heute nicht im Parlament entschieden. 


Seite 8, Kommentar Seite 2 
und Interview Seite 9 


Flexibel mit 70? 


Debatte um Rentenalter: Unternehmer sind sich einig, die Linkspartei nicht 


„Flexible Ausstiege aus dem Erwerbs¬ 
leben in Rente sind grundsätzlich ein 
gutes Modell“, erklärte der Vorstands¬ 
chef der Bundesagentur für Arbeit, 
Frank-Jürgen Weise, zum Jahresauf¬ 
takt und machte damit ein gar nicht 
so neues Fass zur Erhöhung der Le¬ 
bensarbeitszeit auf. 

„Man sollte nun auch Anreize da¬ 
für setzen, dass Arbeitnehmer, die üt 
sind, freiwillig bis 70 arbeiten kön¬ 
nen“, hatte Weise ausgeführt. Als Be¬ 
gründung für den Vorstoß konstruier¬ 
te er einen realen oder angeblichen 
Facharbeitermangel in unserem Land. 

In einigen Branchen wird es of¬ 
fensichtlich schwer, Nachwuchs zu 
ünden. Im Gesundheitswesen oder 
in der Pflege beispielsweise fehlt tat¬ 
sächlich ausgebildetes Fachpersonal. 
Die Ursachen hierfür sind in erster 
Linie in den Arbeitsbedingungen zu 
ünden. Diese Arbeitsbedingungen 
führen zwangsläufig dazu, dass die 
Kolleginnen und Kollegen nur in der 
Ausnahme das gesetzliche Rentenein¬ 
trittsalter am Arbeitsplatz erreichen. 
Vor diesem Hintergrund ist dieser 
Vorschlag absurd, macht aber deut¬ 
lich, wo die Zielmarken der deutschen 
„Arbeitgeber“ und der Bundesregie¬ 
rung stehen. 

Sie hegen nicht in einer Verbes¬ 
serung der Situation der lernenden 
und arbeitenden Jugend. Da gäbe es 
genug zu tun. Immer stärker bestim¬ 
men - politisch gewollt - Leiharbeit, 
befristete Arbeitsverträge und unzu¬ 
reichender Lohn den Alltag vieler Be¬ 
rufseinsteiger - auch der angeblich so 
heiß gesuchten Facharbeiter. 

Die Einführung der Rente mit 67 
war bereits ein nur schlecht kaschier¬ 
tes Programm des Rentenklaus. Nach 
dem Abschied von in der Regel aus¬ 
kömmlichen Renten und durch die 
jahrzehntelange Absenkung des 
Lohnniveaus steht die Mehrheit der 
abhängig Beschäftigten heute und 
erst recht in Zukunft vor Renten, die 
kaum über die Grundsicherung hin¬ 
ausgehen. Nach der geplanten Kür¬ 
zung des Rentenniveaus bis zum Jahr 


2030 auf 43 Prozent hat ein Beschäf¬ 
tigter mit heute 2 900 Euro Brutto¬ 
lohn nach 40 Beitragsjahren eine 
Rente von gerade einmal 912 Euro 
brutto zu erwarten, so eben über der 
Armutsschwelle. 

Die bei ihrer Einführung viel ge¬ 
priesene Riester-Rente hat sich zwar 


als willkommene Finanzspritze für die 
Versicherungskonzerne erwiesen, für 
die arbeitenden Menschen in unse¬ 
rem Land bietet sie keine geeignete 
Lösung - nicht zuletzt, weil viele ein¬ 
fach zu wenig in der Lohntüte haben, 
um davon noch etwas abzweigen zu 
können. Und sie ist auch nur eine Ne¬ 
belkerze, wessen Rente unterhalb der 
Grundsicherung hegt, der sieht keinen 
Cent davon. Als Argument für die „al¬ 
ternativlose“ Erhöhung der Lebensar¬ 
beitszeit haben Kapital und Bundes¬ 
regierung mit der gleichen Vehemenz 


immer den „demographischen Faktor“ 
bemüht, wie sie die Steigerung der Ar¬ 
beitsproduktivität ignoriert haben. 

★ 

Der linke Thüringer Ministerpräsi¬ 
dent Ramelow findet Positives in Wei¬ 
ses Vorstoß - „Das ist kein Quatsch.“ 


Zumindest solange alle was davon ha¬ 
ben: „Es muss aber eine Win-Win-Si- 
tuation für beide Seiten sein.“ Und, na¬ 
türlich, soll es ganz freiwillig sein. Ver¬ 
schiedene Zeitungen sprechen schon 
vom „Kretschmann-Effekt“. Zur Erin¬ 
nerung: Ramelow war Gewerkschafts¬ 
funktionär. 

Das war auch Bernd Riexinger, 
der sich aber offenbar daran noch er¬ 
innern kann. Er, genauso wie seine 
Ko-Vorsitzende Kipping, distanzierte 
sich von dem neuen Vorstoß zu einer 
weiteren Erhöhung des Rentenalters. 


Unterdessen schlug Gregor Gysi vor, 
doch jetzt mal ernsthaft über Rot-Rot- 
Grün auf Bundesebene zu sprechen. 
Ein linker Ministerpräsident, der sich 
inzwischen teilweise genauso anhört 
wie der sozialdemokratische Wirt¬ 
schaftsminister und SPD-Vorsitzen- 
de, ist bestimmt eine gute Vorausset¬ 


zung dafür, dass die SPD bald wirklich 
einmal ernsthaft reden will. Nur: Die 
schönste und bunteste Koalition wird 
nichts daran ändern, dass es zwischen 
„Arbeitnehmern“ und „Arbeitgebern“ 
keine „Win-Win-Situationen“ gibt und 
dass das mit der Lohnarbeit für abhän¬ 
gig Beschäftigte nie so völlig freiwillig 
ist, weil es eben auch ökonomische 
Zwänge gibt. Während wir offenbar 
möglichst flexibel aus dem Erwerbsle¬ 
ben aussteigen sollen, steigen andere 
ganz flexibel aus linken Selbstverständ¬ 
lichkeiten aus. Werner Sarbok/Olaf Matthes 



Viele Rentnerinnen und Rentner sind schon heute „flexibel“: Weil die Rente nicht zum Leben reicht. 


Liebe Freundinnen und Freunde, 


wir begehen in diesem Jahr den 
70. Jahrestag der Befreiung von 
Auschwitz durch die Rote Armee am 
27 Januar 1945. 

Das war der Anfang der Befreiung 
vom Hitler-Faschismus, aber nicht die 
Befreiung der Menschen, der Gefan¬ 
genen im Ganzen. Nur die Schwachen 
und Kranken wurden in Auschwitz 
befreit; alle diejenigen, die noch lau¬ 
fen konnten, mussten auf die Todes¬ 
märsche und mussten unter schreck¬ 
lichen Qualen marschieren. 

Das Ziel waren andere Konzent¬ 
rationslager zur Zwangsarbeit für die 
dort aufgebauten deutschen Firmen 
wie Siemens, Krupp und viele ande¬ 
re - aus genutzt, wie es die Devise der 
Nazis war: Vernichtung durch Arbeit. 
So musste ich in Ravensbrück, dem 
größten Frauenstraflager auf deut¬ 
schem Boden, Zwangsarbeit für die 
Firma Siemens leisten, die innerhalb 
des Lagers viele Hallen errichtete. 



Die wirkliche Befreiung aller Ge¬ 
fangenen, aber auch aller Menschen 
in Deutschland, fand am 8. Mai 1945 
statt, an dem die Rote Armee und die 
Alliierten die Nazis zur Kapitulati¬ 
on zwangen. Was für eine Freude 
war für mich dieser Tag, als ich mit 
russischen und amerikanischen Sol¬ 
daten und mit meinen Freundinnen 
aus dem KZ gemeinsam unsere Be¬ 
freiung feierte. 

Dieser Tag, der 8. Mai 1945, wird 
in allen damals von Deutschland be¬ 
setzten Ländern jedes Jahr groß ge¬ 
feiert. Nur hier nicht. Ich frage mich, 
warum? Wir ehemaligen Verfolgten 
des Naziregimes fordern von unserer 
Regierung, endlich diesen 8. Mai zum 
gesetzlichen Feiertag zu deklarieren. 
Wann wird das endlich wahr? Kämp¬ 
fen wir weiter dafür!/ 


Herzlichste 
Eure Esther Bejarano 


Auf nach Berlin! 

Am io. und ii. Januar 2015 erinnern 
Kommunistinnen, Sozialistlnnen und 
Antifaschistinnen in Berlin an den 
96. Jahrestag der Ermordung von Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht. 2015 
begehen wir den 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung vom Faschismus. Heute gibt es 
in Europa einen gefährlichen Rechts¬ 
trend. Krieg ist zum permanenten Zu¬ 
stand in vielen Regionen der Welt ge¬ 
worden. 

Gegen Krieg und Reaktion haben 
Rosa und Karl entschieden gekämpft. 
Im Aufruf zur LL-Demo heißt es unter 
anderem:„Wir bleiben bei Rosa Luxem¬ 
burg, die 1915 schrieb:,Auf seinen objek¬ 
tiven historischen Sinn reduziert ist der 
heutige Weltkrieg als Ganzes ein Kon¬ 
kurrenzkampf des ... Kapitalismus um 
die Weltherrschaft.’ Geht es der Reak¬ 
tion in den USA und in der EU, geht es 
der NATO - und deren Verbündeten im 
Geiste und im Profit - heute weltweit 
um etwas anderes, als letztlich um Ka¬ 
pitalinteressen? 

Wir bleiben bei Karl Liebknecht, der 
im Dezemberi9i4im Reichstag als ein¬ 
ziger gegen die Kriegskredite gestimmt 
hatte. 

Gerade im 70. Jahr der Befreiung 
vom Faschismus sagen wir Nein zu 
Kriegen und Militärinterventionen 
sowie deren Vorbereitung und Be¬ 
gleitung durch das Trommelfeuer der 
Mainstream-Medien. Wir sagen Nein 
zu ideologischer Kriegstreiberei, die 
durch verharmlosende Begriffe ver¬ 
schleiert werden soll. Kriege zu führen 
... bedeutet Verantwortungslosigkeit, 
bedeutet Mord und Zerstörung. Wir sa¬ 
gen Nein zu jeglichen Auslandseinsät¬ 
zen der Bundeswehr, Nein zu weiteren 
NATO-Stützpunkten in Osteuropa. Wir 
sagen Nein zu Rüstungsexporten und 
Drohnenmorden.“ 

Die DKP ruft zurTeilnahme an der tra¬ 
ditionellen Luxemburg-Liebknecht- 
Demonstration am Sonntag, 11. Januar 
2015,10 Uhr, Frankfurter Tor, auf. 



DKP & UZ 
laden im Rahmen der 
Rosa-Luxemburg- 
Konferenz ein: 

Samstag, 10.1.2015,10 bis 22 Uhr, Ura¬ 
nia (2. Etage), An der Urania 17, Berlin 

15 Uhr: Warum wird (so) einer Kom¬ 
munist? Eintrittsrunde mit Erika 
Baum und Patrick Köbele 

19.30 Uhr: LLL-Treffen der DKP mit 
Peter Mertens (Vorsitzender der PdA 
Belgiens) 

Sonntag,11.1.2015,10 Uhr: Luxemburg- 
Liebknecht-Demo ab Frankfurter Tor 
























Freitag, 9. Januar 2015 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 

Staatspleite und Schuldenschnitt 


„DGB ist der kleinste 
gemeinsame Nenner“ 

Gespäch mit Olaf Harms zu den Arbeitskämpfen 2014 
und den betrieblichen und gewerkschaftlichen Themen 2015 


Die Wirtschaftsleistung Griechen¬ 
lands ist seit 2008 um ein Viertel ge¬ 
schrumpft. Die Arbeitslosigkeit be¬ 
trägt über 25 Prozent. Dass es mit 
dem Schrumpfungsprogramm, das 
von Berlin, Brüssel und Washington 
verordnet wurde, nicht so weiterge¬ 
hen kann, liegt auf der Hand. Die 
Forderung der linken Partei Syriza 
nach einer Lockerung der restrikti¬ 
ven Politik der Troika und nach ei¬ 
nem Schuldenschnitt ist nicht nur 
vernünftig, sie ist zugleich moderat 
und könnte sehr wohl zu einer Er¬ 
holung des Landes führen. 



Nach einem so brutalen Ein¬ 
schnitt in die Staatsausgaben und 
nach einem so radikalen Konjunktu¬ 
reinbruch reichen schon kleine Ex¬ 
pansionsmaßnahmen - etwa eine ge¬ 
ringe Aufstockung der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst oder ein paar 
große öffentliche Investitionspro¬ 
jekte - um die Konjunktur wieder in 
Schwung zu bringen und ganz neben¬ 
bei auch die Steuern wieder anziehen 
zu lassen. Die griechische Regierung 
hat diesen Spielraum nicht. Ihre Fi¬ 
nanziers verbieten ihr jede Erhöhung 


Während jede andere Gebietserweite¬ 
rung des Absatzes und der Operations¬ 
basis für das Kapital in hohem Maße 
von geschichtlichen, sozialen, politi¬ 
schen Momenten abhängig ist, die au¬ 
ßerhalb der Willenssphäre des Kapitals 
spielen, stellt die Produktion für den 
Militarismus ein Gebiet dar, dessen 
regelmäßige stoßweise Erweiterung 
in erster Linie in den bestimmenden 
Willen des Kapitals selbst gegeben zu 
sein scheint. 



Die geschichtlichen Notwendigkei¬ 
ten der verschärften Weltkonkurrenz 
des Kapitals um seine Akkumulations¬ 
bedingungen verwandeln sich so für 
das Kapital selbst in ein erstklassiges 
Akkumulationsfeld. Je energischer das 
Kapital den Militarismus gebraucht, 
um die Produktionsmittel und Ar¬ 
beitskräfte nichtkapitalistischer Län¬ 
der und Gesellschaften durch die Welt- 
und Kolonialpolitik sich selbst zu as¬ 
similieren, um so energischer arbeitet 
derselbe Militarismus daheim, in den 
kapitalistischen Ländern, dahin, (...) 
der Arbeiterklasse fortschreitend die 
Kaufkraft zu entziehen, d.h., die erste- 


der Ausgaben und bestehen darauf, 
dass der Schuldendienst oberste Pri¬ 
orität hat. 

Die Verschuldung des griechi¬ 
schen Staates beträgt 170 Prozent 
des jährlichen Bruttoinlandspro¬ 
dukts des Landes. Das ist höher als 
2010, als die EU und der Internati¬ 
onale Währungsfonds (IWF) began¬ 
nen, durch eigene Kredite die der pri¬ 
vaten Großinvestoren abzulösen. Al¬ 
lerdings machen heute die 240 Mrd. 
Euro IWF- und EU-Geld schon drei 
Viertel der griechischen Gesamtver¬ 
schuldung aus. Kein Wunder, dass 
am Finanzmarkt die Aufregung jetzt 
gering ist. Und das wiederum veran¬ 
lasst die Regierung Merkel zu kessen 
Sprüchen, man könne einen Ausstieg 
Griechenlands aus dem Euro gut ver¬ 
kraften. Gemeint ist eine Staatsplei¬ 
te, was nur ein anderer Ausdruck da¬ 
für ist, dass eine Regierung einseitig 
erklärt, ihre Schulden nicht mehr 
pünktlich zu bedienen. 

Der Regelfall im kapitalistischen 
Finanzsystem ist freilich, dass eine 
Regierung eine Staatspleite nur in 
Absprache und mit Genehmigung 
ihrer Gläubiger erklärt, was dann 
nur ein Schuldenschnitt ist, womit 
ein vereinbarter Teil der Schulden 
gestrichen wird. Ohne einen Schul¬ 
denschnitt wird Griechenland nicht 
wieder auf die Beine kommen. Das 
ist keine Spezialerkenntnis von Sy¬ 
riza, das wissen auch die Gläubiger, 
einschließlich der Bundesregierung. 
Sie werden nach der Wahl mit einer 
ihnen gefälligen und gefügigen Sa¬ 
maras-Regierung darüber verhan¬ 
deln. Bis dahin tun sie alles, um eine 
widerspenstige, linke Regierung zu 
verhindern, und sollte sie dennoch 
gewählt werden, sie aufzureiben und 
zu zerschlagen. Das ist die ganz ge¬ 
wöhnliche Aggressivität unseres hei¬ 
mischen Finanzkapitals. 


ren immer mehr der Produktivkräfte 
zu berauben, die letztere in ihrer Le¬ 
benshaltung herabzudrücken, um auf 
beider Kosten die Kapitalakkumula¬ 
tion gewaltig zu steigern. Von beiden 
Seiten schlagen aber die Bedingungen 
der Akkumulation auf einer gewissen 
Höhe in Bedingungen des Untergangs 
für das Kapital um. 

Je gewalttätiger das Kapital vermit¬ 
telst des Militarismus draußen in der 
Welt wie bei sich daheim mit der Exis¬ 
tenz nichtkapitalistischer Schichten 
aufräumt und die Existenzbedingun¬ 
gen aller arbeitenden Schichten herab¬ 
drückt, um so mehr verwandelt sich die 
Tagesgeschichte der Kapitalakkumu¬ 
lation auf der Weltbühne in eine fort¬ 
laufende Kette politischer und sozialer 
Katastrophen und Konvulsionen, die 
zusammen mit den periodischen wirt¬ 
schaftlichen Katastrophen in Gestalt 
der Krisen die Fortsetzung der Akku¬ 
mulation zur Unmöglichkeit, die Re¬ 
bellion der internationalen Arbeiter¬ 
klasse gegen die Kapitalsherrschaft zur 
Notwendigkeit machen werden. (...) 

Der Kapitalismus ist (...) ein leben¬ 
diger historischer Widerspruch in sich 
selbst (...). Auf einer gewissen Höhe 
der Entwicklung kann dieser Wider¬ 
spruch nicht anders gelöst werden als 
durch die Anwendung der Grundla¬ 
gen des Sozialismus - derjenigen Wirt¬ 
schaftsform, die zugleich von Hause 
aus Weltform und in sich ein harmo¬ 
nisches System, weil sie nicht auf die 
Akkumulation, sondern auf die Be¬ 
friedigung der Lebensbedürfnisse der 
arbeitenden Menschheit selbst durch 
die Entfaltung aller Produktivkräfte 
des Erdrundes gerichtet sein wird. 

Aus: Rosa Luxemburg: Die Akkumulati¬ 
on des Kapitals, in: Dies.: Gesammelte 
Werke, Bd. 5, Berlin 1990, S. 4iof. 


UZ: In den Medien wurden Ende 2014 
vor allem die Arbeitskämpfe der Lok¬ 
führer (GDL) und Piloten (Cockpit) 
thematisiert. Von den DGB-Gewerk- 
schaften hat höchstens ver.di mit dem 
Streik bei amazon in der Vorweih¬ 
nachtszeit für etwas Aufmerksamkeit 
gesorgt. Wie bewertest Du die Arbeits¬ 
kämpfe im Jahr 2014? 

Olaf Harms: Arbeitskämpfe gab es im 
letzten Jahr ja nicht nur bei der Bahn 
und der Lufthansa. Nur ein Beispiel: 
Im Öffentlichen Dienst gab es im April 
2014 einen Abschluss von drei Prozent, 
mindestens aber 90 Euro, der erkämpft 
werden musste. Dass im Wesentlichen 
über GDL und Cockpit berichtet wird, 
liegt doch daran, dass in der Öffent¬ 
lichkeit für das sogenannte Tarifein¬ 
heitsgesetz der Großen Koalition ge¬ 
worben wird, also für eine gesetzliche 
Einschränkung des Streikrechts über 
das Richterrecht, das über die Rechts¬ 
sprechung gebildet wird. 

UZ: Warum scheinen Streiks den klei¬ 
nen Spartengewerkschaften leichter zu 
fallen als unseren größeren DGB-Ge¬ 
werkschaften? 

Olaf Harms: Auf unserer Konferenz zu 
gewerkschaftstheoretischen Fragen in 
2013 haben wir uns dieser Frage gewid¬ 
met und festgestellt: Wir müssen kon¬ 
statieren, dass es in den letzten Jahren 
vermehrt zur Bildung von sogenannten 
Spartengewerkschaften gekommen ist. 
Ob es nun die Gewerkschaft der Lok¬ 
führer (GDL), die Neue Assekuranz 
Gewerkschaft (NAG), der Marburger 
Bund (MB) oder die Vereinigung der 
Piloten Cockpit (VC) ist, fast allen ist 
gemeinsam, dass ihre Mitglieder ihre 
Interessen nicht mehr durch die Ge¬ 
werkschaften vertreten sahen und in 
Zeiten härterer Verteilungskämpfe 
ihre Konflikt- und Streikfähigkeit auch 
einsetzen, und zwar unabhängig von 
den Interessen der übrigen Beschäf¬ 
tigten, um für sich exklusiv bessere Er¬ 
gebnisse zu erreichen. Diese exklusive 
Solidarität ist es, die das Grundprinzip 
der Solidarität, die Unterstützung der 
Schwachen durch Starke verletzt, die 
Einheitsgewerkschaft bedroht und die 
Spaltung der Arbeiterklasse vertieft. 
[...] Eine Änderung ihres Verhaltens 
können wir nur über eine scharfe in¬ 
haltliche aber solidarische Auseinan¬ 
dersetzung mit ihnen, über ihr Be¬ 
wusstsein, über eine gemeinsame Pra¬ 
xis in den betrieblichen und tariflichen 
Kämpfen und eine Stärkung ihrer be¬ 
rufsspezifischen Interessen in den Ge¬ 
werkschaften erreichen. 

UZ: 2015 stehen Gewerkschaftstage bei 
der IG Metall und bei ver.di an. Was 
sind die wichtigen Themen? 

Olaf Harms: Aus meiner Sicht der Ein¬ 
stieg in eine Debatte um eine Arbeits¬ 
zeitverkürzung bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich, die Verhinderung 
von Freihandelsabkommen wie TTIP, 
CETA oder TISA und der Beginn ei¬ 
ner grundsätzlichen Debatte über ge¬ 
sellschaftliche Vorstellungen über den 
Kapitalismus hinaus. Natürlich sind 
auch Fragen der Mitgliederentwick¬ 
lung oder der Tarifpolitik, deren Tak¬ 
tik und Strategie zu erörtern. 


UZ: Zu den Freihandelsabkommen 
und zum Tarifeinheitsgesetz und gibt 
es auch innerhalb des DGB sehr unter¬ 
schiedliche Positionen. Wie bewertest 
du in diesem Zusammenhang die Rol¬ 
le von IG Metall und ver.di, und viel¬ 
leicht auch nicht ganz unwichtig: die des 
DGB als Dachorganisation? 

Olaf Harms: Die unterschiedlichen 
Positionen von Industrie- (IGM, IG 
BCE) und Dienstleistungsgewerk¬ 
schaften (ver.di, GEW) lassen sich 
meines Erachtens erklären, wenn wir 
uns die Bereiche anschauen, in de¬ 
nen sie wirken. Zum Beispiel gibt es 



Olaf Harms ist Sekretär für Betriebs¬ 
und Gewerkschaftspolitik beim 
Parteivorstand der DKP. 


bei den Freihandelsabkommen die 
Hoffnung der Industriegewerkschaf¬ 
ten, darüber Arbeitsplätze im eigenen 
Land zu sichern, während die Dienst¬ 
leistungsgewerkschaften vollkommen 
zu Recht eine weitere Privatisierungs- 
welle im Bereich der öffentlichen Da¬ 
seinsvorsorge erwarten, und damit 
eine grundlegende Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen ihrer Mit¬ 
glieder. 

Hinsichtlich des sogenannten Ta¬ 
rifeinheitsgesetzes möchte ich in Er¬ 
innerung rufen, dass es eine gemein¬ 
same Initiative von BDA und DGB 
war, die sogenannte Tarifeinheit ge¬ 
setzlich zu regeln. Sie forderten in 
2010, durch eine Änderung des Ta¬ 
rifvertragsgesetzes künftig gesetzlich 
vorzuschreiben, dass für gleichartige 
ArbeitsVerhältnisse in einem Unter¬ 
nehmen nur ein einziger Tarifvertrag 
zur Anwendung kommen darf. Im 
Falle von mehreren Tarifverträgen 
soll demnach derjenige Tarifvertrag, 
den die Gewerkschaft mit den meis¬ 
ten Mitgliedern im Unternehmen 
abgeschlossen hat, alle anderen ver¬ 
drängen. Die sich aus dem vorrangi¬ 
gen Tarifvertrag ergebende Friedens¬ 
pflicht - während der nicht gestreikt 
werden darf - würde auch für dieje¬ 
nigen Beschäftigten gelten, die der 
Gewerkschaft, die den Vertrag abge¬ 
schlossen hat, gar nicht angehören. 
Zumindest in ver.di gab es nach die¬ 
sem Vorschlag eine Diskussion in der 
Gesamtorganisation, mit dem Ergeb¬ 
nis, dass ein Eingriff in unser Streik¬ 
recht abgelehnt wird. Zusammen mit 
GEW und NGG sammelt ver.di jetzt 
Unterschriften gegen das geplante 
Gesetzesvorhaben. 

UZ: Und die Rolle des DGB? 


Olaf Harms: Die scheint mir zu sein, 
den jeweils kleinsten gemeinsamen 
Nenner der acht in ihm zusammenge¬ 
schlossenen Gewerkschaften zu finden 
und selber nicht mehr als ein Korrektiv 
gegen die schlimmsten Verwerfungen 
im Kapitalismus zu sein. 

Diese kooperative Vorgehens¬ 
weise muss vor dem Hintergrund 
des Anwachsens von Massenarmut 
und der Atomisierung des Norma¬ 
larbeitsverhältnisses nicht nur hin¬ 
terfragt werden. Wir brauchen in al¬ 
len Gewerkschaften eine Diskussion 
über den Charakter und die Gesetz¬ 
mäßigkeiten des Kapitalismus hin 
zu einer gesellschaftlichen Alter¬ 
native. Der DGB wäre der richtige 
Ort, diese Diskussion zusammenzu¬ 
führen und gemeinsam starke Positi¬ 
onen für die gesamte Klasse zu ent¬ 
wickeln. 

UZ: Lohnt es sich angesichts der Positi¬ 
onen der DGB-Führung überhaupt, um 
Gewerkschaftsbeschlüsse zu kämpfen? 
Sie scheinen ja in der Praxis kaum eine 
Rolle zu spielen. 

Olaf Harms: Oh ja, es lohnt sich. Das 
beste Beispiel dafür ist doch gerade 
die Diskussion um die sogenannte 
Tarifeinheit. Drei von acht Gewerk¬ 
schaften, die nahezu 40 Prozent aller 
Gewerkschaftsmitglieder vertreten, 
organisieren jetzt über eine gemein¬ 
same Unterschriftensammlung den 
Widerstand gegen das Gesetzesvor¬ 
haben und damit gegen ein Vorhaben 
des SPD-geführten Bundesministeri¬ 
ums für Arbeit. 

UZ: Du bist Sekretär für Betrieb und 
Gewerkschaft beim PV der DKP. Wel¬ 
che Themenschwerpunkte hat die DKP 
in diesem Bereich? Was sind die Höhe¬ 
punkte 2015? 

Olaf Harms: Dazu gehört natürlich 
die Tarifauseinandersetzung der IGM. 
Ein dort erzielter Abschluss wird auf 
die anderen Tarifkämpfe Ausstrahlung 
entwickeln. 

Wir bleiben weiterhin beim The¬ 
ma Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich am Ball 
und werden Mitte des Jahres dazu eine 
Konferenz durchführen. Und wir wer¬ 
den uns dem Themenbereich „Indus¬ 
trie 4.0“ oder „Office 2.0“ widmen und 
erste Aussagen dazu auf dem gewerk¬ 
schaftspolitischen Forum im März die¬ 
ses Jahres entwickeln. 

Tagesaufgabe für uns Kommunis¬ 
ten bleibt, unsere Arbeit in Betrie¬ 
ben und Gewerkschaften besser zu 
organisieren, sie zu stärken und ak¬ 
tiv in die Tarifauseinandersetzungen 
einzugreifen. Zur aktuellen Tarifrun¬ 
de der IGM haben wir deshalb ein 
zentrales Flugblatt herausgebracht. 
Auch mit solchen kleinen Materia¬ 
lien wollen wir Tarifkämpfe nutzen, 
um die notwendigen grundlegenden 
Diskussionen über die Aufgabe von 
Gewerkschaften im Kapitalismus in 
den Gewerkschaften anzustoßen. 
Insbesondere zum letzten Punkt er¬ 
warte ich auch entsprechende Signa¬ 
le von unserem 21.Parteitag, der im 
November dieses Jahres stattfinden 
wird. 



Doppelverdiener 

Das Kapital braucht Kriege für seine Profite - 
und es profitiert an der Rüstung 
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„Der Druck muss raus!“ 

ver.di thematisiert die chronische Unterbesetzung in Krankenhäusern 


P flegenotstand - mit diesem Be¬ 
griff wird eine Menge von dem 
verbunden, was in Krankenhäu¬ 
sern schief läuft. Pflegenotstand, das 
bedeutet Personalmangel, mangelnde 
Versorgung von Patienten. 

Schenkt man der Bund-Länder-AG 
glauben, die Eckpunkte zur Kranken¬ 
hausreform herausgegeben hat, dann 
wird es 2015 besser - gut wird es nicht. 

„ver.di begrüßt, dass die Bund- 
Länder-Arbeitsgruppe zur Kranken¬ 
hausreform auf den dramatischen 
Personalmangel in den Krankenhäu¬ 
sern reagiert. Die Krankenhäuser 
brauchen dringend mehr Personal in 
der Pflege und in den anderen Be¬ 
schäftigtengruppen.“ 

Dass dieses Thema überhaupt im 
Papier der Bund-Länder-AG auf¬ 
taucht, ist ein Erfolg für ver.di. Er 
geht besonders auf betriebliche Ini¬ 
tiativen von ver.di-Kolleginnen und 
Kollegen in den Krankenhäusern zu¬ 
rück. Der bekannteste Fall ist das En¬ 
gagement von Kolleginnen und Kolle¬ 
gen am größten Universitätsklinikum 
Europas, der Berliner Charite. 

ver.di konnte hier im Juni 2014 
vermelden, den Personalabbau ge¬ 
stoppt zu haben. Jedenfalls sieht dies 
die Tarifeinigung mit der Charite-Lei¬ 
tung vor. Bis Ende 2014 wurde eine 
„Testzeit“ vereinbart, in der sich die 
Charite-Leitung verpflichtete, 80 zu¬ 
sätzliche Pflegekräfte einzustellen. 
Durch Mitbestimmung sollte gere¬ 
gelt werden, wo diese neuen Kräfte 
am dringendsten gebraucht werden. 
„Ein Tropfen auf den heißen Stein“ 
sagte die ver.di-Tarifkommission dazu 
- und ein Anfang. 

Nun gibt die Charite-Leitung in¬ 
zwischen an, dass sie Schwierigkei¬ 
ten hat, qualifizierte Kräfte auf dem 
Arbeitsmarkt zu bekommen. Sollte 
wirklich Mangel herrschen, könnte 
eine Anhebung der Löhne das Pro¬ 
blem für die Charite schnell aus der 
Welt schaffen. Die Ware Arbeitskraft 
reagiert auf solche Anreize beinahe 
so schnell wie Tankstellen auf eine Er¬ 
höhung der Ölpreise. 

Eine weitere Ursache für den 
Mangel an Pflegekräften könnte im 
tagtäglichen Druck hegen, der auf 
die Pflegekräfte ausgeübt wird. „Hal¬ 
te ich das bis zur Rente durch?“ Die¬ 
se Frage stellen sich Beschäftige ganz 
offen und die Antwort lautet: nein. 
Jedenfalls nicht im Krankenhaus und 
nicht im Pflegeberuf. 



Kurzum: Der Mangel an qualifi¬ 
zierten Kräften ist selbst verschul¬ 
det, eine Perspektive bieten die Häu¬ 
ser, die über Personalmangel klagen, 
nicht. 

So ist fraglich, ob die paritätisch 
besetzte Gesundheitskommission, die 
mit Ende der Friedenspflicht (31. De¬ 
zember 2014) nun evaluieren soll, ob 
es eine spürbare Entlastung der Cha¬ 
rite-Beschäftigten gegeben hat, ihre 
Aufgabe überhaupt erfüllen kann. 
Zuerst müsste ja die Einstellung der 
80 Vollzeitkräfte erfolgt sein. 

In die Tarifauseinandersetzung 
war ver.di mit der Forderung nach 
einer tariflichen Regelung für eine 
Mindestpersonalbesetzung in allen 
Bereichen des Krankenhauses gegan¬ 
gen - mit einer Quote von 1:2 auf den 
Intensiv- und 1:5 auf den anderen Sta¬ 
tionen. Kein Nachtdienst sollte mehr 
allein verrichtet werden müssen. 

Ein Signal, um den Boden für eine 
gesetzliche Regelung der Personal¬ 
bemessung zu bereiten. Der an der 
Charite abgeschlossene Tarifvertrag 
ist nur als erster Schritt gedacht und 
wird von einer bundesweiten Kam¬ 
pagne begleitet. Unter dem Slogan: 
„Der Druck muss raus!“ macht ver. 
di die chronische Unterbesetzung in 
Krankenhäusern zum Thema. Und 
kämpft 2015 für einen Erfolg, wie es 
der Mindestlohn 2014 war: löchrig, zu 
wenig, aber endlich mal in die richtige 
Richtung. 

Lars Mörking 


Arm 

trotz 


Arbeit 
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Und so orientieren sich ausgebil¬ 
dete Kräfte ständig um, suchen bei an¬ 
deren Häusern bessere Bedingungen 
oder wechseln den Beruf. Fortbildung, 
Umschulung oder gar Studium verhei¬ 
ßen jüngeren Kolleginnen und Kolle¬ 
gen einen Weg aus dieser Situation. 
Studiengänge wie Pflegemanagement 
boomen. Ein Zeichen für schlechte 
Personalplanung im Krankenhaus. 
Statt diese Bildungswege zu beglei¬ 
ten oder ein Weiterkommen innerhalb 
des Hauses zu ermöglichen, schaffen 
Krankenhäuser Fluchtgründe. 


Bildungsgewerkschaft 
zum Kooperationsverbot 

Die Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW) hat die Bundesre¬ 
gierung aufgefordert, einen „Pakt für 
gute Arbeit in der Wissenschaft“ auf¬ 
zulegen. Der Anlass: Der Bundesrat 
hat im Dezember der Lockerung des 
Kooperationsverbots im Grundgesetz 
zugestimmt. „Damit ist der Weg für 
den Bund frei, eine größere Verant¬ 
wortung für die Gestaltung der Wis¬ 
senschaftspolitik zu übernehmen. Die 
Bundesregierung muss die Grundge¬ 
setzänderung nutzen, um die Beschäf¬ 
tigungsbedingungen an Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen mit ei¬ 
nem ,Pakt für gute Arbeit in der Wis¬ 
senschaft 4 zu stabilisieren - im Interes¬ 
se der Wissenschaftlerinnen und Wis¬ 
senschaftler, aber auch der Kontinuität 
und damit Qualität von Forschung und 
Lehre“, sagte der stellvertretende Vor¬ 
sitzende und Hochschulexperte der 
GEW, Andreas Keller. 

„Ein ,Pakt für gute Arbeit in der 
Wissenschaft 4 soll Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen gezielt An¬ 
reize bieten, qualifizierten Wissen¬ 
schaftlerinnen und Wissenschaftlern 
eine dauerhafte Perspektive in Hoch¬ 
schule und Forschung zu eröffnen“, be¬ 
tonte Keller. Neun von zehn wissen¬ 
schaftlichen Angestellten hätten heute 
einen Zeitvertrag, über die Hälfte von 
ihnen mit einer Laufzeit von weniger 
als einem Jahr, dauerhafte Berufsper¬ 
spektiven neben der Professur gäbe es 
so gut wie keine. „Mit dem Pakt sol¬ 
len Hochschulen und Forschungsein¬ 
richtungen gefördert werden, wenn 
sie den Anteil unbefristeter Beschäf¬ 
tigungsverhältnisse erhöhen. Ebenso 
wenn sie Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern eine geregelte Lauf¬ 
bahn (Tenure-Track) anbieten und da¬ 
bei Frauen und Männern die gleichen 
Chancen eröffnen 44 , erläuterte der 
GEW-Hochschulexperte. 

Keller machte deutlich, dass sich 
die GEW nach wie vor dafür einset¬ 
ze, das Kooperationsverbot für den 
gesamten Bildungsbereich zu kippen. 
„Die Lockerung des Kooperationsver¬ 
bots für die Wissenschaft ist ein erster 
Schritt in die richtige Richtung - nicht 
mehr, aber auch nicht weniger. Aber 
nur dann, wenn der Bund die neuen 
Gestaltungsmöglichkeiten tatsächlich 
nutzt“, mahnte der GEW-Vize. Zudem 
müssten Bund und Länder die Hoch¬ 
schulen und Forschungseinrichtungen 
über die bereits bestehenden Pakte wie 
den Hochschulpakt, die Exzellenzin¬ 
itiative oder den Pakt für Forschung 
und Innovation darauf verpflichten, 
faire Beschäftigungsbedingungen zu 
garantieren. 


Tarifrunden 2015 - Eine Übersicht 

Es geht nicht nur um mehr Geld - IGM fordert Bildungsteilzeit und neue Altersteilzeit 


V on Ende 2014 bis Ende 2015 
laufen die Einkommenstarif¬ 
verträge für knapp 11 Millionen 
Beschäftigte aus. In einigen Branchen 
wird im kommenden Jahr nicht verhan¬ 
delt, weil die Verträge bis ins Jahr 2016 
hinein laufen. 

Bereits Ende Dezember 2014 lie¬ 
fen die Tarifverträge für die Metall- 
und Elektroindustrie, den öffentlichen 
Dienst (Länder), sowie das Hotel- und 
Gaststättengewerbe (regionale Berei¬ 
che) aus. An den Forderungen der IG 
Metall für die Tarifrunde in der Me¬ 
tall- und Elektroindustrie orientieren 
sich bereits jetzt die laufenden Diskus¬ 
sionen für Tarifforderungen in anderen 
Bereichen. Die Höhe des Ergebnisses 
im Bereich der Metall- und Elektro¬ 
industrie wird sich entsprechend auf 
alle Tarifrunden in diesem Jahr aus¬ 
wirken. Wir dokumentieren den aktu¬ 
ellen Stand und die gewerkschaftlichen 
Forderungen. 

Metall- und Elektroindustrie 

Die IG Metall geht mit einer Forde¬ 
rung von bis zu 5,5 Prozent mehr Lohn 
in die Tarifrunde der Metall- und Elek¬ 


troindustrie. Die Laufzeit soll 12 Mo¬ 
nate betragen. 

Geförderte Bildungsteilzeit und 
eine neue Altersteilzeit sind die zent¬ 
ralen Themen, bei denen die IG Metall 
eine Anpassung an die Veränderung in 
der Industriearbeit (mehr Kopfarbeit, 
flexiblere Übergänge) erreichen will. 

Die Entgelttarifverträge endeten 
am 31. Dezember 2014. Erste regio¬ 
nale Verhandlungen starten am 14. Ja¬ 
nuar 2015 in Baden-Württemberg und 
Bayern. 

Volkswagen AG 

Die Forderung beläuft sich auf 5,5 Pro¬ 
zent für 12 Monate. Die Verträge sind 
zum 28. Februar 2015 kündbar. Die 
erste Verhandlung ist auf den 4. Feb¬ 
ruar 2015 angesetzt. 

Chemische Industrie 
Am 10. November 2014 empfiehlt der 
Hauptvorstand der IG BCE eine Ent¬ 
geltforderung von vier bis fünf Prozent 
bei einer Laufzeit von 12 Monaten. Au¬ 
ßerdem soll der Tarifvertrag Demogra¬ 
fie und Lebensarbeitszeit angepasst so¬ 
wie der geschaffene Demografiefonds 
ausgebaut werden. Modelle des Über¬ 


gangs in die Rente sowie eine Vier- und 
Drei-Tage-Woche ab dem 60. Lebens¬ 
jahr sind vorgesehen. Die endgültigen 
Forderungen sollen am 22. Januar 2015 
beschlossen werden. Die Entgelttarif¬ 
verträge enden regional unterschied¬ 
lich im Zeitraum zwischen Ende Feb¬ 
ruar bis Ende April 2015. 

Öffentlicher Dienst (Länder) 

Am 18. Dezember 2014 beschlossen 
ver.di und GEW für die Beschäftigten 
der Länder des öffentlichen Dienstes 
(ohne Hessen) eine Erhöhung der Ent¬ 
gelte um 5,5 Prozent, mindestens aber 
um 175 Euro im Monat. Die geforderte 
Laufzeit beträgt 12 Monate. Die der¬ 
zeit gültigen Verträge laufen Ende des 
Jahres aus. Weitere Forderungen be¬ 
treffen die Auszubildenden (verbindli¬ 
che Übernahme, Erhöhung der Ausbil¬ 
dungsvergütungen und mehr Urlaub). 
Über den Tarifvertrag soll die Möglich¬ 
keit sachgrundloser Befristungen aus¬ 
geschlossen werden. Jegliche Eingriffe 
in die Leistungen der betrieblichen Al¬ 
tersversorgung werden abgelehnt. Die 
erste Verhandlungsrunde findet am 
16. Februar 2015 statt. 


Steinkohlenbergbau 

Am 13. November 2014 beschließt die 
Tarifkommission der IG BCE die Kün¬ 
digung der Lohn- und Gehaltstarif¬ 
verträge und fordert einen realen Ein¬ 
kommenszuwachs sowie eine dauer¬ 
hafte Absicherung der Sonderzahlung. 

Auslaufende Tarif¬ 
verträge 2015: 

Ende Dezember 2014 liefen neben 
den Tarifverträgen für die Metall- und 
Elektroindustrie und dem öffentlichen 
Dienst (Länder) die des Hotel- und 
Gaststättengewerbes (regionale Be¬ 
reiche) aus. 

Im Februar 2015 endet die Laufzeit 
des Tarifvertrages der Chemischen In¬ 
dustrie Nordrhein, Hessen, Rheinland- 
Pfalz. 

Ende März folgen der Einzelhan¬ 
del (Hessen, Saarland, Baden-Würt¬ 
temberg), der Groß- und Außenhan¬ 
del (Baden-Württemberg, Bayern, 
Sachsen) und die Chemische Indus¬ 
trie (Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Niedersachsen, Bremen, Westfalen, 
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin- 


West). Ende April stehen weitere Ver¬ 
träge des Einzelhandels (Schleswig- 
Holstein, Hamburg, Niedersachsen, 
Bremen, Nordrhein-Westfalen, Hes¬ 
sen, Rheinland-Rheinhessen u.a.) an. 

Ende Mai folgen weitere Bereiche 
des Einzelhandels und des Kfz-Gewer- 
bes sowie die Deutsche Post AG. 

Im Juni stehen die Landwirtschaft 
(ohne Niedersachsen und Mecklen¬ 
burg-Vorpommern) und die Woh¬ 
nungswirtschaft auf dem Tarifkalender. 

Im Juli sind das Private Verkehrs¬ 
gewerbe (Niedersachsen, Berlin, Bran¬ 
denburg) und die Kunststoff verarbei¬ 
tende Industrie (Bayern) an der Reihe. 

Im September folgen das Private 
Verkehrsgewerbe sowie die Kunst- 
off verarbeitende Industrie (jeweils 
Hessen). 

Ende Oktober laufen die Verträge 
für die gewerblich Beschäftigten des 
Gebäudereinigerhandwerks aus. 

Ende Dezember 2015 enden u.a. 
die Laufzeiten der Verträge in der Holz 
und Kunststoff verarbeitenden Indust¬ 
rie (Niedersachsen/Bremen u.a.). 
Quelle: WSI Tarifarchiv, abrufbar unter: tarifvertrag.de 
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Anschlag auf Antifaschisten 

Zu Beginn der Woche wurde der Anti¬ 
faschist und Linkspartei-Politiker Hans 
Erxleben offenbar erneut Opfer einer 
Attacke von Neonazis. So brannte in der 
Nacht zu Dienstag das Fahrzeug des Na¬ 
zigegners aus, dessen Wohnhaus bereits 
2012 von extremen Rechten attackiert 
worden war. Zu Beginn der Woche waren 
in Berlin mehrere Fahrzeuge in Brand ge¬ 
setzt worden. Gemutmaßt wird über eine 
Anschlagsserie von Neofaschisten, die 
damit gegen Personenkreise, die sich in 
der jüngsten Vergangenheit mit Flücht¬ 
lingen solidarisiert hatten, mobil machen 
und diese einschüchtern wollen. Solida¬ 
rität erhielt Erxleben auch vom Berliner 
SPD-Landesvorsitzenden Jan Stoß. „De- 
mokratinnen und Demokraten werden 
sich von solchen feigen Angriffen nicht 
einschüchtern lassen. Wir stehen zusam¬ 
men“, erklärte der SPD-Politiker. (bern) 

Staatsanwaltschaft ermittelt 
wegen Chemikalien-Attacke 

Die Leipziger Staatsanwaltschaft ermit¬ 
telt nach fast einem Jahr endlich gegen 
namentlich bekannte Polizeibeamte, die 
im Februar des vergangenen Jahres eine 
Chemikalie aus einem Hochdrucklö¬ 
scher auf Teilnehmende einer antirassis¬ 
tischen Kundgebung in Leipzig-Schöne¬ 
feld gesprüht haben sollen. In den Feuer¬ 
löschern hatten sich offenbar - entgegen 
vorherigen Erklärungen der Beamten - 
keineswegs nur Wasser, sondern auch der 
Löschmittelzusatz „FireAde 2000“ und 
ein Frostschutzmittel befunden. Bisher 
hatte die Behörde einzig „gegen Unbe¬ 
kannt“ ermittelt, obwohl Bildmaterial, 
mutmaßlich an der gefährlichen Atta¬ 
cke beteiligte Polizeibeamte zeigte. Zu¬ 
dem wurde mittlerweile bekannt, dass 
es sich bei dem gefährlichen Angriff der 
Beamten auf die Antirassisten keines¬ 
wegs - wie einst vom sächsischen Innen¬ 
minister Markus Ulbig (CDU) behaup¬ 
tet - um einen „Einzelfall“ handelte. So 
sollen auch bei zwei Dynamo-Spielen im 
Juli und Oktober 2013 derlei Speziallö¬ 
scher eingesetzt worden, (bern) 

Antifa-Demo in Magdeburg 

Verschiedene antifaschistische Organisa¬ 
tionen rufen für den 16. Januar (19 Uhr, 
HBF Magdeburg) zu einer antifaschisti¬ 
schen Demonstration auf. Zum 70. Mal 
jährt sich an diesem Tag die Bombardie¬ 
rung Magdeburgs durch alliierte Luft¬ 
verbände im Zweiten Weltkrieg. Die¬ 
ses Datum nutzen seit Jahren Neonazis 
aus ganz Deutschland um in der Stadt 
an der Elbe einen geschichtsrevisionis¬ 
tischen Aufmarsch durchzuführen. Bis¬ 
her konnte dieser trotz stetig wachsen¬ 
dem antifaschistischen Widerstands nicht 
verhindert werden, was u.a. auf das Zu¬ 
sammenspiel von Faschisten und Polizei 
zurückzuführen war. Letztere war es, die 
in den vergangenen Jahren außerordent¬ 
liche Mittel in Bewegung setzte, um den 
Aufmarsch durchzuführen und gleichzei¬ 
tig massiv gegen Antifaschistinnen und 
Antifaschisten vorging. „Wir wollen mit 
einer Demonstration direkt am Jahrestag 
der Bombardierung auf diese Zustände 
aufmerksam machen sowie eigene anti¬ 
faschistische und revolutionäre Positio¬ 
nen auf die Straßen von Magdeburg tra¬ 
gen“, kündigen die Linken in ihrem Auf¬ 
ruf an. (bern) 

Gedenken an ermordete 
Homosexuelle 

Am 27. Januar 2015 wird der Tag des Ge¬ 
denkens an die Opfer des Faschismus 
begangen. Anlass ist der 70. Jahrestag 
der Befreiung des Konzentrationslagers 
Auschwitz. Der Lesben- und Schwulen- 
verband (LSVD) und die Stiftung Denk¬ 
mal für die ermordeten Juden Europas 
laden aus diesem Grund zu einer Ge¬ 
denkfeier am Denkmal für die im Nati¬ 
onalsozialismus verfolgten Homosexu¬ 
ellen in Berlin-Tiergarten ein, um der 
schwulen Opfer der Nazis zu gedenken. 

Die Nationalsozialisten hielten Ho¬ 
mosexualität für eine „widernatürliche 
Veranlagung“, für eine den so genann¬ 
ten „Volkskörper“ schädigende „Seu¬ 
che“, die „auszurotten“ sei, so der LSVD. 
Insgesamt über 100 000 Männer wurden 
polizeilich erfasst und rund 50 000 nach 
den Strafrechtsparagrafen 175 und 175a 
verurteilt. Etwa 10 000 schwule Män¬ 
ner wurden in Konzentrationslager ver¬ 
schleppt. Etwa 5 000 Männer überlebten 
nicht, (bern) 


Gastkolumne von Georg Fülberth 


PECIDA-Versteher 


Die Nazis von PEGIGA müssen sich von ihrem hoch¬ 
verehrten Herrn Bundespräsidenten Gauck verraten 
und verkauft fühlen. Bislang durften sie ihn für ihren 
Stichwortgeber halten, denn er hatte sich 2012 von 
der Feststellung seines Vorgängers, der Islam gehöre 
zu Deutschland, distanziert. Jetzt redete er in seiner 
Weihnachtsansprache über die Nöte der Flüchtlinge. 
Die Vielfalt auch der Religionen, die Migration mit 
sich bringt, wertete er nicht negativ. 

Wie Martin Luther ist der Gotteskrieger untertan 
der Obrigkeit. Die Leitmedien sind geschlossen gegen 
PEGIDA. Die Arbeitgeber befürworten Zuwande¬ 
rung und Arbeitserlaubnis für Asylbewerber (innen). 
Gauck hat verstanden. 

Die „Süddeutsche Zeitung“ schreibt, er reagiere 
auf Überfremdungsangst. In der Vergangenheit habe 


er für diese Verständnis gezeigt. Jetzt halte er es für 
geboten, etwas gegenzusteuern. Das ist ein etwas ver¬ 
giftetes Lob: es schilt Gauck einen Brandstifter, der 
nun Feuerwehr spielt. Ob das wohl so gemeint war? 

Die Behauptung, Fremdenhass komme aus Angst, 
ist die Lüge aller PEGIDA-Versteher. In Dresden re¬ 
giert Montagsabends nicht die Panik von in die Enge 
Getriebenen, sondern durchaus ein Gefühl der Stär¬ 
ke. Die da marschieren, halten sich für die Größten 
und folgern daraus das Recht für sich, auf denen, die 
schwächer sind als sie, herumtrampeln zu dürfen. Je 
kleiner die Minderheit, gegen die man sich wendet 
(in Sachsen ist sie besonders winzig), desto heftiger 
ist die Machtphantasie der Platzhirsche. Dass die 
Montagsdemonstrant(inn)en sich zugleich auffüh¬ 
ren, als seien sie eine bedrohte Art, widerspricht dem 


nicht. Auf diese Weise können auch die mitgenommen 
werden, die es tatsächlich nicht so dicke haben. Da¬ 
mit sie nicht gegen oben aufmucken, erhalten sie die 
Gelegenheit, nach unten zu treten. Aggression nach 
außen legitimiert sich oft als Verteidigungshandlung. 
So entstanden in der Geschichte sogar Weltreiche. 
Alle Kriege, in denen das römische Imperium immer 
größer wurde, sind als Defensivhandlungen ausgege¬ 
ben worden. An dieser Stelle verknüpfen sich Gaucks 
Kriegspredigten sogar mit dem PEGIDA-Versteher- 
tum: ein Volk habe das Recht zur Furcht und im Er¬ 
gebnis zur Stärke. Allerdings habe sich der Mob dabei 
nach den Vorgaben der Eliten zu richten. Und die 
raten vorerst innenpolitisch noch zur Zurückhaltung, 
während sie außenpolitisch (siehe Ukraine) gespal¬ 
ten sind. 


Tag der Befreiung - Tag des Sieges 



S./g. Mai 2015 

Zum Jahresauftakt gab die FIR (Fede¬ 
ration Internationale des Resistants - 
Association antifasciste), eine Erklä¬ 
rung ab. Sie lautet: 

Vor 70 Jahren erlebte die Mensch¬ 
heit am 8. und 9. Mai 1945 die end¬ 
gültige militärische Zerschlagung des 
deutschen Faschismus. Diese Daten 
markieren den Sieg über das men¬ 
schenverachtende Regime des Hitler- 
Faschismus, 

★ das politische Gegner und Anders¬ 
denkende ausgrenzte, verfolgte und in¬ 
haftierte, 

★ das Menschen allein aus einer kons¬ 
truierten Rassezugehörigkeit als Juden, 
als Sinti und Roma, als Slawen millio¬ 
nenfach ermordete, 

★ das die Staaten in Europa und selbst 
Länder und Völker in anderen Teilen 
der Welt mit Krieg, Okkupation und 
Vernichtung überzog, mit dem Ziel 
der imperialen Hegemonie und der 
Zerschlagung der Sowjetunion, 

★ das im grausamen Ergebnis mindes¬ 
tens 55 Millionen Menschen das Leben 
kostete. 

Heute wird in manchen Ländern Eu¬ 
ropas die geschichtliche Wahrheit ver¬ 
leugnet, WERDEN die Kollaborateure 
mit dem faschistischen Okkupanten als 
„Freiheitskämpfer“ geehrt. Gegen die¬ 
se Form von Geschichtsrevision beto¬ 
nen wir als FIR: 

Die faschistischen Weltherrschafts¬ 
pläne wurden durch das gemeinsame 
Handeln der Anti Hitler-Koalition ge¬ 
stoppt. Es waren die Angehörigen der 
Streitkräfte der Alliierten, vor allem 
die Angehörigen der sowjetischen Ar¬ 


mee, die die Hauptlast des Krieges tru¬ 
gen, die diese Bedrohung auch militä¬ 
risch zerschlugen. 

Es waren die Partisanen und Wider¬ 
standskämpfer in allen vom Faschis¬ 
mus okkupierten Ländern, bei denen 
die Kommunisten in den ersten Reihen 
standen, die ihr Leben einsetzten für 
die Freiheit ihrer Heimat. Teil dieser 
Anti - Hitler - Koalition waren auch 
deutsche Antifaschisten, die illegal in 
Deutschland, in den Reihen der Parti¬ 
sanen oder gemeinsam mit den alliier¬ 


ten Streitkräften für die 
Befreiung ihres eigenen 
Landes kämpften. 

Wir erinnern an all 
diejenigen Frauen und 
Männer, die - oftmals 
unter Einsatz ihres Le¬ 
bens - die Befreiung er¬ 
möglicht haben. In politi¬ 
schen Erklärungen selbst 
des Europäischen Parla¬ 
ments wird behauptet, 
dass mit dem Ende des 
Krieges nur eine „tota¬ 
litäre Herrschaft“ durch 
die andere ausgetauscht 
worden sei. 

Die FIR betont dem¬ 
gegenüber: 

Der 879. Mai 1945 
war der Tag der Befrei¬ 
ung und des Sieges 

★ für alle vom deutschen 
Faschismus bedrohten 
Völker, 

★ für die Inhaftierten 
der faschistischen Kon¬ 
zentrationslager, die noch in der Ago¬ 
nie des NS-Regimes auf Todesmarsch 
geschickt worden waren, 

★ für die Zwangsarbeiter, die in ver¬ 
schiedenen Formen Sklavenarbeit für 
die deutsche Industrie, die Landwirt¬ 
schaft und Kriegspolitik leisten muss¬ 
ten, 

★ für die Nazigegner in Deutschland 
selber. 

Er markiert den Beginn einer neuen 
Politik in den internationalen Bezie¬ 
hungen. Die Gemeinsamkeit des Han¬ 


delns aller Nazigegner schuf die Basis 
für die Gründung der Vereinten Natio¬ 
nen und die Fixierung von Grundlagen 
des Völkerrechts für die Verfolgung 
und Verurteilung der Hauptkriegs¬ 
verbrecher im Nürnberger Tribunal. 
Diese Rechtsnormen haben bis heute 
Gültigkeit, wie die Generalversamm¬ 
lung der Vereinten Nationen jüngst 
bestätigte. 

Damals hieß die gemeinsame Lo¬ 
sung aller Antifaschisten „Nie wieder 
KrieglNie wieder Faschismus!“ Für die 
FIR und ihre Mitgliedsverbände ist das 
eine Verpflichtung für heute und mor¬ 
gen. Wir handeln gemeinsam mit den 
Angehörigen heutiger Generationen 

★ gegen Neofaschismus, extreme Rech¬ 
te und Rechtspopulismus, 

★ gegen Fremdenfeindlichkeit, Ras¬ 
sismus, religiöse Intoleranz und Anti¬ 
semitismus, 

★ gegen Krieg, imperiale Hegemonie, 
staatlichen und nicht-staatlichen Ter¬ 
rorismus 

sowie deren gesellschaftliche Wurzeln. 
Die Befreiung bildet die Grundlage 
für die Vision einer „neuen Welt des 
Friedens und der Freiheit“, wie es die 
Häftlinge des KZ Buchenwald am 
19. April 1945 formulierten. In ih¬ 
rem Sinne kämpfen die Mitgliedsor¬ 
ganisationen der FIR heute für die 
Verwirklichung umfassender politi¬ 
scher und sozialer Menschenrechte, 
für Frieden und Demokratie. Ge¬ 
meinsam begehen wir den 879. Mai 
2015 als Tag der Befreiung und Tag 
des Sieges. 

Januar 2015, Exekutivausschuss der FIR 


Erinnern bleibt aktuell 

Antifaschistinnen ehren Hans Merker (KPD) 



Auf dem Weg zur Gedenkfeier am Gemeinschaftsgrab der drei kommunistischen 
Widerstandskämpfer auf dem Hofer Friedhof. 


Am 5. Januar j ährte sich der Tag der 
Ermordung des kommunistischen Wi¬ 
derstandskämpfers Hans Merker zum 
70. Mal. Mehr als ein Dutzend Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten aus der 
Hofer Region ließen sich von Eis und 
Schnee nicht abhalten, am Sonntag da¬ 
vor auf dem Friedhof der Saalestadt an 


Widerstand von SPD- und 
KPD-lern in Hof (Saale) 

der Gedenkfeier von DKP Oberfran¬ 
ken und VVN-BdA Hof-Wunsiedel 
teilzunehmen. 

Eingangs erklang das ergreifen¬ 
de Lied „Meinst du, die Russen wol¬ 
len Krieg?“ nach einem Gedicht des 
russischen Dichters Jewtuschenko. Es 
verstand sich von selbst, dass in allen 
Rede-Beiträgen der kollektive Schwur 
der Buchenwald-Häftlinge „Nie wieder 
Faschismus, nie wieder Krieg“ gerade in 
Hinblick auf die aktuelle Situation in 
Europa direkt oder indirekt angespro¬ 
chen wurde. 

Randolph Oechslein von der DKP 
in Hof rief Stationen aus dem Leben 


des KPD-Mitglieds Merker in Erinne¬ 
rung. Das Gedenken galt auch Merkers 
Genossen Philipp Heller und Ewald 
Klein, die bereits vor ihm Opfer der Na¬ 
zis wurden, wie auch den vielen anderen 
Hofer Widerstandskämpfern, vor allem 
aus den Reihen der KPD, aber auch der 
SPD. Unter ihnen war auch die kühne 
junge Sozialdemokratin Rosa Opitz, die 
mehr als einmal ihr Leben riskierte. 

Sie alle wären größtenteils völlig in 
Vergessenheit geraten, hätte nicht der 
frühere KPD-Stadtrat Rudi Macht ih¬ 
nen in seiner fünfbändigen „Geschich¬ 
te der Hofer Arbeiterbewegung“ ein 
Denkmal gesetzt. Unmittelbar nach der 
Befreiung war in Hof zwar eine Stra¬ 
ße nach dem kommunistischen Opfer 
der Nazidiktatur benannt worden so¬ 
wie jeweils eine Brücke bzw. ein gro¬ 
ßes Sportstadion nach seinen beiden 
Kampfgefährten. Im Zuge des Kalten 
Krieges jedoch und des erneuten Ver¬ 
bots der KPD in den 50ern wollte man 
davon nichts mehr wissen. Die Umbe¬ 
nennung wurde rückgängig gemacht. 

Seit Jahren fordern DKP und VVN 
zusammen mit dem parteilosen Stadt¬ 


rat Thomas Etzel (Liste Die Linke), 
die Widerstandsgruppe Merker, Heller 
und Klein auch ganz offiziell und öf¬ 
fentlich zu ehren. Immerhin hatte die 
Stadt Hof wenigstens anlässlich von 
Merkers Todestag eine Grußadresse 
geschickt und auf dem Gemeinschafts¬ 
grab der drei Kommunisten einen gro¬ 
ßen Kranz aufstellen lassen. 


Die Stadtratsfraktion der SPD, de¬ 
ren stellvertretende Fraktionsvorsit¬ 
zende Eva Döhla an der Gedenkfei¬ 
er teilnahm, hatte kürzlich ebenfalls 
das Anliegen aufgegriffen. Die Sozi¬ 
aldemokraten plädieren dafür, Hans 
Merker mit einem „Stolperstein“ vor 
seinem früheren Wohnhaus zu ehren. 

Eva Petermann 
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Rassistische Offensive gescheitert 

Mehrere Zehntausend Demonstranten gegen PEGIDA 


A ußerhalb Dresdens folgten am 
vergangenen Montag nur weni¬ 
ge Menschen den Aufrufen des 
sogenannten „Pegida“-Netzwerks und 
seiner lokalen Ableger zu Demonstra¬ 
tionen. Dagegen waren es - selbst nach 
Polizeiangaben - mehrere zehntausend 
Menschen, die sich PEGIDA entgegen¬ 
stellten. In Dresden konnten die rech¬ 
ten Wutbürger nach Pressemeldungen 
erneut einen Teilnehmerrekord verbu¬ 
chen. Rund 18 000 Personen marschier¬ 
ten danach in der sächsischen Landes¬ 
hauptstadt auf, um vor einer von ih¬ 
nen ausgemachten „Islamisierung des 
Abendlandes“ zu warnen. (Alle in die¬ 
sem Artikel genannten Zahlen stützen 
sich auf Polizeiangaben und Presse¬ 
meldungen.) Rund 4 000 Antirassis¬ 
ten und Nazigegner protestierten in 
der Elbmetropole gleichzeitig gegen 
das braune Treiben. Im Anschluss an 
den „Pegida“-Aufmarsch versuchten 
einige Rechte zu den Gegendemons¬ 
tranten vorzudringen und skandierten 
dabei Parolen wie „Zecken klatschen“ 
„Solche Szenen kannte ich bisher 
nur von Naziaufmärschen“, berichte¬ 
te die sächsische Linkspartei-Politike¬ 
rin und Landtagsabgeordnete Kerstin 
Köditz. „Zudem versuchten Mitglie¬ 
der der extrem rechten ,Identitären 
Bewegung’, in den Sächsischen Land¬ 
tag einzudringen - um ein Zeichen für 
,Pegida’ zu setzen, wie es heißt. Unter 
den ,Identitären’, die vor dem Landtag 
Transparente aufspannten, befand sich 
mit Tony G. auch ein bekannter Neona¬ 
zi aus Zwickau. G. ist mit Andre Emin- 
ger bekannt, der in München im Zu¬ 
sammenhang mit der NSU-Mordserie 
vor Gericht steht“, schilderte Köditz 
ihre Erlebnisse weiter. 

Insgesamt habe sich erneut gezeigt, 
dass die ,Pegida’-Organisatoren ihre 



Am Kölner Dom ging das Licht aus. 

Anhänger längst nicht mehr im Griff 
haben. „Deren angebliche Friedfertig- 
keit ist nur ein Mythos - das hatte sich 
schon kurz vor Weihnachten gezeigt, als 
mutmaßliche ,Pegida’-Anhänger brutal 
auf migrantische Jugendliche losgegan¬ 
gen waren. Solchen so genannten De¬ 
monstranten geht es mitnichten um die 
vielbeschworene ,Diskussion’“, schluss¬ 
folgerte die Landtagsabgeordnete wei¬ 
ter. Sie erwarte von der aus CDU und 
SPD bestehenden sächsischen Landes¬ 
regierung, dass „sie der Stimmungsma¬ 
che von Rechtsaußen nicht länger auf 
den Leim geht“ und forderte die „sicht¬ 
bare Solidarität mit Migrantinnen und 
Migranten, die durch das Gebaren von 
,Pegida’ eingeschüchtert werden“. Un¬ 
terdessen waren am vergangenen Mon¬ 
tag insgesamt rund 3 000 Menschen in 
München und Würzburg gegen die ras¬ 


sistischen Proteste auf die Straße gegan¬ 
gen. Gleichzeitig waren in den beiden 
besagten Städten nur rund 350 Bürger 
gegen „Islamisierung“ aufmarschiert. 

In Stuttgart nahmen mehr als 8 000 
Menschen an Protesten gegen das anti¬ 
muslimische „Pegida“-Netzwerk teil. In 
Köln nahmen rund 7 500 Nazigegner an 
antirassistischen Protesten gegen das 
dortige „Kögida“-Bündnis teil, an des¬ 
sen Kundgebung nur verhältnismäßig 
wenige Personen teilnahmen. Aus Pro¬ 
test gegen den gleichzeitig stattfinden¬ 
den rechten Aufmarsch wurde außer¬ 
dem die Außenbeleuchtung des Köl¬ 
ner Doms abgeschaltet. Auch in Berlin 
und Münster kam es zu Protesten ge¬ 
gen Rassismus und Neofaschismus. Im 
nordrhein-westfälischen Münster be¬ 
kundeten über 10 000 Menschen ihre 
Solidarität mit Llüchtlingen. In Berlin 


Die Deutzer Brücke blieb leer. Den Kölner Rassisten 
gelang es nicht, den Rhein zu überqueren. 


waren es 5 000 Antirassisten, die nur ei¬ 
nigen Dutzend antimuslimischen Ras¬ 
sisten gegenüberstanden. 

Die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schisten (VVN-BdA) forderte die Be¬ 
hörden auf, einen für den 18. Januar in 
Essen angemeldeten Aufmarsch des 


rechten Netzwerks „Hooligans gegen 
Salafisten“ (Hogesa) zu verbieten. Ob 
als „Hogesa“ oder als „Pegida“, den An¬ 
hängern gehe es „um Rassenhass, Het¬ 
ze gegen Migranten, gegen Llüchtlinge, 
Andersaussehende, Andersdenkende“. 
„Lür uns ist es unvorstellbar, dass in 
bisher noch nie gekannter Größenord¬ 
nung gewaltbereite Nazis und Hooli¬ 
gans mit rassistischen und ausländer¬ 
feindlichen Transparenten und Parolen 
durch Essener Straßen ziehen sollen. 
Und das in einer Zeit, in der wir an¬ 
lässlich des 70. Jahrestages der Befrei¬ 
ung von Auschwitz der Ermordeten in 
den faschistischen Vernichtungslagern 
gedenken, unter ihnen über 2 000 Es¬ 
sener Jüdinnen und Juden“, so die Es¬ 
sener VVN. 

„Vor dem Hinter¬ 
grund der unsäglichen 
deutschen Geschichte 
und dem, was auch in 
jüngster Zeit an rassisti¬ 
schen Verbrechen und an 
Gewaltexzessen geschah, 
darf die von ,Hogesa 4 
angemeldete Kundge¬ 
bung niemals zugelassen 
werden“. Ein Verbot von 
rassistischen Ausschrei¬ 
tungen bedeute dabei 
keineswegs die „Ein¬ 
schränkung von Mei- 
nungs- und Demonst¬ 
rationsfreiheit, sondern 
die Verhinderung von 
Volksverhetzung und Androhung von 
Gewalt“, so die Nazigegner weiter. 

Das antifaschistische Bündnis „Es¬ 
sen stellt sich quer!“ ruft unterdessen 
zu Protesten auf, sollte der geplante 
„Hogesa“-Aufmarsch nicht von den 
Behörden untersagt werden. 

Markus Bernhardt/AR 


Wer und was bleibt auf der Strecke? 

Streit im AfD-Vorstand eskaliert 


Der auf der AfD-Vorstandsklausur im 
November in Regensburg vereinbar¬ 
te sachlichere und friedlichere Um¬ 
gang miteinander hat das Jahr 2014 
nicht überdauert. Was gegenwärtig die 
FAZ , die Welt , Spiegel und andere Me¬ 
dien an die Öffentlichkeit bringen, ist 
eine Eskalation des Streits unter den 
Vorständlern. Vordergründig geht es 
um einen Machtkampf zwischen dem 
AfD-Vorsitzenden Bernd Lucke so¬ 
wie dem stellvertretenden Vorsitzen¬ 
den Hans-Olaf Henkel einerseits und 
den Ko-Vorsitzenden Konrad Adam 
und Frauke Petry sowie Alexander 
Gauland andererseits. Lucke strebt 
den alleinigen Vorsitz an. Setzt er sich 
durch, würden Adam und Petry auf 
der Strecke bleiben. Doch zugleich 
vermuten selbst bürgerliche Medien, 
dass hinter diesem Machtkampf mehr 
steckt - nämlich ein Kampf um die 
Ausrichtung der Partei. Und da pral¬ 
len unterschiedliche Meinungen hart 
aufeinander. 

Die über Email verbreiteten Brie¬ 
fe von Lucke, Adam, Henkel, Gauland 
und Petry, die in die Öffentlichkeit ge¬ 
bracht wurden, belegen einen zutiefst 
unwürdigen Zustand, der gegenwärtig 
im AfD-Vorstand herrscht. Genießen 
wir einen Einblick in die Vorstandse¬ 
tage, notiert mit Datum und Uhrzeit 
in faz.net: 

★ Da ist zunächst die Einladung des 
Bundesvorsitzenden Bernd Lucke 
und des Vorständlers Gustav Greve 
vom 26. Dezember an alle Kreis-, Be¬ 
zirks- und Landesvorsitzenden zu ei¬ 
ner „Kreisvorsitzendenversammlung“ 
am 18. Januar in Frankfurt/Main. Ziel 
der Zusammenkunft sei, so schrie¬ 
ben Lucke und Greve, vor dem Bun¬ 
desparteitag Ende Januar in Bremen 
„die Verantwortungsträger der Partei 
rechtzeitig über anstehende Entschei¬ 
dungen und Prozesse zu informieren 44 . 
Der Brief ist in einem sachlichen Ton 
gehalten. Den Streit löste aus, dass er 


an allen Vorständlern vorbei, ohne 
auch nur einen einzigen von ihnen zu 
konsultieren, verschickt wurde. Kein 
gerade schöner Umgang! 

★ Die Antwort vom Ko-Vorsitzenden 
Konrad Adam, der über zwei Jahrzehn¬ 
te Redakteur bei der FAZ war und 
noch heute über viele Drähte zu den 
Medien verfügt, kam postwendend: 
„Bernd Lucke hat allein, ohne Rück¬ 
sprache und ohne Zustimmung mit uns 
gehandelt... Ich kann mich nicht erin¬ 
nern, Bernd Lucke, dessen Verdienst 
unbestritten sind, jemals in einerWeise 
angegriffen oder auch nur kritisiert zu 
haben, die ein derart eigenmächtiges 
Vorgehen rechtfertigen könnte“, em¬ 
pörte sich Adam, dessen Mail an den 
gleichen großen Verteiler wie die von 
Lucke ging. 

★ Nur 25 Minuten nach der Adam- 
Mail mailte Hans-Olaf Henkel, der 
ehemalige BDI-Chef und stellver¬ 
tretende Vorsitzende der AfD, eben¬ 
falls über großen Verteiler: „Eine sol¬ 
che - verzeihen Sie - niederträchtige 
Antwort auch noch an einen solchen 
großen Verteiler zu senden, hätte ich 
Ihnen nicht zugetraut ... Sie sind to¬ 
tal von der Rolle und merken es offen¬ 
sichtlich nicht einmal. Sie scheinen von 
Enttäuschung über ihre Bedeutung in 
der Partei und Ihrem Ehrgeiz zerfres¬ 
sen zu sein. Sie können Herrn Lucke 
nicht im entferntesten das Wasser rei¬ 
chen 44 Henkel wirft ihm vor, dass Adam 
Lucke „immer aufs Neue ein Bein stel¬ 
len“ wolle und sich selbst immer „lä¬ 
cherlicher“ mache. „Selten wurde ich 
Zeuge einer so dramatischen Persön¬ 
lichkeitsveränderung. Ein Drama ...“ 
schreibt Henkel und endet: „Ich hoffe, 
der letzte Akt wird bald aufgeführt und 
Sie treten von der Bühne ab.“ Mit ein¬ 
fachen Worten: Der stellvertretende 
Parteivorsitzende forderte einen der 
Vorsitzenden zum Rücktritt auf! 

★ Nun fühlten sich, das Neue Jahr war 
inzwischen erreicht worden, Frauke 


Petry und Luckes anderer Stellvertre¬ 
ter, Alexander Gauland, herausgefor¬ 
dert, über großen Verteiler Stellung 
zu beziehen. Petry war Unternehme¬ 
rin, ist mit Lucke und Adam Ko-Vor- 
sitzende, sächsische Landesvorsitzende 
und Fraktionsvorsitzende im Landtag. 
Sie lud in dieser Woche die „Pegida“- 
Organisatoren in den Landtag ein. 
Gauland war 40 Jahre lang Mitglied 
der CDU, von 1987 bis 1991 Leiter der 
hessischen Staatskanzlei unter Minis¬ 
terpräsident Wallmann, AfD-Grün- 


dungsmitglied, Landes vor sitzender in 
Brandenburg und Alterspräsident im 
Potsdamer Landtag. Sie kritisierten 
den Alleingang mit der Einladung zu 
einem „Vor-Parteitag“. Sie warfen Lu¬ 
cke eine Parteiführung nach „Gutsher¬ 
renart“ vor, der seinen Wunsch nach 
alleinigem Parteivorsitz mit „Drohun¬ 
gen“ durchsetzen wolle. Lucke stehe im 
übrigen in vielen Fragen den Grund¬ 
anliegen der AfD-Basis entgegen. Er 
habe zum Beispiel im Europaparla¬ 
ment für Sanktionen gegen Russland 
gestimmt. Sie und andere E-Mail-Un- 
terzeichner legten dem Parteivorsit¬ 
zenden und AfD-Europaabgeordneten 
Lucke jetzt nahe, sich in Zukunft auf 
die Bereiche Euro-Politik und Struk¬ 
turreformen in der EU zu konzentrie¬ 
ren. Die anderen Themen solle er den 
anderen Vorständlern überlassen. Im 
übrigen luden sie den Parteivorsitzen¬ 
den drei Stunden vor dessen Kreisvor¬ 
sitzendenversammlung zu einem „offe¬ 
nen und ehrlichen Gespräch“ vor. 

Aufgeschreckt von dem Me¬ 
dienecho, das diese AfD-Zustandsbe¬ 
schreibungen bundesweit fanden, sind 
einige um Schlichtung bemüht. Wir 
lesen von Adam, dass er seinen „Bei¬ 
trag“ (welchen?) bedauere. Zugleich 


wiederholt er seine Kritik an Lucke. 
Er rechnet aber nicht mit einer Spal¬ 
tung der Partei, sondern hoffe, dass die 
Krise der „Anfang zu etwas Besserem“ 
sein werde. Auch Frau Petry erneuert 
ihre Vorwürfe an Lucke, schiebt aber 
hinterher, dass sie zu einer Zusam¬ 
menarbeit mit Lucke bei Kompetenz¬ 
beschneidungen bereit wäre. 

Ziehen wir ein Resümee aus den 
Personalquerelen der AfD, die uns aus 
Emails bekannt sind. Der Vorsitzen¬ 
de will mit einer Satzungsreform u. a. 


alleiniger Vorsitzender werden und 
seine beiden Ko-Vorsitzenden los¬ 
werden. Die öffentliche Begründung 
ist, dass die AfD mit einer Stimme 
sprechen müsse. Gegenwärtig gäben 
drei Sprecher Gegensätzliches von 
sich ab. Ein stellvertretender Vorsit¬ 
zender fordert auf übelste Weise den 
Rücktritt eines Ko-Vorsitzenden und 
unterstützt einen Alleinvorsitzenden 
namens Lucke. 

Die beiden Ko-Vorsitzenden wol¬ 
len unbedingt bleiben und Lucke einen 
Maulkorb für viele Themen verschrei¬ 
ben. Außenpolitische Themen, die 
Frage nach Einwanderung und Bür¬ 
gerrechtsfragen soll er besser den an¬ 
deren „gleichberechtigten Repräsen¬ 
tanten“ in der Parteispitze überlassen. 
Lässt Lucke das mit sich machen? Die 
beiden gehen das Risiko bewusst ein, 
dass die AfD-Galionsfigur Bernd Lu¬ 
cke das Handtuch werfen wird. „Hier 
geht es um die Macht“, äußert Olaf 
Henkel zur gegenwärtigen „Kakofo- 
nie“. Es gebe Leute, „die können sich 
von der Macht nicht trennen.“ 

Aufmerksame Beobachter der 
AfD-Entwicklung nehmen in der AfD 
derzeit drei Strömungen wahr: Die 
Neoliberalen, die National-Konserva¬ 


tiven, die Rechtspopulistischen. Die 
beiden ersten Strömungen scheinen 
im Vorstand bestimmend zu sein, wäh¬ 
rend in der Mitgliedschaft besonders 
der Rechtspopulismus verbreitet sei. 

Doch hinter den Personalquerelen 
sind deutlicher unterschiedliche Mei¬ 
nungen über den Kurs, den die AfD 
nehmen soll, erkennbarer geworden. 
Es geht derzeit um die Frage: Was 
wird zum Markenkern der AfD? Der 
Streit darüber wird weitergeführt wer¬ 
den. Mit welchen Themen will sich die 
AfD neben ihrer Euro-Kritik profilie¬ 
ren? Was wollen Lucke und Henkel? 
Was ihre Kritiker? Das bleibt unklar. 
Hier zwei kleine Beispiele: 

Lucke wollte in einer E-Mail im 
November allen Parteimitgliedern den 
Austritt nahelegen, die „kritisch über 
Zins und Zinseszins, das Geldsystem 
oder eine goldgedeckte Währung, über 
den Einfluss amerikanischer Banken 
auf die Politik oder die Souveränität 
Deutschlands nachdächten“. Die Ver¬ 
schickung der Mail wurde von Adam, 
Petry und Gauland verhindert. Lucke 
hat inzwischen Verständnis für das 
Aufkommen von „Pegida“ geäußert. 

Die Kritiker wollen - wie „Spiegel 
Online“ analysiert -, die AfD öffnen 
für „Menschen, die islamische Über¬ 
fremdung fürchten“ und für jene, die 
über den „Einfluss amerikanischer 
Banken auf die Politik oder die Sou¬ 
veränität Deutschlands nachdächten“. 
Insbesondere Gauland und Petry be¬ 
mühen sich gegenwärtig um eine An¬ 
näherung zur islam- und ausländer¬ 
feindlichen „Pegida“-Bewegung. Petry 
lud „Pegida“ inzwischen in den säch¬ 
sischen Landtag ein, Gauland sprach 
bei einem Pegida- „Spaziergang“ in 
Dresden. 

Die AfD ist zu einer gefährlichen Vari¬ 
ante im politischen System der Repu¬ 
blik geworden, die wie „Pegida“ mit al¬ 
ler Entschiedenheit bekämpft werden 
muss. RolfPriemer 


„Ich hoffe, der letzte Akt wird bald aufgeführt 
und Sie treten von der Bühne ab.“ 
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Fackelmarsch in Kiew für 
Faschisten Stepan Bandera 

Tausende Anhänger faschistischer 
Parteien haben in Kiew anlässlich des 
106. Geburtstags des Faschisten und 
Nazi-Kollaborateurs Stepan Bandera 
einen Fackelmarsch abgehalten. Der 
Anführer der Rechtspartei „Swoboda“ 
Oleg Tjagnibok, forderte die Führung 
des Landes auf, Bandera zum „Helden 
der Ukraine“ zu erklären. Auch Anhän¬ 
ger des radikal-faschistischen „Rech¬ 
ten Sektors“ nahmen teil. Sie trugen ein 
Transparent mit der Aufschrift „Helden 
sterben nicht“. Die Veranstalter spra¬ 
chen von 5 000 Teilnehmern, Medien 
berichteten von rund 2 000 Menschen. 
Bandera (1909-1959) hatte im Zweiten 
Weltkrieg einen von der Sowjetunion 
unabhängigen ukrainischen Staat aus¬ 
gerufen. Die von ihm angeführten be¬ 
waffneten Gruppen kämpften an der 
Seite der faschistischen deutschen 
Wehrmacht gegen die Sowjetische Ar¬ 
mee und beteiligten sich aktiv am Völ¬ 
kermord an den ukrainischen Juden. 
Viele der am Putsch in Kiew Anfang 
2014 beteiligten Kräfte sehen ihn als 
Vorbild. Die heute in der Ukraine be¬ 
nutzte Parole „Ruhm der Ukraine - 
den Helden Ruhm“ geht auf Bandera 
zurück. 

Poroschenko setzt 
auf „Endsieg“ 

Die ukrainische Regierung rüstet 
ungeachtet gewisser Friedensbemü¬ 
hungen ihre Truppen für den Kampf 
gegen die Aufständischen im Osten 
des Landes auf. Präsident Petro Po¬ 
roschenko übergab dem Militär wei¬ 
teres schweres Kriegsgerät, darunter 
Kampfjets und Haubitzen, Sturmge¬ 
wehre und Schützenpanzer. „Ich bin 
überzeugt, daß 2015 das Jahr unseres 
Sieges wird. Dazu brauchen wir eine 
starke, patriotische und gut ausgerüs¬ 
tete Armee“, sagte der Staatschef wäh¬ 
rend einer Zeremonie nahe Shitomir 
im Norden der Ukraine. Bereits im 
Dezember hatte Poroschenko der Ar¬ 
mee dreimal persönlich neue Kriegs¬ 
technik, darunter mehrere Dutzend 
Panzer übergeben. Die Waffen sind 
für den Kriegseinsatz gegen die Auf¬ 
ständischen im Osten des Landes be¬ 
stimmt. Die Ukraine kämpft seit Mo¬ 
naten gegen den Staatsbankrott. Im 
Haushaltsplan 2015 sind umgerech¬ 
net fast fünf Milliarden US-Dollar für 
die Verteidigung vorgesehen. Parallel 
verhandelten in Berlin Spitzendiplo¬ 
maten aus der Ukraine, Russland, 
Deutschland und Frankreich über die 
Umsetzung des Minsker Waffenstill¬ 
stand-Abkommens von Anfang Sep¬ 
tember. Damals war unter anderem 
der Abzug schweren Kriegsgeräts ver¬ 
einbart worden. 

Papandreou spaltet Pasok 

Wenige Wochen vor der griechischen 
Parlamentswahl zeigt die sozialdemo¬ 
kratische Traditionspartei PASOK Zer¬ 
fallstendenzen. Der ehemalige Regie¬ 
rungschef Giorgos Papandreou grün¬ 
dete am 2. Januar eine neue Partei. 
Dieser „Neustart“ solle das Land „aus 
der Krise führen“, hieß es in einer Er¬ 
klärung Papandreous. In Griechenland 
werden am 25. Januar vorgezogene 
Wahlen stattfinden, nachdem die Wahl 
eines Staatspräsidenten im Parlament 
dreimal gescheitert ist. Papandreou 
verlässt damit die Panhellenische So¬ 
zialistische Bewegung (PASOK), die 
sein Vater Andreas Papandreou 1974 
gegründet hatte. Die PASOK hatte das 
Land seit 1981 mit kleinen Pausen mehr 
als 20 Jahre regiert. Zurzeit ist sie Juni¬ 
or-Koalitionspartner in der Regierung 
des konservativen Ministerpräsidenten 
Antonis Samaras. 

Beobachter werteten im Fernse¬ 
hen Papandreous Schritt als Versuch, 
einen Teil der Wählerschaft der opposi¬ 
tionellen Linkspartei Syriza unter Ale¬ 
xis Tsipras zu gewinnen. Viele frühere 
Sozialisten waren in den vergangenen 
Jahren wegen der schweren Finanz¬ 
krise zur Syriza abgewandert, die bei 
den letzen Wahlen hinter den Konser¬ 
vativen zur zweitstärksten Kraft wur¬ 
de und derzeit in den Umfragen vorne 
liegt. Die sozialistische Partei warf Pa¬ 
pandreou vor, die Pasok „vernichten“ 
zu wollen, indem er „eine persönliche 
Partei“ gründe. 


Lettland übernahm EU-Ratspräsidentschaft 

Euro fällt auf tiefsten Stand seit Juni 2010 



Lettland hat am 1. Januar die EU-Rats- 
präsidentschaft von Italien übernom¬ 
men. Das baltische Land führt damit in 
den kommenden sechs Monaten die Ge¬ 
schäfte der 28 EU-Mitgliedstaaten. „Un¬ 
sere oberste Priorität sind Arbeitsplätze 
und Wirtschaftswachstum“, erklärte Mi¬ 
nisterpräsidentin Laimdota Straujuma. 
Lettland will für ein „wettbewerbsfähi¬ 
ges, digitales und engagiertes Europa“ 
eintreten. Nach Lettland wird Luxem¬ 
burg in der zweiten Jahreshälfte die EU- 
Ratspräsidentschaft übernehmen. 

Der Eurokurs ist zu Beginn des Jah¬ 
res auf den tiefsten Stand seit vierein¬ 
halb Jahren gefallen. Die Aussicht auf 
ein weiteres Öffnen der Geldschleu¬ 
sen durch die Europäische Zentralbank 
(EZB) habe die Währung belastet, hieß 
es aus dem Handel. Am 2. Januar no¬ 
tierte der Euro bei 1 2018 US-Dollar. 
EZB-Chef Mario Draghi hatte in ei¬ 
nem Interview mit dem „Handelsblatt“ 
noch einmal die Bereitschaft zu weiteren 
Maßnahmen der Notenbank im Kampf 
gegen eine zu niedrige Inflation bekräf¬ 
tigt. Die Aussagen zerstreuten Zweifel, 
ob die Notenbank mit dem Kauf von 
Staatsanleihen beginnen wird. Während 
die Eurozone damit auf eine weitere Lo¬ 
ckerung der Geldpolitik zusteuert, be¬ 
wegt sich die US -Notenbank auf eine 
Straffung ihrer Geldpolitik zu. ZLV 


Vor einem entscheidenden Jahr 

Initiativen für die Anerkennung des Staates Palästina verdienen breite Unterstützung 


P alästina werde spätestens im März 
Mitglied des in Den Haag ansässi¬ 
gen Internationalen Strafgerichts¬ 
hofs (ICC) sein, sagte der palästinensi¬ 
sche Chefunterhändler Saeb Erekatam 
2. Januar in einem Interview mit einem 
libanesischen Sender. Am gleichen Tag 
übergab die Palästinensische Beobach¬ 
termission bei der UNO einen entspre¬ 
chenden Antrag bei dem für Rechts¬ 
fragen zuständigen stellvertretenden 
UNO-Generalsekretär. Palästinenser- 
Präsident Abbas hatte am 31. Dezem¬ 
ber rund zwanzig internationale Ab¬ 
kommen unterzeichnet, darunter das 
Statut von Rom über das Internationa¬ 
le Kriegsverbrechertribunal, den Ver¬ 
trag über die Nichtweiterverbreitung 
von Kernwaffen, die Konvention über 
das Verbot bestimmter konventioneller 
Waffen, die UNO-Seerechtskonventi- 
on, die Konvention über die politischen 
Rechte der Frau und die Konvention 
über biologische Vielfalt. 

Damit will die palästinensische Au¬ 
tonomiebehörde und die von ihr im 
vergangenen Jahr von PLO und Ha¬ 
mas gemeinsam gebildete Regierung 
der Nationalen Einheit einen neuen 
Abschnitt im Ringen um die Anerken¬ 
nung Palästinas als Subjekt und Ak¬ 
teur des Völkerrechts einleiten. So sol¬ 
len nach dem Scheitern der Direktver¬ 
handlungen mit Israel im letzten Jahr 
die Bedingungen für das Erreichen 
einer dauerhaften Zwei-Staaten-Frie- 
densregelung auf der Grundlage der 
Grenzen von 1967 und der Anerken¬ 
nung Ost-Jerusalems als Hauptstadt 
Palästinas gemäß den diversen UNO- 
Resolutionen verbessert werden. 

Erekat erklärte in dem erwähnten 
Interview, niemand werde Palästina 
hindern können, den Unterzeichneten 
Abkommen beizutreten, weil dabei in¬ 
ternationale Vereinbarungen und Or¬ 
ganisationen ausgewählt wurden, bei 
denen eine Abstimmung über derar¬ 
tige Beitrittserklärungen nicht vor¬ 
gesehen ist. Er betonte, jegliche neue 
Verhandlungen oder Gespräche mit 
Israel sollten auf der Grundlage eines 
Beschlusses des UNO-Sicherheitsrats 
stattfinden, der gewisse Standards für 
eine Friedensregelung und einen Zeit¬ 
plan festlegt, um eine Wiederholung 
von endlosen Gesprächen ohne Er¬ 
gebnisse, wie sie letztes Jahr geschei¬ 
tert sind, zu verhindern. Damit entwi¬ 
ckelte der palästinensische Sprecher 
offensichtlich eine Gegenposition zu 
dem insbesondere von den USA, aber 
auch von Merkel und Steinmeier ver¬ 
tretenen Standpunkt, dass zunächst Di¬ 
rektverhandlungen zwischen Israel und 
den Palästinensern zu einem zweiseitig 


vereinbarten Abkommen führen müss¬ 
ten, ehe eine Anerkennung des Staates 
Palästina in Frage komme. 

Genau eine solche Rahmenfestle¬ 
gung des UNO-Sicherheitsrats hatten 
die USA am 30. Dezember blockiert. 
Ein von der Palästinensischen Auto¬ 
nomiebehörde ausgearbeiteter, von 
Jordanien eingereichter und von den 
Staaten der Arabischen Liga einmü¬ 
tig unterstützter Resolutionsentwurf 
hatte vorgesehen, eine Frist von zwölf 
Monaten für ein Friedensabkommen 
zwischen Israel und Palästina auf der 
Grundlage der Grenzen von 1967 und 
eine Frist von zwei Jahren für den end¬ 
gültigen Abzug aller israelischen Be¬ 
satzungstruppen aus den besetzten 
palästinensischen Gebieten festzule¬ 
gen. Dieser Vorschlag bekam in dem 
15-köpfigen Weltsicherheitsrat zwar 
die Zustimmung einer Mehrheit von 
acht Staaten (Russland, China, Frank¬ 
reich, Luxemburg, Jordanien, Tschad, 
Argentinien und Chile), für seine An¬ 
nahme wären nach dem Reglement 
jedoch neun Stimmen erforderlich ge¬ 
wesen. Allerdings hatten nur die USA 
und Australien mit Nein gestimmt. 
Großbritannien, Litauen, Südkorea, 
Ruanda und Nigeria hatten sich der 
Stimme enthalten. Aus internen Krei¬ 
sen verlautete, dass Nigeria ursprüng¬ 
lich zugesagt habe, mit Ja zu stimmen, 
aber auf Drängen der USA im letz¬ 
ten Augenblick davon abgerückt sei. 
Es war allerdings kein Zufall, dass die 
Abstimmung über diesen Resoluti¬ 
onsentwurf noch kurz vor Jahresende 
ohne das übliche Bemühen um Kom¬ 
promissformulierungen durchgezogen 
wurde. Mit dem 1. Januar 2015 ändert 


sich nämlich die Zusammensetzung 
des Sicherheitsrates. Die nicht-ständi¬ 
gen Mitglieder Argentinien, Australi¬ 
en, Luxemburg, Südkorea und Ruan¬ 
da werden durch Angola, Malaysia, 
Neuseeland, Spanien und Venezuela 
ersetzt. Bei dieser Zusammensetzung 
wäre die Abstimmung über den Reso¬ 
lutionsentwurf möglicherweise anders 
ausgegangen. 

Die noch amtierende israelische 
Rechtsregierung hat auf die diploma¬ 
tische Offensive der Palästinenser mit 
wütenden Gegenattacken reagiert. Ne¬ 


tanjahu verfügte am 3. Januar den so¬ 
fortigen Stopp der Überweisung der 
Steuereinnahmen, die laut dem Ab¬ 
kommen von Oslo aus dem Jahr 1993 
in den besetzten Palästinenser-Gebie¬ 
ten von der israelischen Besatzungs¬ 
macht erhoben und monatlich an die 
Palästinenser-Behörde überwiesen 
werden, um deren Arbeit zu finanzie¬ 
ren (ca. 106 Millionen Euro). Damit soll 
es der Autonomiebehörde unmöglich 
gemacht werden, ihre Angestellten zu 


bezahlen. Außerdem verkündete der 
israelische Regierungschef selbstherr¬ 
lich, er werde nicht erlauben, dass is¬ 
raelische Offiziere und Soldaten we¬ 
gen Kriegsverbrechen vor dem Inter¬ 
nationalen Strafgerichtshof angeklagt 
werden - was bedeutet, dass das israe¬ 
lische Militär außerhalb der internati¬ 
onalen Rechtsnormen agieren dürfen 
soll. Ferner ließ er ankündigen, Israel 
werde Palästinenserpräsident Abbas 
und andere palästinensische Amtsper¬ 
sonen vor Gerichten in den USA we¬ 
gen Unterstützung von „Terroristen“ 


anklagen (obwohl beispielsweise der 
Europäische Gerichtshof erst kürzlich 
in einem Urteil festgestellt hat, dass die 
Hamas infolge von Verfahrensfehlern 
zu Unrecht auf der Terrorismus-Liste 
der EU steht). 

Dabei ist die Netanjahu-Regierung 
eigentlich nur noch vorübergehend im 
Amt. Nachdem Netanjahu Ende No¬ 
vember die zwei liberalen Minister aus 
seiner Regierungskoalition hinausge¬ 
worfen und damit den Bruch dieser Ko¬ 
alition provoziert hatte, beschloss das 
israelische Parlament am 3. Dezember 
eine vorgezogene Neuwahl des Parla¬ 
ments am 17. März. Viele befürchten 
jetzt, dass Netanjahu mit dem anste¬ 
henden Wahlkampf die Achse der isra¬ 
elischen Politik noch weiter nach rechts 
verschieben und durch massive Stim¬ 
mungsmache gegen die Palästinenser 
die Rechten, Rechtsextremisten und 
radikalen Ultraorthodoxen enger zu¬ 
sammenführen will, um so erneut einen 
Wahlsieg zu erreichen. 

Um so mehr ist es gerade jetzt ent¬ 
scheidend, dass von internationaler Sei¬ 
te die Voraussetzungen für eine stabile 
Zwei-Staaten-Friedensregelung im Na¬ 
hen Osten verbessert werden und die 
Solidarität mit der Forderung nach der 
Anerkennung Palästinas als souveräner 
Staat neben dem Staat Israel, die auch 
von den friedensorientierten Kräften in 
Israel verfochten wird, verstärkt wird. 

Dirk Grobe 


5000 Olivenbäume zerstört 

Israelische Siedler haben in den letzten Tagen des Jahres 2014 auf einer land¬ 
wirtschaftlichen Nutzfläche östlich der Stadt Turmusayya im Westjordanland 
nördlich von Ramallah mehr als 5 000 Olivenbäume gerodet. Einer der Eigen¬ 
tümer,der palästinensische Farmer Abu Samra, berichtete, dass die Siedler aus 
der nahe gelegenen israelischen Siedlung Adei Ad, einem Siedlungs-Außen- 
posten im Westjordanland gekommen seien. Sie hätten von den rund 8000 
Olivenbaumsetzlingen, die seit Mitte Dezember gepflanzt worden waren, etwa 
5000 wiederausgerissen und die Wurzeln abgebrochen,damit sie nicht erneut 
eingepflanzt werden können. Die palästinensische Bevölkerung vermutet, dass 
die Siedler damit erreichen wollen, dass es den in der Gegend ansässigen Paläs¬ 
tinensern unmöglich gemacht wird, ihren Lebensunterhalt zu bestreiten und 
sie gezwungen werden,das Land aufzugeben. Dann könnte es als„unbebautes 
Land“ für den Ausbau der israelischen Siedlung beschlagnahmt werden. Jamil 
al-Barghuti, der Vorsitzende eines örtlichen Widerstandskomitees gegen Mauer 
und Siedlungen, erklärte, dass der „barbarische Akt“ unter dem Schutz der isra¬ 
elischen Armee stattgefunden habe. Er habe mit eigenen Augen gesehen, wie 
israelische Siedler die palästinensischen Farmer attackierten, als sie auf dem 
Gelände arbeiteten. Er sagte, das Komitee werde tausende neue Olivenbäume 
pflanzen und den betroffenen Farmern volle Unterstützung bei der Bebauung 
ihres Landes geben. 


177 Tage Gefängnis 

Nach 177Tagen Gefängnis konnte der israelische Kriegsdienstverweigerer Uriel 
Ferrera am 22. Dezember endlich seine Freistellung vom Militärdienst durchset¬ 
zen. Der mit seinen Eltern im Altervon neun Jahren aus Buenos Aires eingewan¬ 
derte junge Mann war insgesamt zehn Mal von den Militärbehörden inhaftiert 
worden, weil er sich weigerte, in der Armee zu dienen.„Wenn ich in die Armee 
eintrete, werde ich zur Besatzung beitragen, selbst wenn ich nicht zum Dienst 
in den besetzten Gebieten eingeteilt werde“, begründete er seine Entscheidung 
in einem Interview mit der Zeitung Haaretz. „Jeder Dienst in der Armee ist Kol¬ 
laboration, und ich möchte daran nicht teilnehmen“. Den Militärdienst zu ver¬ 
weigern, sei sein Weg, dagegen zu protestieren. „Jeder, der Frieden will, sollte 
nicht Militärdienst leisten ... Ich reihe mich nicht in die Armee ein, um ihnen zu 
zeigen, dass es Leute gibt, die anders denken und sich weigern zu gehorchen“. 
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Ein Lügengebäude 

Afghanistan ist ein Land in Trümmern 


E s muss peinlich sein, derartig beim 
Lügen erwischt zu werden. Zumin¬ 
dest würde es „normalen“ Men¬ 
schen so gehen. Nicht so den Politikern 
und hohen Militärs mit den vielen Or¬ 
den, Litzen und Ärmelstreifen, die für 
das Chaos verantwortlich sind, das sie 
in den vergangenen dreizehn Jahren in 
Afghanistan angerichtet haben. 

Die Liste der Lügen würde ein 
ziemlich dickes Buch füllen - wenn 
man sie alle aufschriebe. Die größte der 
Lügen besteht darin, heute noch sol¬ 
che scheinbar harmlosen Begriffe wie 
„Kampfeinsatz“ oder gar „Mission“ zu 
verwenden, wenn von einem gewöhn¬ 
lichen Krieg um die strategische Vor¬ 
herrschaft in Asien die Rede ist. Lange 
Zeit war in den bürgerlichen Medien 
das Wort „Krieg“ peinlich vermieden 
worden, dann durfte es eine Zeitlang 
verwendet werden, und nun, zum an¬ 
geblichen „Ende des Kampfeinsatzes“, 
ist es wieder verpönt. Schande über die 
Journalistenkollegen, die solch ein üb¬ 
les Spiel mitmachen! 

Ebenso schäbig ist die Lüge vom 
angeblichen „Erfolg“, mit dem sich Po¬ 
litiker und Generale bei der „feierli¬ 
chen Zeremonie“ in Kabul gegenseitig 
auf die Schultern klopften. Denn die 
Liste der Misserfolge - um es einiger¬ 
maßen freundlich zu formulieren - ist 
mindestens ebenso lang wie die der 
Lügen. Das Land hegt politisch, wirt¬ 
schaftlich und moralisch zertrümmert 
am Boden, und der einzige funktionie¬ 
rende Wirtschaftszweig ist die Produk¬ 
tion und der Handel mit Drogen. 

Geradezu beschämend ist es, wenn 
man den Generalen beim Reden zu¬ 
hört. Obamas Vier-Sterne-General 
John Campbell verstieg sich zu der Be¬ 
hauptung, die NATO habe „das afgha¬ 
nische Volk aus der Finsternis der Ver¬ 
zweiflung gehoben und ihm Hoffnung 
für die Zukunft gegeben“. Das können 


die Angehörigen der 3 188 Afghanen, 
die laut UNO-Zählung allein in den 
ersten elf Monaten des Jahres 2014 ge¬ 
tötet wurden, ganz sicher bestätigen. 

Eine genaue Zahl der Toten und 
Verstümmelten dieses Krieges wird 
wohl niemals zu ermitteln sein. Ledig¬ 
lich die Angaben zu den toten Verteidi¬ 
gern der Freiheit und der Demokratie 
dürften verlässlich sein. 

3 485 Menschen, die im Auftrag der 
Herrschenden ihrer Länder an den 
Hindukusch geschickt worden waren, 
bezahlten dafür mit ihrem Leben. Ih¬ 
nen hatte man gesagt, sie seien für eine 
gute Sache im „Einsatz“, die gleichen 
Lügen sagte man an ihren Särgen den 
Angehörigen und Freunden der Gefal¬ 
lenen. Nicht anders als in den anderen 
imperialistischen Kriegen, in denen 
diejenigen schießen und erschossen 
werden, die zuvor die Kanonen und 
Granaten mit ihrer Hände Arbeit her- 
gestellt hatten, und nicht etwa diejeni¬ 
gen, die mit dem Herstellenlassen und 
dem Verkauf der Waffen und Munition 
dickes Geld einstreichen. 


Die peinlichste Lüge ist wohl die 
vom „Ende des Kampfeinsatzes“. Al¬ 
lein am Wochenende gingen erneut 
Schreckensmeldungen aus Afghanis¬ 
tan über die Nachrichtenagenturen: 
Am 1. Januar starben bei einem Luft¬ 
angriff der NATO im Dorf Ab Josh 
in der Provinz Lugar mindestens vier 
Zivilisten. Die NATO habe die Men¬ 
schen „fälschlicherweise für Taliban ge¬ 
halten“, hieß es. Am Sonntag wurde in 
der ostafghanischen Provinz Nangar- 
har im Distrikt Ghanichel ein Fahrzeug 
von einer NATO-Drohne angegriffen 
und zerstört, wobei mindestens vier 
Menschen umgebracht wurden - die 
anschließend selbstredend zu „Taliban“ 
erklärt wurden. 

Niemand sollte glauben, dass das 
Töten jetzt aufhört. Die NATO-Besat- 
zer haben sich nur einen anderen Na¬ 
men gegeben. Aber sie bleiben dort 
und werden weiter ihr Unwesen trei¬ 
ben, und Tod und Elend hinterlassen, 
wie überall, wo die NATO und ihre Ar¬ 
meen in den vergangenen Jahren auf¬ 
tauchten. Uli Brockmeyer 



Napolitanos langer Rücktritt 

Italiens Präsident gibt kein Datum für Amtsverzicht bekannt 


In seiner mit Spannung erwarteten 
Neujahrsansprache hat der italienische 
Staatspräsident Giorgio Napolitano be¬ 
stätigt, dass er demnächst zurücktreten 
wird. Er räumte ein, dass ihm sein Al¬ 
ter - er wird im Juni 90 - die Erfüllung 
seiner Amtspflichten schwer mache. Es 
wird angenommen, dass er Ende Janu¬ 
ar zurücktreten wird. 

Mit dem Offenhalten des Datums will 
Napolitano Druck ausüben, dass der 
Senat vorher seine Auflösung als zwei¬ 
te Kammer und ein neues Wahlgesetz 
beschließt. Ohne den Senat als Kam¬ 
mer hat seine Demokratische Partei 
(PD) mit Premier Renzi in der Abge¬ 
ordnetenkammer eine solide Mehrheit 
und wäre nicht mehr auf die Unterstüt¬ 
zung von Berlusconis Forza Italia (FI) 
angewiesen. 

Während Napolitano bisher den 
arbeiter- und gewerkschaftsfeindli- 
chen Kurs Renzis unterstützte, mahnt 
er nun ein „differenziertes“ Vorgehen 
bei neuen Steuern und sozialen Belas¬ 
tungen an. Er verwies auf die schwere 
Last der Arbeitslosigkeit, die vor allem 
Jugendliche einer Perspektive beraubt, 
und forderte, größere Anstrengungen 
im Kampf gegen sie zu unternehmen. 
Damit will er offensichtlich die rebel¬ 
lierende linke Basis seiner PD beruhi¬ 
gen und sie auf eine geschlossene Hal¬ 
tung bei der Wahl seines Nachfolgers 
einstimmen. Vor allem aber nimmt er, 
wie die regierungsnahe „Repubblica“ 
ihn zitiert, in Anspruch, dass seit sei¬ 
nem Amtsantritt 2006 „wir Fortschritte 
gemacht haben“. 

Aus linken Kreisen wird einge¬ 
schätzt, dass Napolitano mit Renzi zu¬ 
sammen die PD zum Sachwalter einer 
neuen Konstellation der sogenannten 
politisch herrschenden Klasse gemacht 
hat, die den führenden Kreisen des Ka¬ 
pitals am geeignetsten für die Durch¬ 
setzung ihrer Forderungen nach Nie¬ 
derhaltung des Arbeiterwiderstandes 


erscheint. Was Berlusconi in mehr als 
einem Jahrzehnt Regierungszeit nicht 
gelang, den Unternehmern freie Hand 
für willkürliche Entlassungen zu ver¬ 
schaffen, hat Renzi durchgepeitscht. 

Napolitano tritt zurück, weil er, wie 
seine Rede verdeutlicht, noch auf die 
Wahl seines Nachfolgers Einfluss neh¬ 
men will. Es sei „kein Addio“ kommen¬ 
tierte die Nachrichtenagentur ANSA 
Er gehe, aber er markiere „die Straße, 
die zu gehen ist“, und er bleibe auf die¬ 
sem Weg „eine moralische Instanz“. 

Die PD hat gute Karten, in dem 
bereits um seine Nachfolge tobenden 
Kampf einen Kandidaten ihrer Wahl 
durchzusetzen, da sie in der rund 1 000 
Mitglieder zählenden Versammlung 
aus Abgeordneten, Senatoren und Ver¬ 
tretern der Regionen, die den Präsiden¬ 
ten wählt, zumindest ab dem viertem 
Wahlgang eine einfache Mehrheit er¬ 
reichen kann (bis dahin sind zwei Drit¬ 
tel erforderlich). Als aussichtsreicher 
Kandidat steht der mehrmalige Minis¬ 
terpräsident von Mitte Links-Regie- 
rungen und frühere EU-Ratspräsident 
Romano Prodi (PD) zur Diskussion, 
für den sogar M5S stimmen würde und 
der damit bereits im ersten Wahlgang 
durchkommen könnte. 

Es wird jedoch befürchtet, das Renzi 
gemäß der Neukonstellation der herr¬ 
schenden Kräfte einer politischen Aus¬ 
einandersetzung erneut ausweichen 
und einen Kompromiss mit Berlusconi 
suchen wird. Für die Zustimmung zu 
einem PD-Bewerber erwartet Berlus¬ 
coni noch immer einen Gnadenerlass, 
der seine Reststrafe wegen millionen¬ 
schwerer Steuerhinterziehung, vor al¬ 
lem aber das auf zwei Jahre festgelegt 
Ämterverbot aufhebt. Die Frage, ob es 
einen letzten derartigen Staatsakt des 
scheidenden Staatschefs geben wird, ist 
eine der derzeit meist diskutierten Fra¬ 
gen in Rom. 

Gerhard Feldbauer 


„Den Weg für grundlegende Änderungen öffnen“ 

Interview mit Giorgos Marinos, Mitglied des Politbüros des ZK der Kommunistischen Partei Griechenlands 


UZ: Die Entwicklungen in Griechen¬ 
land führen am 25. Januar zu Parla¬ 
mentswahlen. Wird die zu erwartende 
Polarisierung auf ein angebliches „Für 
EU“ - und „Gegen EU“-Szenario für 
die KKE zu meistern sein? 

Giorgos Marinos: Diese Polarisierung 
wird so nicht zu erwarten sein, denn 
beide Parteien, die um die nächste Re¬ 
gierungsbildung ringen (Nea Dimo- 
kratia und Syriza), bekennen sich zur 
EU. Der Syriza-Vor sitzende, Alexis 
Tsipras, hat unmissverständlich erklärt: 
„Wir gehören zum Westen, zur EU und 
NATO. Das steht für uns außer Frage“. 
Daher wird sich die angestrebte Pola¬ 
risierung um die Angst vor einer mög¬ 
lichen Katastrophe drehen, die von der 
ND geschürt wird, falls man die gegen¬ 
wärtige volksfeindliche Politik aufgibt, 
und um die Ausnutzung der Empörung 
des Volkes durch Syriza, die Illusionen 
über die Verwaltung des kapitalisti¬ 
schen Systems hegt. Dabei sollte man 
erwähnen, dass Syriza keinen Beitrag 
zur Entwicklung der Arbeiterkämpfe 
leistet. 

Durch beachtliche Kämpfe und 
breite Aufklärungsarbeit zeigt unse¬ 
re Partei den arbeitenden Menschen 
auf, dass - welche Variante der bür¬ 
gerlichen Systemverwaltung im Rah¬ 
men der EU, der NATO und des ka¬ 
pitalistischen Entwicklungswegs auch 
immer gefahren wird - sie nicht zu¬ 
gunsten der arbeitenden Menschen 
sein wird. Die einzige Lösung ist die 
Stärkung der KKE, um die Kämpfe 
des Volkes zu stärken und den Weg 
zu grundlegenden Veränderungen zu 
öffnen. 

UZ: Hiesige Medien malen den Unter¬ 
gang Griechenlands an die Wand, für 
den Fall, dass die „ radikale Linke “ also 
„Syriza“ die Wahlen gewinnt. Die EU 
mischt sich massiv in den Wahlkampf 
ein. Welche Erwartungen habt ihr an die 



Giorgos Marinos 

Politik, die mit Alexis Tsipras zu erwar¬ 
ten wäre? 

Giorgos Marinos: Solche Bilder malt 
auch die Regierungspartei ND in Grie¬ 
chenland. Trotzdem äußern sich Teile 
des Kapitals anders und unterstützen 
eine mögliche Regierung von Syriza. 

Zwischen ND und Syriza bestehen 
wohl Unterschiede, die Differenzen in¬ 
nerhalb der Länder der Eurozone so¬ 
wie innerhalb der Konzerne, der Bour¬ 
geoisie, der Unternehmer widerspie¬ 
geln. Die in der EU und in Deutschland 
vorherrschende Auffassung spricht von 
einer restriktiven Politik, damit die ge¬ 
samte Eurozone nicht in die Krise ab- 
rutschen kann. Andererseits wird eine 
Auffassung vertreten, die von einer 
noch expansiveren Politik spricht, wie 
der EZB-Präsident Mario Draghi geäu¬ 
ßert hat: haushaltspolitische Toleranz, 
um die Liquidität zu erhöhen, damit 
manchen Unternehmern Finanzmittel 
zur Verfügung gestellt werden und die 
Wirtschaft „aufatmen“ kann, wie Syriza 
behauptet. Nur, dass diese Gelder das 
Volk nicht erreichen, sondern verschie¬ 
denen Teilen der Plutokratie zu Gute 
kommen werden. 

Wenn also Syriza und ND darum 
konkurrieren, wer das Profitstreben 
des Kapitals, die Wettbewerbsfähig¬ 
keit der Wirtschaft, die Schuldenrück¬ 
zahlung besser stärken wird, kann es 
keine volksfreundliche Politik durch 


eine Syriza-Regierung geben, die sich 
zur Partei der Sozialdemokratie gewan¬ 
delt hat. Das Leben hat bewiesen, dass 
„linke Regierungen“, sowohl in Grie¬ 
chenland, als auch in Europa zu Brü¬ 
cken für noch „rechtere“ Politiken ge¬ 
worden sind. 

UZ: Welchen Weg schlägt die KKE hin¬ 
sichtlich Schulden und EU für Grie¬ 
chenland vor? 

Giorgos Marinos: Nicht das Volk, son¬ 
dern das Kapital und seine Regierun¬ 
gen tragen die Verantwortung für die 
Schulden. Verantwortlich dafür ist der 
Eintritt des Landes in die EWG bzw. 
EU, der traditionelle Wirtschaftszweige 
vernichtet hat, und insgesamt der ka¬ 
pitalistische Entwicklungsweg, da der 
Staat Schulden aufgenommen hat, um 
der Rentabilität des Kapitals zu dienen 
und jetzt die arbeitenden Menschen 
zur Zahlung der Zeche aufruft. 

Weder der Plan der ND über die 
„Streckung“ der Rückzahlungsfrist 
(die auch von führenden Vertretern 
von Syriza geteilt wird), noch das of¬ 
fizielle Ziel von Syriza und IWF für 
einen Schuldenschnitt, um die Schul¬ 
den „tragfähig“ zu machen, werden das 
Volk von dieser unerträglichen finanzi¬ 
ellen Last entlasten. 

Das Volk soll die Voraussetzungen 
innerhalb der Gesellschaft schaffen, um 
den Weg zur einseitigen Streichung der 
Schulden, zur Loslösung Griechenlands 
aus EU und NATO, zur Gestaltung ei¬ 
ner Wirtschaft auf der Grundlage der 
Bedürfnisse des Volkes und nicht der 
Rentabilität des Kapitals zu öffnen. 
Dazu ist die Arbeiter- und Volksmacht 
erforderlich. Eine wesentliche Voraus¬ 
setzung ist die Wiederformierung der 
Arbeiter- und Volksbewegung, der Auf¬ 
bau des Volksbündnisses der Arbeiter¬ 
klasse mit den anderen Volksschich¬ 
ten, die durch die Stärkung der KKE 
erreicht werden kann. 


UZ: Die KKE lehnt eine Mitgliedschaft 
in der „Partei der Europäischen Lin¬ 
ken“ ab. Was sind eure Beweggründe da¬ 
für? Gibt es nicht auch Gründe, die für 
eine solche Art von Zusammenschluss 
sprechen? 

Giorgos Marinos: Die KKE blickt auf 
96 Jahre ununterbrochenen internati¬ 
onalistischen Kampfes zurück. Die In¬ 
ternationalen Treffen von Kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien begannen 
1999 auf Initiative der KKE. Die KKE 
nimmt an internationalen Aktivitä¬ 
ten anderer Parteien teil und ergreift 
Initiativen für die Koordinierung von 
Aktionen auf internationaler und re¬ 
gionaler Ebene. Daher beruhen unsere 
Unterschiede mit der „Partei der Euro¬ 
päischen Linken“ (ELP) nicht auf der 
Frage der Notwendigkeit der Koordi¬ 
nierung der Aktivitäten, sondern auf 
deren Ausrichtung. 

Die KKE geht davon aus, dass die 
gemeinsamen Aktivitäten gegen im¬ 
perialistische Kriege und Interventi¬ 
onen, gegen den kapitalistischen Ent¬ 
wicklungsweg, gegen die arbeiter- und 
volksfeindlichen Maßnahmen, die im¬ 
perialistischen Vereinigungen EU und 
NATO, gegen alle imperialistischen 
Vereinigungen verstärkt werden sollen. 
Unser Ziel ist die Gestaltung einer zeit¬ 
gemäßen revolutionären Strategie auf 
internationaler Ebene. 

Das ist nicht möglich durch die 
ELP, deren Gründung und Aufbau auf 
EU- Beschlüsse zurückzuführen ist. In 
all ihren Dokumenten akzeptieren und 
unterstützen alle sogenannten „euro¬ 
päischen Parteien“, darunter auch die 
ELP, die Europäische Union und ge¬ 
nießen eine vielfältige Unterstützung 
von ihr. 

Auf europäischer Ebene spricht 
sich die KKE für eine neue Form der 
Zusammenarbeit und des Zusam¬ 
menschlusses von kommunistischen 
und Arbeiterparteien, die in gemein¬ 


samen Grundsätzen übereinstimmen. 
29 Parteien, die keine Vollmitglieder 
der ELP sind, beteiligen sich bereits 
an der „Initiative Kommunistischer 
und Arbeiterparteien zur Erforschung 
und Ausarbeitung europäischer The¬ 
men und zur Koordinierung ihrer Ak¬ 
tivitäten“. 

Wir stützen uns auf die Prinzipi¬ 
en des wissenschaftlichen Sozialismus. 
Uns vereint die Vision einer Gesell¬ 
schaft ohne Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen, ohne Armut, so¬ 
ziale Ungerechtigkeit und imperialis¬ 
tische Kriege. Wir bekennen uns klar 
zum Kampf gegen die EU, die wir als 
Option des Kapitals betrachten. Wir 
bauen auf das Recht jedes Volkes, sou¬ 
verän seinen Entwicklungsweg zu wäh¬ 
len, einschließlich des Rechtes auf Los¬ 
lösung von den vielschichtigen Abhän¬ 
gigkeiten von EU und NATO, sowie 
des Rechtes auf einen sozialistischen 
Entwicklungsweg. 

Das Leben selbst wird zwangsläufig 
jede Partei, die ihrer historischen Missi¬ 
on als Partei der Arbeiterklasse und der 
sozialistischen Perspektive entsprechen 
will, dazu führen, sich unserer gemein¬ 
samen Front gegen die Monopole, den 
Kapitalismus und seine Vereinigungen 
anzuschließen. Ansonsten wird sie zum 
vergeblichen Bestreben einer „Huma¬ 
nisierung“ der EU und des Kapitalis¬ 
mus abrutschen, sie wird ihre kommu¬ 
nistische Identität verlieren. Somit wird 
sie auch die falschen Antworten auf die 
historischen Fragen „Sozialismus oder 
Barbarei?“ und „Reform oder Revolu¬ 
tion?“ geben, die Rosa Luxemburg ge¬ 
stellt hatte. Sie wird dadurch, wie heute 
unter anderen die ELP, den Interessen 
des Volkes und der arbeitenden Men¬ 
schen gegenüberstehen. 

UZ: Wir wünschen euch Erfolg bei den 
Wahlen und in euren Kämpfen im Jahr 
2015! 

Die Fragen stellte Günter Pohl 









8 Freitag, 9. Januar 2015 


Thema der Woche 


unsere zeit m 
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In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun¬ 
derts und am Anfang des 20. Jahrhun¬ 
derts gab es einen entschiedenen Wider¬ 
stand in der revolutionären Arbeiterbe¬ 
wegung gegen Militarismus und Krieg. 
Davon zeugen insbesondere auch die 
Beschlüsse der internationalen Sozialis¬ 
tenkongresse von Paris über Stuttgart bis 
Basel. Aus Sorge vor einem möglicher¬ 
weise bevorstehenden Krieg der Groß¬ 
mächte demonstrierte die Arbeiterbewe¬ 
gung in Basel 1912 ihren Friedenswillen 
und verabschiedete ein Manifest gegen 
den Krieg. Noch kurz vor Ausbruch des 
1. Weltkrieges gab es Massendemonst¬ 
rationen. Bereits 1907 hatte Karl Lieb¬ 
knecht seine Schrift „Militarismus und 
Antimilitarismus “ veröffentlicht. Er sah 
den Militarismus als die Summe „aller 
friedensstörenden Tendenzen des Kapi¬ 


talismus“. Dieser erfülle einen doppelten 
Zweck, nämlich als innerer Militarismus 
zum Schutz der Kapitalistenklasse und 
als äußerer Militarismus zur imperialis¬ 
tischen Eroberung neuer Ausbeutungs¬ 
gebiete. 

Liebknecht blieb, anders als andere 
führende deutsche, französische u. a. So¬ 
zialisten seinen Positionen gegen Krieg 
und Militarismus treu - wie Rosa Lu¬ 
xemburg, Clara Zetkin, Franz Mehring 
und andere. Ihre Haltung, ihr Handeln 
bleiben uns Verpflichtung: Krieg ist zum 
permanenten Zustand geworden und 
Deutschland ist seit 1999 wieder Kriegs¬ 
partei. Der Widerstand gegen Krieg und 
die Militarisierung der Gesellschaft - 
auch im Inneren - muss stärker werden. 

Karl Liebknecht war der einzige 
Reichstags ab geordnete der deutschen 


Sozialdemokratie, der am 2. Dezember 
1914 gegen die Kriegskredite stimmte. 
Am 1. Mai 1916 trat er als Führer einer 
Antikriegsdemonstration, die von Poli¬ 
zei umzingelt war, auf dem Potsdamer 
Platz in Berlin auf. Er ergriff das Wort 
mit den Worten „Nieder mit dem Krieg! 
Nieder mit der Regierung!“. Danach 
wurde er verhaftet und wegen Hoch¬ 
verrats angeklagt. Der erste Prozesstag, 
eigentlich gedacht als Exempel, geriet 
zum Fiasko für die kaiserliche Justiz: 
Organisiert von den Revolutionären 
Obleuten fand in Berlin ein spontaner 
Solidaritätsstreik mit über 50 000 Be¬ 
teiligten statt. Statt die Opposition zu 
schwächen, gab Liebknechts Verhaf¬ 
tung und Verurteilung wegen Hochver¬ 
rats dem Widerstand gegen den Krieg 
neuen Auftrieb. 


Aus: Karl Liebknecht, Militarismus und Antimilitarismus, 1907 


„Die einschlägige Resolution des 
Pariser Kongresses von 1889 verdient 
das höchste Interesse. Sie befasst sich 
mit den stehenden Heeren, die sie als 
die „Verneinung jedes demokratischen 
und republikanischen Regimes“, als den 
„militärischen Ausdruck des monar¬ 
chischen oder oligarchisch-kapitalisti- 
schen Regimes“, als ein „Werkzeug für 
reaktionäre Staatsstreiche und soziale 
Unterdrückungen“ brandmarkt. Sie 
charakterisiert sie zusammen mit der 
offensiven Politik, deren Organ sie sei¬ 
en, als Folge und Ursache des Systems 
der Angriffskriege und der dauernden 
Gefahr internationaler Konflikte und 
verwirft sie auch militärisch-technisch 
sowie wegen ihrer unmittelbaren des¬ 
organisatorischen, demoralisierenden, 
jedem Kulturfortschritt feindlichen Ei¬ 
genschaften und schließlich wegen der 
unerträglichen materiellen Lasten, die 
sie den Völkern auferlegen. Sie ver¬ 
langt Beseitigung der stehenden Heere 
und Einführung der allgemeinen Volks¬ 
bewaffnung, während der Krieg selbst 
als eine unvermeidliche Folge des Ka¬ 
pitalismus angesehen wird. 

Diese Resolution ist in der Charak¬ 
teristik des Militarismus die erschöp¬ 
fendste von allen bisher gefassten. 

Die Vorgänge vom Brüsseler Kon¬ 
gress (1891) waren bedeutsam. Hier 
kam ausschließlich die Kriegsfrage, 
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der internationale Militarismus, zur 
Verhandlung. (...) Annahme fand eine 
Resolution Vaillant-Liebknecht, die 
den Militarismus als notwendige Kon¬ 
sequenz des Kapitalismus und den Völ¬ 
kerfrieden als ein ausschließlich durch 
Herstellung der internationalen sozi¬ 
alistischen Gesellschaftsordnung er¬ 
reichbares Ziel ansieht und die Arbei¬ 
terschaft aufruft, durch unermüdliche 
Agitation gegen die Barbarei des Krie¬ 
ges und die sie begünstigenden Allian¬ 
zen zu protestieren und durch Ausbil¬ 
dung der internationalen Organisatio¬ 
nen des Proletariats den Triumph des 
Sozialismus zu beschleunigen: Diese 
Kampfmethode wird als die einzig zur 
Beschwörung der Weltkriegskatastro¬ 
phe geeignete proklamiert. 

Der Züricher Kongress von 1895 
bestätigte die Brüsseler Resolution und 
nannte als Kampfmittel gegen den Mi¬ 
litarismus: Verweigerung der Militär¬ 
kredite, unablässigen Protest gegen die 
stehenden Heere, unermüdliche Agita¬ 
tion für die Abrüstung, Unterstützung 
aller Vereinigungen, die den Weltfrie¬ 
den erstreben. (...) 

Der Londoner Kongress von 1896 
erörterte wiederum beide Seiten des 
Militarismus. (...) Die nächsten For¬ 
derungen sind wiederum: Beseitigung 
der stehenden Heere und Einführung 
der Volksbewaffnung, daneben aber 
internationale Schiedsgerichte und 
Entscheidung über Krieg und Frieden 
durch das Volk. Die Arbeiterschaft ver¬ 
mag indessen, so schließt die Resoluti¬ 
on, auch hier ihr Ziel nur zu erreichen, 
wenn sie einen entscheidenden Einfluss 
auf die Gesetzgebung gewonnen und 
sich zum internationalen Sozialismus 
zusammengeschlossen hat. 

Der Pariser Kongress von 1900 
sprach sich in einer ausführlichen Re¬ 
solution über die koloniale Ausdeh¬ 
nungspolitik des Kapitalismus und 



die in ihr beruhenden internationalen 
Konfliktmöglichkeiten aus, verurteilte 
sodann in einigen besonders barbari¬ 
schen Beispielen die Politik der nati¬ 
onalen Unterdrückung und beschäf¬ 
tigte sich in spezieller Weise mit dem 
Kampf gegen den Militarismus. Die 
letztere Resolution bezieht sich auf die 
Beschlüsse von 1889,1891,1896, weist 
auf die internationalen und nationalen 
Gefahren der imperialistischen Welt¬ 
politik hin, fordert das Proletariat zu 
verdoppelt energischem internationa¬ 
lem Kampf gegen den Militarismus und 
die Weltpolitik auf und schlägt als prak¬ 
tische Mittel hierfür vor internationa¬ 
le Protestbewegungen, Verweigerung 
aller Militär-, Marine- und kolonialen 
Ausgaben und „die Erziehung und Or¬ 
ganisation der Jugend zum Zwecke der 
Bekämpfung des Militarismus“. 

Eine Übersicht über diese Be¬ 
schlüsse zeigt eine ständige Zunah¬ 
me der praktisch politischen Einsicht 
in den auswärtigen Militarismus, eine 
immer mehr vertiefte und spezialisier¬ 
te Erkenntnis der Kriegsursachen und 
Kriegsgefahren, aber auch der Bedeu¬ 
tung des „Militarismus nach innen“. 
(...) 
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Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit 

Interview mit Monty Schädel* 


Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Zum Jahresauftakt 


Am Wochenende erinnern Zehntausen¬ 
de wieder an Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht und setzen damit ein Zei¬ 
chen gegen Kapitalismus und Krieg. 

UZ: An diesem Wochenende findet in 
Berlin das traditionelle Gedenken an 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
statt. Welche Bedeutung haben sie für die 
Friedensbewegung? 

Monty Schädel: Da die Friedensbewe¬ 
gung kein homogener Block ist, wird den 
beiden Kommunisten natürlich auch un¬ 
terschiedliche Bedeutung beigemessen. 
Während sie für viele in der Antikriegs¬ 
und Friedensbewegung, wie auch u. a. für 
mich, für die zur damaligen Zeit heraus¬ 
zuhebenden Persönlichkeiten im Kampf 
gegen Nationalismus, Krieg und Milita¬ 
rismus waren, sind sie für andere Akti¬ 
ve ihrer Zeit, die ,wie viele andere auch 4 
sich gegen Krieg engagierten. Aus mei¬ 
ner Sicht bringt es uns heute aber auch 
nicht wirklich viel, wenn wir einzelne his¬ 
torische Persönlichkeiten mit ihren Leis¬ 
tungen ständig besonders hervorheben 
und/oder gar gegeneinander aufwiegen. 
Die haben ihre Kämpfe, Streitigkeiten 
und Diskussionen damals bereits mit- 
und gegeneinander ausgetragen. Daraus 
müssen wir unsere Konsequenzen zie¬ 
hen. Für uns geht es heute um die aktu¬ 
ellen Kriege, den aktuellen Rassismus in 
der Gesellschaft, die aktuelle Militarisie¬ 
rung des täglichen Lebens. Dagegen Be¬ 
wegung auf die Straße zu bringen und zu 
organisieren sind die aktuellen Heraus¬ 
forderungen. Ich bin deshalb froh, dass 
das traditionelle Gedenken zu Ehren 
von Rosa und Karl von großen Teilen der 
heutigen Antikriegs- und Friedensbewe¬ 
gung mitgestaltet wird und die aktuellen 
Kämpfe dabei einfließen. Ob sich die Ak¬ 
tiven in der Antikriegs- und Friedensbe¬ 
wegung dann eher auf Arbeiterführer 
oder Pazifistinnen oder Anarchistinnen 
beziehen, ist mir an dem Punkt egal. 

Gemeinsam müssen wir gegen Mili¬ 
tarismus, Krieg, Rassismus und Nationa¬ 
lismus wirken. 

UZ: Am Sonnabend findet außerdem 
die nunmehr XX. Internationale Rosa 
Luxemburg-Konferenz der Tageszei¬ 
tung junge Welt statt, die in diesem Jahr 
unter dem Motto „Frieden statt NATO“ 
steht und an der neben Oskar Lafontaine 
und Hans Modrow viele linke Aktivisten, 
Publizisten und Politiker anwesend sein 
werden. Die Podiumsdiskussion steht in 
diesem Jahr unter der Überschrift „Der 
Abschied der Linken vom Antimilitaris¬ 
mus“ Dieses Motto dürfte keineswegs nur 
auf die Partei „ Die Linke“ gemünzt sein. 
Warum spielen die politischen Kernele¬ 
mente der politischen Linken - wie der 
Kampf für den Frieden - zunehmend eine 
untergeordnete Rolle? Oder trügt dieser 
Eindruck? 

Monty Schädel: Ich finde der Eindruck 
trügt. Der Kampf für Frieden und gegen 
den Krieg ist ebenso wenig vom Kampf 
gegen den Kapitalismus und vom En¬ 


gagement gegen die Umweltzerstörung 
zu trennen, wie es auch umgekehrt nicht 
geht. Das gilt für diese genannten The¬ 
men wie auch für andere. Der beschrie¬ 
bene Eindruck wird allerdings dadurch 
erzeugt, dass sich viele Menschen in un¬ 
terschiedlichen Bereichen engagieren 
und die Zusammenhänge mit anderen 
gesellschaftlichen Fehlentwicklungen 
nur selten hergestellt werden. Gerade 
aber auch auf der RL-Konferenz und zu 
dem traditionellen Gedenken im Janu¬ 
ar kommen aktive Menschen aus ganz 
unterschiedlichen Bereichen zusammen. 
Solche Zusammenkünfte der themati¬ 
schen Vielfalt, sei es zum Diskutieren 
oder um gemeinsam Bewegung gegen 
Kapitalismus - also gegen Krieg, Natio¬ 
nalismus und Rassismus, gegen Ausbeu¬ 
tung des Menschen und der Umwelt für 
Profitinteressen, gegen Kulturabbau und 
Bildung nur für Reiche,... - und für eine 
lebenswerte Gesellschaft für alle Men¬ 
schen zu organisieren, braucht es viel 
mehr. Wir müssen diese thematischen 
Zusammenhänge herstellen, damit die¬ 
se auch wirklich wahrgenommen werden. 

UZ: Nach wie vor tobt der Krieg in der 
Ukraine, offen faschistische Parteien und 
extreme Rechte gewinnen in Europa stetig 
an Zulauf - und es fällt auf, dass dieser 
bedrohlichen Entwicklung seitens Anti¬ 
faschisten und Friedensbewegung - au¬ 
ßer wohlfeiler Erklärungen und frommer 
Wünsche kaum etwas entgegengesetzt 
wird. Warum ist dem so? 

Monty Schädel: Weil die Friedensbewe¬ 
gung nicht die Feuerwehr für die verfehl¬ 
te Politik von profit- und lobbygesteuer¬ 
ten Politikern oder Militärs ist. Konzepte 
zur Bewahrung des Friedens müssen vor 
den Kriegen angewandt werden. Neben 
den „wohlfeilen Erklärungen und from¬ 
men Wünschen 44 , die im Übrigen wichtig 
sind, um über den Krieg und das Ge¬ 
schehen aufzuklären und die Menschen 
zu informieren - die Politik und die Mi¬ 
litärs übernehmen diese Aufgabe ja nur 
propagandistisch zu ihrem Vorteil - gibt 
es aber aus der Antifa- und Friedensbe¬ 
wegung auch breite Solidarität und den 
Versuch der Hilfe für die von Krieg und 
faschistischem Mob betroffenen Men¬ 
schen. Dass das aktuell noch nicht aus¬ 
reicht, ist uns dabei schon bewusst, je¬ 
doch ist es das Leistbare. Gern können 
auch andere noch mit anpacken. 

UZ: Und doch scheinen auch Teile der 
Linken der Propaganda von „humanitä¬ 
ren Interventionen “ und vermeintlichen 
Notwendigkeiten im „Kampf gegen den 
Terror“ auf den Leim zu gehen. Gelingt es 
Ihrer Organisation überhaupt noch, die¬ 
se menschenrechtsimperialistische Propa¬ 
ganda zu entlarven? 

Monty Schädel: Uns gelingt es nicht 
mehr und nicht weniger als früher da¬ 
rauf hinzuweisen, dass Krieg ein Ver¬ 
brechen an der Menschheit ist. Der 
Apparat der Kriegspropaganda ist al¬ 
lerdings schon sehr groß und mit vie¬ 


len Willigen in unterschiedlichsten Po¬ 
sitionen besetzt. Hinzu kommen Rüs¬ 
tungskonzern- und Steuermittel, die 
dem Krieg das Wort reden. Trotzdem 
ist die Ablehnung von Waffenexporten 
nach Umfragen so hoch wie nie, näm¬ 
lich bei weit über 60 Prozent und da¬ 
mit ebenso hoch wie die Ablehnung von 
Bundeswehrkriegseinsätzen unter den 
Menschen weit verbreitet ist. Nur weil 
Militärs und Politiker ständig in die Mi¬ 
krofone palavern, dass Kriege für Men¬ 
schenrechte notwendig wären, heißt das 
ja nicht, dass dieses auch richtig sei oder 
die Menschen dem folgen würden. 

UZ: In der Linkspartei tobt zunehmend 
der Streit um die Aufweichung der bis¬ 
herigen friedenspolitischen Haltelinien. 
Macht sich eine Linkspartei nicht voll¬ 
ends überflüssig, wenn sie ihre bisherigen 
Kernelemente um einer Regierungsbetei¬ 
ligung auf Bundesebene willen zu schlei¬ 
fen bereit ist? 

Monty Schädel: Was die Linkspartei al¬ 
les preisgibt, um auf der Bundesebene 
an der Regierung beteiligt zu werden, 
müssen die Parteimitglieder entschei¬ 
den. Für die Antikriegs- und Friedens¬ 
bewegung ist die Positionierung zu den 
Bundeswehrkriegseinsätzen und zum 
Waffenhandel aber natürlich entschei¬ 
dend. Die Beteiligung oder Unterstüt¬ 
zung von Krieg ist aus unserer Sicht ein 
Preis, der nicht akzeptabel ist und die 
Partei unglaubwürdig in allen Aussagen 
macht. Wir werden deshalb auch weiter¬ 
hin diejenigen in der Partei unterstützen, 
die dafür streiten, dass die Linkspartei 
konsequent Nein zu Auslandseinsätzen 
und Waffenhandel sagt. 

UZ: Ist die traditionelle Friedensbewe¬ 
gung überhaupt noch in der Lage, ihre 
traditionellen Events wie die Ostermär¬ 
sche oder die Proteste gegen die soge¬ 
nannte Sicherheitskonferenz im Februar 
in München, zu meistern? 

Monty Schädel: Die Friedensbewegung 
hat je nach weltpolitischer Lage mehr 
oder weniger Menschen mobilisiert - je 
nachdem, wie sehr sich Menschen durch 
aktuelle Ereignisse persönlich bedroht 
fühlten oder meinten, jetzt mit anderen 
auf die Straße gehen zu müssen. Lange 
bestehende Gruppen mit wechselnden 
Aktiven bereiteten die feststehenden 
Termine so vor, dass Menschen ihren 
Ort fanden, an dem sie Protest aber auch 
Hoffnungen und Erwartungen ausdrü- 
cken und miteinander diskutieren konn¬ 
ten. Das wird auch in Zukunft so sein. 
Es wird immer Menschen geben, die sich 
gegen Krieg sowie andere Ungerechtig¬ 
keiten wehren und für sich sowie andere 
Menschen eine Plattform zur Auseinan¬ 
dersetzung organisieren. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

* Monty Schädel ist Politischer Ge¬ 
schäftsführer der Deutsche Friedens¬ 
gesellschaft-Vereinigte Kriegsdienst¬ 
gegnerinnen (DFG-VK) 


Vor uns liegt unser Jahresauftakt in 
Berlin. Wir schöpfen Kraft aus der 
Teilnahme an der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz der „jungen weit“, diesem 
großen Ratschlag der radikalen Lin¬ 
ken. Wir schöpfen Kraft aus unse¬ 
ren Beiträgen, dem Cafe K., den 
Ständen von Partei und Verlagen, 
den vielen Diskussionen und unse¬ 
rer Abendveranstaltung in der Ura¬ 
nia. Wir schöpfen Kraft aus unserer 
Teilnahme an der LL-Demonstra- 
tion und wir fragen bei einer Ein¬ 
trittsrunde, ob es nicht in der Kon¬ 
sequenz von Rosa und Karl 
liegt die DKP zu stärken. 

Wir haben am 25. Jah¬ 
restag des so genannten 
Mauerfalls gemerkt, wie 
wichtig der herrschenden 
Klasse die Durchsetzung 
ihrer Geschichtsklitterung 
ist. Ist ja auch klar, denn 
so wie der Satz gilt, dass 
wer die Geschichte ver¬ 
gisst, verdammt ist, sie zu 
wiederholen, so gilt ja auch 
die Wahrheit, dass derjeni¬ 
ge, der die Geschichtsbe¬ 
trachtung der herrschen¬ 
den Klasse übernimmt, 

Gefahr läuft, Geschich¬ 
te im Interesse der herr¬ 
schenden Klasse zu schrei¬ 
ben. Das ist das Schlimme 
am Unsinn vom Unrechts¬ 
staat DDR. 

Wir lernen daraus und 
stellen uns auf den 70. Jah¬ 
restag der Befreiung vom 
Faschismus ein. Der Cha¬ 
rakter als Tag der Befreiung ist den 
Herrschenden ein Dorn im Auge. 
Denn das richtet den Blick darauf, 
dass es die herrschende Klasse war, 
die Hitler zur Macht brachte. Das 
erinnert daran, dass viele der heu¬ 
tigen Großkonzerne und Banken 
durch Tod und Zerstörung, durch 
Arisierung und Zwangsarbeit die 
Grundlagen für ihre heutige Grö¬ 
ße legten. Beispiele: Deutsche 
Bank, Daimler, die Nachfolger der 
IG Farben, also Bayer, BASF und 
Degussa. Viel zu sehr könnte daran 
gedacht werden, dass sie im Wes¬ 
ten der BRD sofort wieder an der 
Macht waren, während sie in der 
DDR enteignet wurden und zwar 
zu Recht. Und am Schlimmsten für 
die Herrschenden, wenn es Befrei¬ 
ung war, dann gab es auch Befreier. 
Unter den Befreiern trug die sozia¬ 
listische Sowjetunion die Hauptlast. 
Deshalb sagen wir: Dank Euch, Ihr 
Sowjetsoldaten, Dank dem Volk der 
Sowjetunion, der roten Armee und 
der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion. 

Wir rufen alle Gliederungen 
der DKP auf eigene Veranstaltun¬ 
gen/Aktionen zum 70. Jahrestag der 
Befreiung zu machen. Wir wollen 
dabei vor allem um die Teilnahme 
junger Menschen ringen. Gleich¬ 
zeitig orientieren wir auf eine brei¬ 
te Zusammenarbeit der Kräfte, die 
sich anlässlich dieses Jahrestags klar 
positionieren und sagen „Nie wie¬ 
der Krieg, nie wieder Faschismus.“ 

Wir sehen dies auch als wich¬ 
tige Vorbereitung unserer Unter¬ 
stützung des „Festivals der Jugend“. 
Das Festival, das unsere Freundin¬ 
nen und Freunde von der SDAJ an 
Pfingsten in Köln veranstalten, wird 
ein großer Höhepunkt, und wir wol¬ 
len, dass viele unserer Mitglieder 
dies erleben und Jugendliche nach 
Köln mobilisieren. 

Überhaupt ist dies ein Jahr vol¬ 
ler Herausforderungen. Bereits im 
Februar steht die SIKO in München 
an, dort trifft sich die Elite des in¬ 
ternationalen Militarismus - wir 
werden sie nicht allein lassen und 
unterstützen die Gegenaktivitäten. 
Dem 8. März, dem Internationalen 
Frauentag mit hoffentlich vielen 
Veranstaltungen und Aktionen der 
Frauenbewegung und der DKP, fol¬ 
gen zehn Tage später die Aktivitä¬ 


ten gegen die Eröffnung der EZB- 
Zentrale in Frankfurt. 

Und im Juni, wenige Wochen 
nach dem „Festival der Jugend“, ste¬ 
hen die Proteste gegen den G7-Gip- 
fel mit der Großdemonstration in 
Garmisch-Partenkirchen am 6.6. an. 

Raus auf die Straße, das ist drin¬ 
gend notwendig, denn die herr¬ 
schenden Kreise des Imperialismus 
in den USA und der EU zündeln 
weiter im Verbund mit der von Fa¬ 
schisten und Nationalisten durch¬ 
setzten Regierung in der Ukraine. 


Es geht um die NATO-Einkreisung 
Russlands und die Kriegsgefahr ist 
real. Vom Imperialismus angezettel¬ 
te Kriege, fast immer auch mit aus 
Deutschland exportierten Kriegen, 
toben an vielen Orten der Welt, 
Beispiele: Irak und Syrien, nicht 
zu vergessen Libyen. Den Men¬ 
schen bringen sie Tod, Verderben 
und Vertreibung, den Kapitalisten 
bringen sie Zugriff auf Territorien 
und Profite. Das Mittelmeer ist zum 
Massengrab für Flüchtlinge gewor¬ 
den, über 20 000 Menschen sind an 
dieser Mauer um die EU bereits zu 
Tode gekommen. 

Raus auf die Straße, das ist drin¬ 
gend notwendig, weil wir diesen 
PEGIDA-Irrsinn zurückdrängen 
müssen, der die Ängste vieler Men¬ 
schen vor Armut und Sozialabbau 
missbraucht, um von den Verursa¬ 
chern, den Banken, Konzernen und 
deren Regierungen abzulenken. 
Rassismus, Islamophobie wird ge¬ 
schaffen, die AfD spielt die Schar¬ 
nierrolle zwischen der bürgerlichen 
Rechten und den offenen Faschis¬ 
ten und prompt rückt das bürger¬ 
liche Lager weiter nach rechts, ruft 
nach schärferen Gesetzen gegen 
Flüchtlinge. 

Insgesamt müssen wir uns dar¬ 
auf einstellen, dass die Aggressivität 
des deutschen Imperialismus nach 
innen und außen zunehmen wird 
und vor allem die Arbeiter- und Ge¬ 
werkschaftsbewegung bislang dar¬ 
auf schlecht eingestellt ist. Darauf 
Antworten zu geben, das wird eine 
Hauptaufgabe des 21. Parteitags der 
DKP, der im November stattfinden 
wird. Die Diskussion des Hauptdo¬ 
kuments „DKP in Aktion - Bilanz 
ziehen, Neues erkennen, Chancen 
nutzen - gegen Monopolmacht, 
Kriegspolitik und Rechtsentwick¬ 
lung“ hat begonnen. 

Dieser Parteitag wird das Profil 
der DKP als Partei der Ideen von 
Marx, Engels und Lenin in einem 
der höchstentwickelten Länder des 
Imperialismus weiter schärfen und 
möglicherweise einen weiteren Hö¬ 
hepunkt beschließen, das nächste 
UZ-Pressefest, Volksfest der DKP 
im Jahr 2016. 

Also: Kraft tanken, wir brauchen 
die Kraft und wir brauchen Dich 
und Dich! 
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unsere zeit m 


Der Frust des Don Quijote 

Drei Bücher zur Debatte um „Antifa in der Krise“ 


Wenn der Kampf gegen Rechts nur als eine Frage 
des guten Anstands gesehen wird, kann es nervig 
werden. Eine Blüte derartiger Moralpredigten war 
die Neujahrsansprache der Kanzlerin. Zu den PE- 
GIDA-Demonstrationen sagte sie: „Folgen Sie de¬ 
nen nicht, die dazu aufrufen - denn zu oft sind Vor¬ 
urteile, ist Kälte, ja sogar Hass in deren Herzen.“ 
Gleichzeitig ruft die CSU nach einer 
Verschärfung des Asylrechts, während 
Unternehmervertreter vorrechnen, 
dass zumindest qualifizierte Auslän¬ 
der eigentlich ganz nützlich sind. Die 
Antreiber von rechts liefern den Vor¬ 
wand, um die „politische Mitte“ nach 
rechts zu verschieben, der offizielle 
„Antirassismus“ ist nur die Dekora¬ 
tion. Und trotzdem gibt es Leute, die 
ihn ernst nehmen, die mit „Bunt statt 
Braun“ nicht nur Rhetorik, sondern 
tatsächlich Aktionen gegen Nazis ver¬ 
binden und danach handeln. Natürlich 
ist es die Aufgabe einer antifaschisti¬ 
schen Bewegung, Menschen mit un¬ 
terschiedlichen Zugängen und Auffas¬ 
sungen in einem Bündnis zusammen¬ 
zuführen. Aber wo ist die Grenze? Wo 
der Maßstab, an dem gemessen wird, 
mit wem linke Kräfte Zusammenar¬ 
beiten können und sollen? 

Diese Fragen sind wieder einmal 
besonders aktuell. Drei Neuerschei¬ 
nungen des vergangenen Jahres (sie¬ 
he Kasten) versuchen, Antworten zu 
geben, was antifaschistische Politik ist 
und was nicht. 

Elitär und beliebig 

Für den „modernen Antisemitismus“ „ist der Haß 
auf das Abstrakte charakteristisch. Seine Hyposta¬ 
sierung des existierenden Konkreten mündet in ei¬ 
ner einmütigen, grausamen - aber nicht notwendig 
hasserfüllten Mission: der Erlösung der Welt von 
der Quelle allen Übels in Gestalt der Juden.“ Al¬ 
les klar? Um es kurz zu machen: Der Autor - der 
„Wertkritiker“ und Vordenker der „Antideutschen“ 
Moishe Postone - will erklären, dass die Rebellion 
gegen die Erscheinungen des Kapitalismus zum An¬ 
tisemitismus führt - es sei denn, man macht sich sein 
verdrehtes Verständnis von Marx 4 „Kapital“ zu ei¬ 
gen. Elitäre Studenten und andere „Antideutsche“ 
rechtfertigen damit, dass sie Antimilitaristen und 
Antifaschisten als Antisemiten beschimpfen und 
linke Bewegungen spalten und bekämpfen“. 

Solche Leute sehen in den Flächenbombarde¬ 
ments der alliierten Luftwaffe auf die deutsche 
Zivilbevölkerung im zweiten Weltkrieg gerne den 
Höhepunkt des Antifaschismus, und deshalb ha¬ 
ben die Herausgeber Susann Witt-Stahl und Mi¬ 
chael Sommer ihren Sammelband „,Antifa heißt 
Luftangriff! 4 - Regression einer revolutionären 
Bewegung“ genannt. 

Die Auseinandersetzung mit antideutschen 
Ideologien bildet den Schwerpunkt - und die be¬ 
sondere Stärke - des Buches. Witt-Stahl untersucht 
in ihrem Beitrag den Einfluss neoliberaler Ideo¬ 
logie in „linksradikalen“ Zusammenhängen. Ihr 
Fazit: „Hayeks Rechnung ist aufgegangen“. Denn 
die Theorie des Totalitarismus, des Rechts-gleich- 
Links, finde selbst unter „Linken“ Zustimmung: 
„[Heute sind] nicht wenige Antifas mit Friedrich 
August von Hayek und anderen Neoliberalen ei¬ 
ner Meinung, dass eine Unterscheidung zwischen 
reaktionärem, nationalistischem, völkischem Kol¬ 
lektivismus, der sich dem autoritären kapitalisti¬ 
schen Staat unterwirft, und emanzipativem, inter¬ 
nationalistischem, sozialistischem Kollektivismus 
[...] nur in die Irre führt.“ (Witt-Stahl/Sommer, 
S. 40) Dieser Einfluss der bürgerlichen Ideologie 
führt dazu, dass angeblich linke Gruppen mit Ver¬ 
achtung auf Hartz-IV-Empfänger blicken, weil die 
schließlich nur die Reserve der Nazis seien, und 
dass in angeblich linken „Freiräumen“ Propaganda 
für imperialistische Kriege gemacht wird. 

Michael Sommer setzt sich in seinem Aufsatz 
mit der merkwürdigen Art und Weise auseinan¬ 
der, wie in Bezug auf Marx eine antimarxistische 
Theorie des Antisemitismus konstruiert wird. Im 
Mittelpunkt steht dabei, wie Moishe Postone - 
und viele Andere in Anknüpfung an ihn - den 
Marxschen Begriff des Warenfetischs und das 
Begriffspaar „konkret - abstrakt“ zur Grundla¬ 
ge ihrer theoretischen Konstruktionen machen. 
Er zeigt auf, dass sich hinter den absichtlich kom¬ 
plizierten Formulierungen antideutscher „Wert¬ 
kritiker“ „eine willkürliche Sammlung von Ana¬ 
logieschlüssen und Begriffsanknüpfungen“ ver¬ 
birgt. Während die Argumentation beliebig bleibt, 
steht der Zweck fest: ,,[J]eden sozialen Protest in 
eigentlichen 4 Antisemitismus umzulügen“. (Witt- 
Stahl/Sommer, S. 87 f.) 

Mit dieser Polemik gegen antideutsche und bür¬ 
gerliche Theorien und Einflüsse unter „Antifaschis¬ 


ten 44 liefert der Band wichtige Beiträge, um, so das 
Vorwort, „zu sagen, was Antifaschismus nicht sein 
darf.“ Das leistet er vor allem in Bezug auf die An¬ 
tideutschen. Die Bestimmung und Kritik an ande¬ 
ren Nazigegnern, die unter bürgerlichem Einfluss 
stehen, bleibt über weite Teile eher unscharf. Be¬ 
sonders deutlich wird das am Beitrag vom Maciej 


Zurowski, der die Erfahrungen der KPD und die 
Volksfront-Strategie der Komintern völlig verdreht 
darstellt, um sie dann zu verwerfen. Aber auch die 
Herausgeber Witt-Stahl und Sommer bemühen sich, 
im Vorwort ein besonders schlagendes Beispiel für 
einen „entleerten“ und „beliebigen 44 Antifaschismus 
zu geben - und finden kein besseres als die Nomi¬ 
nierung von Beate Klarsfeld zur Kandidatin für die 
Bundespräsidentenwahl durch die Linkspartei. 

Gegen Windmühlen 

Diese Debatten stehen auch deshalb auf der Tages¬ 
ordnung, weil die Grenzen linksradikaler Antifa- 
Gruppen in den letzten Jahren immer deutlicher 
werden. Im vergangenen April trafen sich einige 
von ihnen zum Kongress „Antifa in der Krise“ - und 
kurz darauf machten zwei wichtige Antifa-Grup¬ 
pen, die Antifaschistische Linke Berlin (ALB) und 
die Antifaschistische Revolutionäre Aktion Berlin 
(ARAB) - deutlich, wie tief diese Krise geht: Sie 
lösten sich auf. Die ALB erklärte dazu: „Bei man- 

Dreimal Antifa 


chen Entwicklungen - vor allem Flüchtlingsprotes¬ 
te, Krieg und Frieden und Überwachung - befindet 
sich die radikale Linke in einer Schockstarre und 
braucht manchmal Wochen, um sich überhaupt zu 
äußern.“ Jürgen Lloyd, der Leiter der Karl-Lieb¬ 
knecht-Schule der DKP, stellt die Frage nach den 
Ursachen dieser Krise. Er beschreibt, wie ein Anti¬ 


faschismus, der sich nur an den traditionellen Merk¬ 
malen von Nazi-Organisationen abarbeitet oder 
bestimmte Ideologien als „an sich“ faschistisch be¬ 
stimmt, ins Leere läuft. Denn die Gefahr, dass fa¬ 
schistische Kräfte an die Macht kommen, entsteht 
aus den Interessen des Monopolkapitals. Und das 
heißt: ,,[D]er antifaschistische Kampf [kann sich] 
nicht von dem Kampf gegen [die monopolkapita¬ 
listischen] Herrschaftsinteressen selber lösen [...], 
ohne zum Schattenboxen zu werden.“ (Witt-Stahl/ 
Sommer, S. 127) Die ALB spricht anlässlich ihrer 
Auflösung von „Ratlosigkeit“ und „Resignation“. 
Lloyd macht klar: „Der Versuch, einen Gegner zu 
bekämpfen, bei dem es aber nicht gelingt, ihn wirk¬ 
lich zu identifizieren, verursacht nicht nur für Don 
Quijote Blessuren und Frustration“. (Witt-Stahl/ 
Sommer, S. 134) Damit der Antifaschismus mehr sei 
als ein Kampf gegen Windmühlen, müsse er deut¬ 
lich machen, dass der Faschismus eine bestimmte 
Form der Herrschaft ist. Der Inhalt dieser Herr¬ 
schaft ist bürgerliche Herrschaft. 


Soziales Bündnis 

Das ist nicht neu, aber trotzdem umstritten. Selbst 
in der VVN-BdA gibt es leider einige Stimmen, die 
sich von dieser Grundlage des dort vorherrschen¬ 
den marxistischen Faschismus-Verständnisses of¬ 
fenbar verabschieden. Umso wichtiger, die histori¬ 
schen Erfahrungen des Antifaschismus aufzugrei¬ 
fen. Nur: Bei dem Antifa-Aktivisten 
Bernd Langer gerät die „historische“ 
Auseinandersetzung eher zu einer Auf¬ 
zählung von mehr oder weniger gelun¬ 
genen, mehr oder weniger militanten 
Aktionen. Ulrich Schneider, einer der 
Bundessprecher der VVN-BdA, liefert 
dagegen einen knappen und umfassen¬ 
den Überblick über die historischen 
Erfahrungen und orientiert sich dabei 
an marxistischen Auffassungen - auch 
wenn er dabei den Eindruck erweckt, 
dass SPD und KPD gleichermaßen zum 
Scheitern der Bemühungen um eine an¬ 
tifaschistische Einheitsfront beigetragen 
hätten (Schneider, S. 23,25) Er stellt dar, 
dass der Begriff Antifaschismus in den 
1920er Jahren zunächst „eine eindeutig 
klassenkämpferische Konnotation“ hatte 
(Schneider, S. 15). Denn der Kampf ge¬ 
gen Nazis lässt sich nicht vom Kampf für 
Interessen der arbeitenden Bevölkerung 
trennen: „Damit war der antifaschisti¬ 
sche Kampf immer auch Kampf um die 
Verbesserung der Lebenssituation der 
Menschen, indem gegen Lohnkürzun¬ 
gen, Streichungen der Erwerbslosenhil¬ 
fe oder andere Maßnahmen des Sozial¬ 
abbaus gekämpft wurde. Insbesondere 
Erwerbslose oder Kleinbauern sollten durch diese 
Erfahrungen im Kampf um ihre eigenen Interessen 
immunisiert werden gegen die einfachen Propa¬ 
gandaparolen der Nazis.“ (Schneider, S. 22) Es geht 
darum, den Widerspruch zwischen den Interessen 
des Monopolkapitals und der Arbeiterklasse, aber 
auch aller anderen Werktätigen zur Richtschnur zu 
machen: „Antifaschismus wurde damit als soziale 
Bündnispolitik gegen das große Kapital verstan¬ 
den“ (Schneider, S. 16). Nur: Diese Grundsätze ei¬ 
nes marxistischen Verständnisses antifaschistischer 
Politik beschreibt er anhand der Kämpfe der 1920er 
und 1930er, macht aber nicht deutlich, dass sie heute 
noch so gültig wie damals sind. 

Etwas Besonderes? 

Damit stellt sich aber auch die Frage, ob der Anti¬ 
faschismus so etwas wie eine besondere, von den 
allgemeinen Klassenkämpfen der Zeit relativ los¬ 
gelöste Bewegung sein kann. Für Langer ist diese 
Frage anscheinend klar: Schon im Untertitel seines 
Bandes macht er deutlich, dass die „Antifaschisti¬ 
sche Aktion 44 eine „linksradikale Bewegung“ sei. 
Und so beschreibt er ihre Geschichte eben auch als 
Geschichte einer besonderen, eigenständigen Be¬ 
wegung. Aber in dieser Hinsicht geht Schneider in 
eine ähnliche Richtung: In der Einleitung bestimmt 
er Antifaschismus als „praktischen Ausdruck einer 
vielschichtigen politischen Bewegung“ (Schneider, 
S. 11). Und während er für die Zeit bis 1945 ganz 
selbstverständlich die Politik der Arbeiterparteien 
beschreibt und den Kampf der KPD in die Zeit ein¬ 
ordnet, erweckt er für die Zeit seit 1945 einen an¬ 
deren Eindruck. Nun stehen VVN, „Erinnerungs¬ 
arbeit“ und Aktionen gegen Nazis im Mittelpunkt, 
die Verbindung mit der sozialen Frage kommt mir 
zu kurz. Besonders deutlich wird seine Vorstellung 
vom Antifaschismus als besonderer, von den all¬ 
gemeinen Klassenkämpfen relativ getrennter Be¬ 
wegung im Kapitel „Organisationsentwicklung des 
Antifaschismus“: Hier beschreibt er die Entwick¬ 
lung von VVN-BdA und der autonomen Antifa- 
Strukturen - also nur der Organisationen, die schon 
in ihrem Namen die antifaschistische Arbeit in den 
Vordergrund stellen. Er betont zu Recht, dass un¬ 
terschiedliche Kräfte aus unterschiedlichen Zu¬ 
gängen und Motiven im Kampf gegen Nazis aktiv 
werden. Wenn diese unterschiedlichen Zugänge 
aber getrennt von der jeweiligen Klassenlage und 
Interessen betrachtet werden, besteht die Gefahr, 
dass Antifaschismus eben nicht zu einem sozialen 
Bündnis auf Grundlage gemeinsamer Interessen, 
sondern zu einem beliebigen Bündnis gegen „ex¬ 
trem Rechte“ Kräfte wird. Die „unterschiedlichen 
Zugänge 44 im „Kampf gegen Rechts“ sind aber mei¬ 
nes Erachtens nicht gleichwertig, Merkels Predigt 
gegen Fremdenfeindlichkeit ist nicht nur nervig, 
sondern reaktionär, weil sie die Rechtfertigung für 
staatlichen Rassismus und deutsche Großmacht¬ 
politik liefert. Teile der Antifa und andere Nazi¬ 
gegner vernachlässigen die Rolle des Faschismus 
als Instrument der Herrschenden. Die „Krise der 
Antifa“ ist ein Ausdruck dafür, dass so ein Kampf 
gegen Windmühlen tatsächlich zu „Blessuren und 
Frustration“ führt. 

Olaf Matthes 


Drei Neuerscheinungen aus dem vergangenen Jahr befassen sich mit grundsätzlichen Fragen anti¬ 
faschistischer Politik. UZ stellt sie vor: 

Was es nicht sein darf 

Mit diesem Sammelband reagieren die Herausgeber auf die Widersprüche in der antifaschistischen 
Bewegung. Das Vorwort verspricht Beiträge, die „sagen, was Antifaschismus nicht sein darf“. Der 
Schwerpunkt des Bandes liegt dabei auf der Auseinandersetzung mit „Antideutschen“ und ihrer 
Ideologie. 

Gemeinsam ist den acht Autoren, dass sie Faschismus als Form bürgerlicher Herrschaft sehen und 
Antifaschismus dementsprechend mit einer revolutionären, antikapitalistischen Perspektive verbin¬ 
den. Jürgen Lloyd, Leiter der Karl-Liebknecht-Schule der DKP, macht deutlich, dass „der Antifaschis¬ 
mus droht, sich an Windmühlen abzuarbeiten“, wenn er darauf verzichtet. Der Band liefert damit 
wichtige Beiträge zur Debatte um „Antifa in der Krise“. 

Susann Witt-Stahl, Michael Sommer (Hrsg.): »Antifa heißt Luftangriff!“. Regression einer revolutio¬ 
nären Bewegung, Hamburg: Laika-Verlag, 2014,21,00 Euro. 


Erinnerungsarbeit für heute 

Ulrich Schneider, Bundessprecher der VVN-BdA, gibt in der Reihe „Papyrossa Basiswissen“ einen his¬ 
torischen Überblick über die Entwicklung des Antifaschismus. Einen Schwerpunkt legt er dabei für 
die Zeit nach 1945 auf die Rolle der VVN-BdA und die „Erinnerungsarbeit“. Als zweite wichtige Strö¬ 
mung in der gegenwärtigen „Organisationsentwicklung des Antifaschismus“ beschreibt Schneider 
die autonomen Antifa-Gruppen und ihre Vorläufer. Schneider erläutert die Orientierung auf breite 
gesellschaftliche Bündnisse in der antifaschistischen Arbeit insbesondere in Abgrenzung zu den 
unterschiedlichen Strategien und Herangehensweisen aus dem autonomen Spektrum. Als „Exem¬ 
pel“ für wirksame antifaschistische Aktivitäten in den letzten Jahren stellt Schneider - neben den 
verschiedenen Aktivitäten gegen Naziaufmärsche - die Unterschriften-Kampagne der VVN für ein 
Verbot der NPD heraus. 

Ulrich Schneider: Antifaschismus (= Papyrossa Basiswissen), Köln: Papyrossa Verlag, 2014,9,90 Euro. 


„Undogmatisch“ und „militant“ 

Ein weiterer historischer Überblick über die Entwicklung der antifaschistischen Bewegungen diesem 
Fall jedoch vom Standpunkt eines Antifa-Aktivisten aus dem autonomen Spektrum. Bernd Langer 
war aktiv in der Göttinger „Autonome Antifa (M)“ und der Antifaschistischen Aktion/Bundesweite 
Organisation (AA/BO). Er reproduziert eine Reihe antikommunistischer Vorurteile - z.B.vom Nicht¬ 
angriffspakt als „größtem Verrat an der Sache des Antifaschismus“, der „stalinistischen“ KPD, der 
„staatstragenden“ VVN-BdA. Insbesondere für die Zeit seit den 1980er Jahren bis heute liefert er ei¬ 
nen informativen Überblick über Aktionen und Strukturen der autonomen Antifa-Szene. 

Bernd Langer: Antifaschistische Aktion. Geschichte einer linksradikalen Bewegung, Münster: Unrast- 
Verlag, 2014,16,00 Euro. 



Egal wo, egal wann: 
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Die Revolution steht noch aus 


Kurt Tucholsky - ein Linker in Widersprüchen 


• • 

U bersteht Hitler den nächsten Win¬ 
ter, dann werden wir mit ihm be¬ 
graben“ denn, so schreibt Tuchols¬ 
ky im April 1933 in einem Brief an Walter 
Hasenclever: „Unsere Sache ist verloren“ 
und „Unsere Bücher sind also verbrannt“ 
Wer soll den Faschismus ablösen, fragt 
er. Er registriert: „Das jetzige Regime 
sieht stabil aus.“ Der Linken traut er eine 
Machtübernahme nicht zu. Was einmal 
die „Linke“ genannt wurde, werde nie 
wieder kommen. „Nichts stimmt mehr“ 
So deprimiert ist schließlich das Fa¬ 
zit eines Mannes, der nach 1918 ener¬ 
gisch für die Republik in Deutschland 
eingetreten war und bald erkannte, dass 
die Verordnungen zum Schutz der Re¬ 
publik, beschlossen einen Tag nach dem 
Mord an Außenminister Walther Ra¬ 
thenau (1922), „eine der gefährlichsten 
Waffen gegen die deutsche Republik“ 
waren. Denn, so hatte Tucholsky gehofft, 
es bot eine Handhabe zum Verbot „ext¬ 
remistischer“ Organisationen, wurde von 
der Justiz aber vor allem gegen die Lin¬ 
ke eingesetzt. „Und ich habe das damals 
nicht gleich verstanden“, stellt Tucholsky 
selbstkritisch fest. 

Was er sehr wohl begriffen hatte: dass 
das deutsche Volk nach dem 1. Weltkrieg 
in einer Verfassung war, „die, wäre der 
Krieg zufälligerweise glücklich ausge¬ 
gangen, das Schlimmste hätte befürch¬ 
ten lassen.“ Deshalb wollte er, dass „mit 
eisernem Besen jetzt, grade jetzt und 
heute ausgekehrt werden“ müsse, „was 
in Deutschland faul und von Übel war 
und ist. Wir kommen damit nicht weiter, 
dass wir den Kopf in ein schwarz-weiß¬ 
rotes Tuch stecken und ängstlich flüstern: 
Später, mein Bester, später. Nur jetzt kein 
Aufsehen!“ Er traute diesem Volk nicht, 
dessen Mehrheit 1914 kopflos und begeis¬ 
tert in den 1. Weltkrieg gezogen war. Sei¬ 
ne ständige Reiselust, die ihn zwischen 
Berlin, Paris, Zürich und Schweden hin 
und her trieb, ist daher nicht nur seiner 
enormen und sehr gut dotierten Tätigkeit 
als Autor der „Weltbühne“ und der vielen 
anderen Zeitschriften geschuldet, in de¬ 
nen er, häufig mit den seltsamsten Pseu¬ 
donymen (es sollen 100 gewesen sein) 
schrieb, sondern war auch Ausdruck ei¬ 
ner Flucht vor einer Wirklichkeit, die er 
mit den Worten beschrieb, „Der Mangel 
an Rechtsgefühl in Deutschland ist fast 
vollkommen“. Dem wollte er häufig auf 
seine Weise entfliehen. 

Seine sehr offenen und freizügigen 
Beziehungen, die er in manchen Liebes¬ 
briefen preist, sind sicher mehr als Aus¬ 
flüchte aus dem engen deutschen Staats¬ 
konformismus gewesen. Sie gehörten, wie 
seine Mitgliedschaft in der Freimaurer¬ 
loge „Zur Morgenröte“, zu seinem Men¬ 
schenbild. Dagegen steht der „normale 
Typus der Deutschen Volkspartei und 
der Indifferenten“. Dieser normale Ty¬ 
pus, so stellt er 1927 fest, habe nie „auf 
die ekelhaften Grundsätze des Imperia¬ 
lismus“ verzichtet. Hindenburg bedeute, 
so Tucholsky nach der Wahl, „die Repu¬ 
blik auf Abruf“ und Krach mit aller Welt 
und letztlich Krieg. Weshalb die KPD da¬ 
mals im Wahlkampf agitierte: „Wer Hin¬ 
denburg wählt wählt Hitler! Wer Hitler 
wählt wählt Krieg!“ (1932).Tucholsky un¬ 
terstützte in diesem Wahlkampf den Kan¬ 
didaten der KPD, Ernst Thälmann. Wobei 
Tucholsky, wie der Autor der Biografie 
„Tucholsky - ein deutsches Leben“, Rolf 
Hosfeld, richtig feststellt, kein Kommu¬ 
nist war. Er fürchtete den „Snobismus der 
schwieligen Faust“ und blieb stets Anhän¬ 
ger der Philosophie Schopenhauers. 

Als ihn im September 1934 die Nach¬ 
richt erreicht, dass sich sein Lieblings¬ 
autor Knut Hamsun offen für Hitlers 
faschistische Diktatur ausgesprochen 
hatte und sich gegen die internationale 
Kampagne für den bereits Inhaftierten 
Carl von Ossietzky wandte, fällt Tuchols¬ 
ky in eine tiefe Krise. Er hatte die Kam¬ 
pagne von Anfang an unterstützt. 

Der Biograf Rolf Hosfeld, seit 2002 
Vorstandsmitglied der Peter-Weiss-Stif¬ 
tung für Kunst und Politik und Autor ei¬ 
ner Marx-Biografie - „Die Geister, die 
er rief“ - entwickelt in seiner Tuchols¬ 
ky- Biografie, die viele Belege aus Brie¬ 
fen und Büchern Tucholskys anführt, 
die Vielfältigkeit dieses großen Talents. 



Vor 125 Jahren, am 9. Januar 1890, wurde Kurt Tucholsky geboren. Er war einer 
der bedeutendsten Publizisten der Weimarer Republik 


Es fehlt in dieser Biografie auch nicht 
Tucholskys Anklage „Soldaten sind 
Mörder“. Auch wird Tucholskys feines 
Gespür für die Gesetzmäßigkeit impe¬ 
rialistischer Herrschaft deutlich, das so 
aktuell ist, dass der Leser oft glaubt, Tu¬ 
cholsky spreche aus unserer Gegenwart. 
Doch bleibt dem Leser nicht verborgen, 
dass Hosfeld Tucholskys Nähe zu den 
Kommunisten nicht behagt. 

Als Leo Trotzki 1928 aus der sow¬ 
jetischen Geschichtsschreibung gefegt 
wurde, schreibt Tucholsky in der „Welt¬ 
bühne“ dies sei ein „Zeichen von tiefster 
Schwäche, von Angst und Mamelukenhaf- 
tigkeit“. Hosfeld bewertet dies als Kritik 
an den Kommunisten und ist offensicht¬ 
lich verwundert, dass Tucholsky anderer¬ 
seits „mit den Kommunisten aus innen¬ 
politischen Gründen einig“ gewesen sein 
muss, wenn er im Mai 1928 anlässlich der 
Reichstagswahlen schreibt: „Dein Ge¬ 
schick, Deutschland, machen Industrien,/ 
Banken und die Schifffahrtskompagni¬ 
enyweich ein Bumstheater ist die Wahl.“ 
Und die Wahl Tucholskys in den Vorstand 
der „Roten Hilfe Deutschlands“ im Mai 
1927 bewertet Hosfeld mit den Worten, 
dies sei „aber zunächst nicht mehr als ein 
humanitäres Engagement für politische 
Häftlinge in deutschen Gefängnissen“ 
gewesen. Kühn ist Hosfelds Hinweis, der 
in einer Biographie nichts verloren hat, 
unter Historikern herrsche „weitgehend 
Einigkeit darüber, dass die kommunisti¬ 
sche Konfrontationspolitik erheblich zu 
der Katastrophe vom Januar 1933 beige¬ 
tragen hat.“ (S. 247) Mit anderen Worten, 
nicht der Imperialismus ermöglichte die 
offen terroristische Diktatur des Mono¬ 


polkapitals in Deutschland, sondern die 
Kommunisten hätten den Faschismus erst 
ermöglicht. 

Tatsache ist, dass er im April 1927 in 
dem dreiteiligen Artikel der „Weltbüh¬ 
ne“, „Deutsche Richter“, den sein Bio¬ 
graph Hosfeld nicht erwähnt, die reak¬ 
tionäre Justiz der Weimarer Republik 
anklagt. „Es gibt, um eine Bürokratie 
zu säubern, nur eines. Jenes eine Wort, 
das ich nicht hier hersetzen möchte, weil 
es für die Herrschenden seinen Schau¬ 
er verloren hat. Dieses Wort bedeutet: 
Umwälzung. Generalreinigung. Aufräu¬ 
mung. Lüftung.“ Und 1928 schreibt er 
im Artikel „November-Umsturz“, einem 
Rückblick auf die Revolution von 1918: 
„Die deutsche Revolution steht noch 
aus.“ Sie will vorbereitet werden durch 
Bewusstheit, und dass sie von anderer 
Qualität als die Reform ist, wusste natür¬ 
lich auch Tucholsky. Der konnte deshalb 
den Vers in der „Arbeiter Illustrierten 
Zeitung“ (1928) schreiben: 

„Wohltaten, Mensch, sind nichts als 
Dampf. 

Hol dir dein Recht im Klassenkampf!“ 

Hosfeld lässt auch dieses Zitat aus 
und geht in seiner Biografie auch nicht 
der Frage nach, warum Tucholsky sich 
an der Philosophie Schopenhauers und 
Hamsuns orientierte, die seinem Streben 
nach Vernunft so sehr im Wege standen. 
Dies können heute andere nachholen. 

Jürgen Meier 

Rolf Hosfeld:Tucholsky- Ein deutsches 
Leben. Biographie, 319 Seiten. Siedler 
Verlag, 21,99 Euro/Kindle Edition: 9,49 
Euro 


Kurt Tucholsky: Die hochtrabenden Fremdwörter 


In der Redaktionspost lag neulich ein Brief. 

„Liebe Weltbühne! 

Wenn ich diese Zeilen an dich richte, so bitte ich in 
Betracht zu ziehen, dass ich nicht ein Zehntel so viel 
Bildung besitze wie deine Mitarbeiter. Ich gehöre viel¬ 
leicht zu den primitivsten Anfängern deiner Zeitschrift 
und bin achtzehn Jahre alt. Dieses schreibe ich dir aber 
nur, damit du dich über meine folgenden Zeilen nicht 
allzu lustig machst. 

Aus deinen Aufsätzen habe ich ersehen, dass du trotz 
aller Erhabenheit über die politischen Parteien doch mit 
den Linksradikalen am meisten sympathisierst. 

Schreibst du auch für einen Proleten, der sich in ei¬ 
nem Blatt orientieren will, daß er objektiv urteilt? Für 
den aber ist es, was für den Fuchs die Weintrauben. Also: 
much to high. 

Ich selbst bin auch nur ein Autodidakt und muss öf¬ 
ter das Lexikon zur Hand nehmen, wenn ich die Arti¬ 
kel verfolge. Wenn du darauf Wert legst, die Sympathie 
und das Interesse der revolutionären Jugend und der 
einfachen Arbeiterschaft zu erwerben, so sei gelegent¬ 
lich sparsamer mit deinen hochtrabenden Fremdwör¬ 
tern und deinen manchesmal unverdaulichen philoso¬ 
phischen Betrachtungen. 

Hochachtungsvoll Erna G.“ 

Hm. Hör mal zu - die Sache ist so: 

Etwa die gute Hälfte aller Fremdwörter kann man 
vermeiden; man solls auch tun - und dass du keine „Pu¬ 
ristin“ bist, keine Sprachreinigerin, keine von denen, 
die so lange an der Sprache herumreinigen, bis keine 
Flecke mehr, sondern bloß noch Löcher da sind, das 
weiß ich schon. Ich weiß auch, dass es wirklich so etwas 
wie „hochtrabende“ Fremdwörter gibt; wenn einer in 
Deutschland „phänomenologisches Problem“ schreibt, 
dann hat er es ganz gern, wenn das nicht alle verstehn. 
So wie sich ja auch manche Schriftsteller mit der ka¬ 
tholischen Kirche einlassen, nur damit man bewundre, 
welch feinen Geistes sie seien ... Soweit hast du ganz 
recht. Aber nun sieh auch einmal die andre Seite. 

Es gibt heute in Deutschland einen Snobismus der 
schwieligen Faust, das Fremdwort „Snobismus“ wollen 
wir gleich heraus haben. Es gibt da also Leute, die, aus 
Unfähigkeit, aus Faulheit, aus Wichtigtuerei, sich plötz¬ 
lich, weil sie glauben, da sei etwas zu holen, den Ar¬ 
beitern zugesellen, Leute, die selber niemals mit ihrer 
Hände Arbeit Geld verdient haben, verkrachte Intel¬ 
lektuelle, entlaufene Volksschullehrer, Leute, die haltlos 
zwischen dem Proletariat der Arme und dem des Kop¬ 
fes, zwischen Werkstatt und Büro hin- und herschwan¬ 
ken - und denen nun plötzlich nichts volkstümlich ge¬ 
nug ist. Maskenball der Kleinbürger; Kostüm: Monteur¬ 
jacke. Nein, du gehörst nicht dazu - ich erzähle dir nur 
davon. Und da hat nun eine Welle von „Arbeiterfreund¬ 
lichkeit“ eingesetzt, die verlogen ist bis ins Mark. 

Man muss scharf unterscheiden: 


Schreibt einer für die Arbeiter, für eine Leserschaft 
von Proletariern, so schreibe er allgemeinverständlich. 
Das ist viel schwerer als dunkel und gelehrt zu schrei¬ 
ben - aber man kann vom Schriftsteller verlangen, dass 
er gefälligst für die schreibe, die sein Werk lesen sollen. 
Der Proletarier, der abends müde aus dem Betrieb nach 
Hause kommt, kann zunächst mit so einem Satz nichts 
anfangen: 

„Die vier größten Banken besitzen nicht ein rela¬ 
tives sondern ein absolutes Monopol bei der Emission 
von Wertpapieren.“ 

Dieser Satz aber ist von Lenin („Der Imperialismus 
als jüngste Etappe des Kapitalismus“), und der Satz ist, 
bei aller Klarheit des Gedankens, nicht für die Straßen¬ 
propaganda geschrieben. Denn hier läuft die Grenzli¬ 
nie: Die einen betreiben den Klassenkampf, indem sie 
ihre Schriften verteilen lassen, sie wirken unmittelbar, 
sie wenden sich an jedermann - also müssen sie auch die 
Sprache sprechen, die jedermann versteht. Die andern ar¬ 
beiten für den Klassenkampf, indem sie mit dem wissen¬ 
schaftlichen Rüstzeug der Philosophie, der Geschichte, 
der Wirtschaft zunächst theoretisch abhandeln, wie es mit 
der Sache steht. Lenin hat beides getan; der Fall ist selten. 

Die zweite Art Schriftstellerei kann nun nicht um¬ 
hin, sich der Wörter und Ausdrücke zu bedienen, die 
bereits vorhanden sind. Ich habe mich stets über die 
Liebhaber der Fachausdrücke lustig gemacht, jene Af¬ 
fen des Worts, die da herumgehen und glauben, wer 
weiß was getan zu haben, wenn sie „Akkumulation des 
Finanzkapitals“ sagen, und denen das Maul schäumt, 
wenn sie von „Präponderanz der innern Sekretion“ 
sprechen. Über die wollen wir nur lachen. Vergiss aber 
nicht, dass Wörter Abkürzungen für alte Denkvorgän¬ 
ge sind; sie rufen Gedankenverbindungen hervor, die 
bereits in den Menschen gleicher Klasse und gleicher 
Vorbildung schlummern und auf Anruf anmarschiert 
kommen - daher sich denn auch Juristen oder Kleri¬ 
ker oder Kommunisten untereinander viel leichter und 
schneller verständigen können als Angehörige verschie¬ 
dener Gruppen untereinander. 

Es ist nun für einen Schriftsteller einfach unmöglich, 
alles, aber auch alles, was er schreibt, auf eine Formel 
zu bringen, die jedem, ohne Bildung oder mit nur we¬ 
nig Bildung, verständlich ist. Man kann das tun. Dann 
aber sinkt das Durchschnittsmaß des Geschriebenen 
tief herunter; es erinnert das an den Stand der ameri¬ 
kanischen Tagesliteratur, die ihren Ehrgeiz daran setzt, 
auch in Bürgerfamilien gelesen werden zu können, bei 
denen kein Anstoß erregt werden darf. Und so sieht die¬ 
se Literatur ja auch aus. Will man aber verwickelte Ge¬ 
danken, die auf bereits vorhandenen fußen, weil keiner 
von uns ganz von vorn anfangen kann, darstellen, so 
muss man sich, wenn nicht zwingende Gründe der Pro¬ 
paganda vorliegen, der Fachsprache bedienen. Keiner 
kommt darum herum. Auch Lenin hat es so gehalten. 
Oder glaubst du, dass seine Schrift „Materialismus und 


Empiriokritizismus“ für jeden Proletarier ohne weiteres 
verständlich sei? Das ist sie nicht. Wer über Kirchenge¬ 
schichte des zweiten Jahrhunderts schreibt, kommt ohne 
die lateinischen Ausdrücke der damaligen Zeit nicht aus. 

Soll er eine Übersetzung beigeben? Schopenhau¬ 
er platzte vor Wut bei dem Gedanken, solches zu tun; 
er wurzelte aber - bei aller Größe - in dem Ideal der 
humanistischen Bildung seiner Zeit und seiner Klas¬ 
se; er hatte recht und unrecht. Es gibt heute bereits 
eine Menge Schriftsteller und Zeitschriften, die jedem 
fremdsprachigen Zitat die Übersetzung folgen lassen; es 
ist Geschmackssache. Ich tue es selten; ich zitiere ent¬ 
weder gleich auf deutsch oder manchmal, wenns gar 
nicht anders geht, lasse ich die fremdsprachigen Sätze 
stehn - dann nämlich, wenn ich das, was in den fremden 
Wörtern schlummert, nicht übertragen kann. Man kann 
alles übersetzen - man kann nicht alles übertragen. Es 
gibt zum Beispiel gewisse französische Satzwendungen, 
Wörter ... die sind so durchtränkt von Französisch, dass 
sie auf dem Wege der Übersetzung grade das verlieren, 
worauf es ankommt: Klang, Melodie und Geist. 

Nun kenne ich das Gefühl sehr wohl, das einen be¬ 
seelt, der solches liest und der nicht oder nicht genügend 
Französisch kann. Man kommt sich so ausgeschlossen 
vor. Man fühlt die eigne Schwäche; man wird böse, wü¬ 
tend ... und man wälzt diese Wut, die eigentlich der eig¬ 
nen Unkenntnis (verschuldet oder nicht) gilt, auf den 
andern ab. Ich spreche zum Beispiel miserabel Englisch 
und verstehe es kaum, und es hat jahrelang gedauert, bis 
ich mit dem Verstände dieses dumpfe Wutgefühl aus mir 
herausbekommen habe. Lese oder höre ich heute Eng¬ 
lisch, so schmerzt es mich, es nicht gut zu verstehen - 
aber ich bin auf den Schreibenden oder Sprechenden 
nicht mehr böse. Er kann doch nichts dafür, dass ich es 
so schlecht gelernt habe. 

Siehst du, so ist das. 

Es ist kein Verdienst der Söhne, wenn ihre Väter so 
viel Geld hatten, dass sie die Söhne aufs Gymnasium 
schicken konnten, gewiss nicht und was in den meisten 
Fällen dabei herauskommt, wissen wir ja auch. Aber un¬ 
terscheide gut, Erna, zwischen den beiden Gattungen, 
die da Fremdwörter gebrauchen: 

den Bildungsprotzen, die sich damit dicke tun wol¬ 
len, und den Schriftstellern, die zwischen „induktiv“ und 
„deduktiv“ unterscheiden wollen und diesen Denkvor¬ 
gang mit Worten bezeichnen, die geschichtlich stets die¬ 
ser Bezeichnung gedient haben. 

Die Intellektuellen eines Volkes sollen nicht auf dem 
Niveau von schnapsdumpfen Gutsknechten stehn - son¬ 
dern der Arbeiter soll in Stand gesetzt werden, die intel¬ 
lektuellen Leistungen der Gemeinschaft zu verfolgen. 
Nicht: reinlich gewaschene Körper sind ein Abzeichen 
von Verrat am Klassenkampf - sondern: alle sollen in 
die Lage gesetzt werden, sich zu pflegen. Den Körper, 
Erna, und den Geist. 

Ignaz Wrobel, Die Weltbühne, 154*1930 
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Konkrete Imperialismus-Analyse 

Soeben erschienen: Marxistische Blätter 1/2015 


Die Frage „Unipolare oder multipola¬ 
re Welt?“ war zuletzt in 2007 Schwer¬ 
punktthema in den Marxistischen 
Blättern. Auch wenn einzelne Aspekte 
der Kräfte Verschiebungen in der Welt 
auch danach regelmäßig in Artikeln 
behandelt wurden, schien es der Re¬ 
daktion geraten, die „Weltordnung im 
Umbruch“ erneut zum Schwerpunkt¬ 
thema zu machen. Dass die Frage nach 
Krieg oder Frieden diesmal stärker im 
Fokus der Autorinnen ist, liegt in der 
Natur der Sache und der Entwicklun¬ 
gen der letzten Jahre, darum der Titel: 
„Weltordnung im Umbruch - Fried¬ 
lich oder militärisch?“ 

Mit dem langsamen, aber steti¬ 
gen Abstieg der kapitalistischen Füh¬ 
rungsmacht beschäftigt sich Beate 
Landefeld. Während die US-Hegemo- 


nie ihren schleichenden Niedergang 
fortsetze, sei ein neuer Hegemon noch 
längst nicht in Sicht. Daher sei mit ei¬ 
ner langen Dauer des Übergangs von 
der unipolaren zu einer multipolaren 
Weltordnung zu rechnen, verbunden 
mit der ständigen Gefahr kriegeri¬ 
scher Auseinandersetzungen. Marc 
Botenga zufolge steht China im Zen¬ 
trum der US-Eindämmungspolitik. 
Er zeigt die militärische Einkreisung 
Chinas und wie China darauf reagiert. 
Kai Ehlers untersucht, welches Selbst¬ 
bild Obamas Außenpolitik zugrunde 
hegt und welche strategischen Über¬ 
legungen des früheren Präsidenten¬ 
beraters Brzezinski in die US-Politik 
eingegangen sind. Jürgen Wagner er¬ 
läutert das Wesen der „Europäischen 
Nachbarschaftspolitik“ (ENP) und bi¬ 


lanziert ihre Ergebnisse. In der Ukrai¬ 
ne würden die Ergebnisse der ENP in 
den Augen ihrer Eründer vorerst als 
Erfolg verbucht. Klaus Wagener be¬ 
schäftigt sich mit der Rolle der Bun¬ 
desrepublik Deutschland im Ukrai¬ 
ne-Konflikt. Er sieht den deutschen 
Imperialismus eher als Verlierer in 
diesem Konflikt. Willi Gerns unter¬ 
sucht Machtstrukturen und Politik 
im heutigen Russland. Im Unter¬ 
schied zu den USA strebe das heu¬ 
tige kapitalistische Russland nicht 
nach Weltherrschaft, sondern nach 
einer multipolaren Weltordnung. Die 
Sicht linker Regierungen Lateiname¬ 
rikas verdeutlicht die dokumentierte 
Rede des Präsidenten Boliviens Evo 
Morales zur Eröffnung des Treffens 
der Gruppe 77+China 2014 in Santa 


Cruz. In dieser Rede wird auch die 
alternative Vision einer „weltweiten 
Gemeinschaft der Völker“ formu¬ 
liert. Wie diese in der lateinamerika¬ 
nischen Integration umgesetzt wird, 
beschreibt Carlos Arrue Puelma von 
der KP Chiles. 

In der Rubrik Diskussion ver¬ 
öffentlichen wir streitbare Beiträge 
von Lucas Zeise, Arnold Schölzel 
und Andreas Wehr. In ihnen geht es 
um Weltwirtschaftskrise, Kriege und 
Kriegsgefahr (Zeise) und die Debat¬ 
te über „Russland - imperialistischer 
Konkurrent oder Friedensmacht?“. 
(Wehr/Schölzel). Alles in allem bie¬ 
tet das Heft sehr konkrete Imperia- 
lismusanalyse, die nicht beim Studium 
und der Deutung von Lenin-Texten 
stehen bleibt. 



„Ran an die Baustellen!“ 

Lothar Geisler zu „25 Jahre Neue Impulse Verlag“ und einer Schlüsselfrage 


UZ: Vor 25 Jahren wurde - kurz nach 
dem „Mauerfall“ und mitten im Zu¬ 
sammenbruch der DKP-nahen Verlage, 
Druckereien und auch des hauptamtli¬ 
chen Parteiapparates - der Neue Impul¬ 
se Verlag gegründet ... 

Lothar Geisler: Es ist vor allem der po¬ 
litischen Weitsicht und den organisato¬ 
rischen Fähigkeiten von Kurt Steinhaus 
zu verdanken, dass mitten im Zusam¬ 
menbruch mit klarem Kopf Weichen 
für die Zukunft gestellt wurden. Er 
sah im Erhalt der Marxistischen Blätter 
eine strategische Aufgabe nicht nur für 
die DKP. Die Gründungsgesellschafter, 
das waren Willi Gerns, Robert Steiger¬ 
wald, Kurt Steinhaus und ich, sollten als 
Personen demonstrativ für Kontinuität 
und Traditionslinie der Zeitschrift ste¬ 
hen, nicht zuletzt, weil die Zukunft der 
DKP 1989/90 so ungewiss war. Kurt 
Steinhaus war Kopf und Motor dieser 
Gründung, mit der wir bis heute die 
Zeitschrift erhalten und uns kollektiv 
den neuen Herausforderungen stellen 
konnten, auch nach dem viel zu frühen 
Tod von Kurt Steinhaus 1991. 

UZ: Wird dieses Jubiläum ähnlich gefei¬ 
ert wie der 50. Geburtstag der Marxisti¬ 
schen Blätter Ende 2013? 

Lothar Geisler: Auf gar keinen Fall - 
dafür haben wir zu viele brachliegen¬ 
de Baustellen, d.h. zu viel Arbeit mit 
zu wenig ehrenamtlichen Kräften zu 
bewältigen. Unser Geburtstagsmotto 
2015 ist vielmehr: „Ran an die Bau¬ 
stellen“. Abgesehen davon wollen wir 
in 2015 lieber wichtigere „runde“ Ge¬ 
burtstage feiern, z.B. den 90. Geburts¬ 
tag von Robert Steigerwald. Aus die¬ 
sem Anlass organisieren die Marxisti¬ 
schen Blätter , die Marx-Engels-Stiftung 
und der Parteivorstand der DKP am 
21. März eine Konferenz in Eschborn. 
Den Termin sollte man sich schon mal 
vormerken. 

UZ: Wie ist denn die Lage des Verlages 
zu seinem Jubiläum bzw. was sind die 
Baustellen, die bearbeitet werden müs¬ 
sen? 

Lothar Geisler: Ganz grob - die Zeit¬ 
schrift steht relativ stabil da. Die Ma¬ 
cherinnen sind aber auch alle 25 Jahre 
älter. Wir haben erfahrene Leistungs¬ 
träger verloren und noch nicht genug 
jüngere Leistungsträgerinnen in der 
täglichen Arbeit entwickeln können. 
Aber die Abo-Entwicklung der Mar¬ 
xistischen Blätter macht uns derzeit die 
wenigsten Sorgen. Sie war in den letz¬ 
ten fünf Jahren ziemlich stabil, aber 
ohne nennenswertes Wachstum. Eine 
schwarze Null nennt man das wohl, 
wenn die Neuzugänge jährlich knapp 
über den Abo-Kündigungen hegen. 
Die Einzelheftbestellungen schwan¬ 


ken je nach Schwerpunktthema zwi¬ 
schen 60 und 250 Exemplaren. Un¬ 
ser Problem ist auf diesem Feld, dass 
zuwenig überzeugte Leserinnen und 


Leser der Marxistischen Blätter in ih¬ 
rem persönlichen Umfeld aktiv Hefte 
verkaufen oder Abonnentinnen ge¬ 
winnen. Die Masse der Neu-Kontakte 
und Bestellungen resultieren aus Wer¬ 
beanzeigen, redaktionellen Hinweisen 
oder Vorabdrucken in anderen Pub¬ 
likationen. Bei zu vielen politischen 
Veranstaltungen, Tagungen, Konfe¬ 
renzen etc. sind wir mit der Zeitschrift 
nicht präsent. Hier brauchen wir mehr 
Mitarbeit engagierter Leserinnen, die 
Werbematerial verteilen und Probe¬ 
hefte anbieten. Hier setzt auch unse¬ 
re neue Geburtstagskampagne an, mit 
der wir insbesondere Abonnentinnen 
überzeugen wollen, neue Abonnentin¬ 
nen zu gewinnen. Fest steht allerdings: 
mit den derzeitigen Abo-Einnahmen 
werden wir den Redaktions- und Ver¬ 
lagsbetrieb nur ehrenamtlich aufrecht¬ 
erhalten können, d.h. in den kommen¬ 
den Jahren müssen wir unser zweites 
finanzielles Standbein, den Buchver¬ 
kauf, deutlich stärken. 

UZ: Welchen Stellenwert hat der Buch¬ 
verkauf, wie hat er sich entwickelt? 

Lothar Geisler: Der Buchverkauf muss 
wieder unser zweites Standbein wer¬ 
den. Und zwar in zweierlei Hinsicht. 
Wir haben in der Vergangenheit wich¬ 


tige Bücher rausgebracht - vor allem 
zu weltanschaulichen Grundfragen - 
die auch zur finanziellen Unterstüt¬ 
zung der Zeitschrift beigetragen ha¬ 


ben. Dahin müssen wir wieder kom¬ 
men und regelmäßiger mit eigenen 
Büchern in Debatten eingreifen. Wenn 
man sich die Szene anguckt, die eige¬ 
nen Ressourcen und die der anderen, 
dann wird das auf längere Sicht der 
schwerste Part, hier ein eigenes Profil 
als marxistischer Buchverlag zu entwi¬ 
ckeln. Aber wir packen’s 2015 erneut 
an mit neuen Büchern in der Editi¬ 
on Marxistische Blätter. Wichtiger ist 
derzeit aber unser Versandhandel mit 
Büchern, CDs, DVD. Wir wollen und 
müssen zum Haus- und Hoflieferanten 
aller DKP-Mitglieder, SDAJlerlnnen, 
UZ-Leserlnnen und MBl-Leserlnnen 
werden. Davon sind wir noch weit ent¬ 
fernt. Da hegen deutliche Reserven. 
Bis zum Jahr 2007 waren die jährli¬ 
chen Umsätze aus dem Buchversand 
ähnlich hoch wie die Abo-Einnahmen, 
nämlich durchschnittlich 100 000 Euro, 
in „Pressefestjahren“ sogar höher. Der 
Buchversand war bis dahin ein echtes 
zweites Finanzstandbein, das uns u.a. 
ein Minimum an Hauptamtlichkeit er¬ 
möglichte. Bis heute ist dieser Umsatz 
um knapp die Hälfte gesunken. 

UZ: Woran liegt das? 

Lothar Geisler: Das hat sehr unter¬ 
schiedliche Ursachen, ist also nicht 


bloß ,hausgemacht 4 , wenn ich da an 
die anhaltende Wirtschaftskrise den¬ 
ke. Die Zunahme des Direktvertriebs 
linker Verlage übers Internet hinter¬ 


lässt da ebenso Spuren wie die diver¬ 
sen Internet-Shops von Amazon bis 
junge weit. Damit können wir - zumal 
ohne bezahltes Personal - kaum kon¬ 
kurrieren. Zudem lag unser - sowieso 
schon etwas angestaubter - MB-Shop 
aus personellen Gründen jetzt gut ein 
Jahr brach und wir haben über Bücher¬ 
anzeigen in der UZ und in den Mar¬ 
xistischen Blättern weniger Angebote 
gemacht. Das war nicht gerade umsatz¬ 
fördernd. 

UZ: Was wird da im Buchversand jetzt 
anders? Wie sollen die Reserven mobi¬ 
lisiert werden? 


Lothar Geisler: Wir werden uns wieder 
um regelmäßigere Buchempfehlungen 
in UZ und Marxistischen Blättern be¬ 
mühen, vor allem im Weihnachtsge¬ 
schäft. 

Aber wichtiger ist: Wir sind jetzt 
endlich mit einem neuen, professionel¬ 
len Shopsystem online, auf der Websei¬ 
te der Marxistischen Blätter unter dem 
Reiter „BESTELLSERVICE“ zu fin¬ 
den. Mit diesem neuen Shopsystem ist 
es sehr viel einfacher, jeden x-beliebi¬ 
gen lieferbaren Titel - auch CD’s, DVD 
und Spiele- zu finden und bei uns zu 
bestellen. Nicht nur die von Genossin¬ 
nen empfohlene linke Literatur oder 
die in UZ, MB1, ND oder jw rezensier¬ 
ten Bücher, sondern jedes lieferbare 
Buch. Wir haben einige Steuerberater, 
Rechtsanwälte, Kindergärtnerinnen, 
Lehrerinnen, Ärztinnen, die wirk¬ 
lich alles - auch das, was sie beruflich 
brauchen - bei uns bestellen. Das sind 
echte A-Kunden! Die einfache Rech¬ 
nung ist: der bundesdeutsche Pro-Kopf- 
Verbrauch für Bücher hegt bei durch¬ 
schnittlich 120 Euro im Jahr. Für Kom- 
munistlnnen/Sozialistlnnen darf man 
ohne Strunzen einen höheren Durch¬ 
schnittswert anlegen. Wenn also alle 
DKP-Mitglieder, alle SDAJ‘lerInnen, 
alle UZ- und MBl-Leserlnnen ihren 
persönlichen Buchbedarf für Schule, 
Studium, Beruf, Freizeit und Politik 
weitestgehend bei uns bestellen, brau¬ 
chen die Marxistischen Blätter für ihr 
Überleben zukünftig keine Spenden 
oder Darlehen mehr. In unserer Par¬ 
tei gibt es zwar die Ansicht „Bücher 
kaufen können die Genossinnen auch 
woanders“: Wir aber kämpfen in 2015 
mit neuem Elan dafür, dass wir uns als 
Bestellservice der Kommunistinnen 
und aller Linken etablieren, denen als 
Kollateralnutzen ihrer Bestellungen 
der Erhalt der Marxistischen Blätter 
am Herzen hegt. Das ist eine Schlüs¬ 
selaufgabe. Wenn wir die bewältigen, 
kommen wir auch auf anderen Bau¬ 
stellen weiter. 

Die Fragen an Lothar Geisler, 
den ehrenamtlichen Geschäftsführer 
des Neue Impulse Verlages, s 
teilte Gerhard Ziegler. 


Wichtiger Termin! Vormerken! 

Am 24. März 2015 wird der Mitbegründer und langjährige Chefredak¬ 
teur der Marxistischen Blätter, Robert Steigerwald, 90 Jahre alt. 
Gemeinsam mit der Marx-Engels-Stiftung, dem Parteivorstand der 
DKP und der Eschborner Linksfraktion feiern wir dieses Ereignis mit 
einer wissenschaftlich-politischen Festveranstaltung. 

Sie findet am 

21. März, 11-17 Uhr, 

im Eschborner Stadtverordnetensaal statt. 

Mehr kann bisher noch nicht verraten werden; aber alle, die teilneh¬ 
men wollen, sollten sich diesen Termin schon mal vormerken! 
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Preiskrieg um Öl 

Russland verliert - wer gewinnt? Gründe und Folgen des billigen Öls. Teil i: Warum der Preis fällt 


F ür die deutschen Autofahrer ist es 
eine überraschende Erfahrung an 
der Tankstelle: Ein Liter Super¬ 
benzin für weniger als 1,30 Euro und 
die gleiche Menge Diesel für 1,12 Euro. 
Fünf Jahre ist es her, dass die Auto¬ 
fahrer hierzulande so wenig für ih¬ 
ren Treibstoff bezahlen mussten. Be¬ 
schert hat das der Verfall des Preises 
für Rohöl auf dem Weltmarkt: Seit dem 
Frühsommer hat er sich fast halbiert. 
Kürzlich kostete der Barrel (159 Liter) 
Rohöl der Nordsee-Sorte Brent weni¬ 
ger als 60 Euro. 

Seit einigen Wochen wird viel darüber 
diskutiert, was die Turbulenzen auf 
dem Markt für Rohöl ausgelöst hat. 


Während die Konzernmedien vor al¬ 
lem das Überangebot und die geringer 
werdende Nachfrage für den Preis ver¬ 
fall verantwortlich machen, verweist 
der Ökonom Heiner Flassbeck bei¬ 
spielsweise auf die Spekulationen an 
den Rohstoffmärkten. Andere meinen, 
die USA und Saudi-Arabien setzen die 
Ölwaffe ein, um missliebige Regierun¬ 
gen in einigen Ölförderländern unter 
Druck zu setzen oder gar zu beseitigen. 
Heiner Flassbeck meinte bereits Mitte 
Oktober in einem kurzen Aufsatz, der 
Ölpreis werde in der Hauptsache von 
den Spekulationen an den Finanzmärk¬ 
ten getrieben und spiegele nicht das re¬ 
ale Verhältnis von Angebot und Nach¬ 
frage wider. Demnach habe die jetzige 
Preisentwicklung „praktisch nichts zu 
tun“ mit dem physischen Angebot und 
der konkreten Nachfrage nach Öl und 
Ölprodukten. Stattdessen seien es wie 
bei den Aktienmärkten „allein die Er¬ 
wartungen und darauf folgende rein fi¬ 
nanzielle Transaktionen, die den Preis 
bestimmen“. 

In den vergangenen Jahren habe 
es oft das große Ölangebot, die Öl¬ 
schwemme, gegeben, von der in den 
letzten Wochen überall die Rede war. 
Trotzdem seien die Preise hoch geblie¬ 
ben oder sogar gestiegen. 

Tatsächlich lässt sich Flassbecks 
Aussage belegen: Mitte 2012 wurde 
auch in der deutschen Presse darüber 
diskutiert, warum der Ölpreis steigt, 
obwohl es eine Konjunkturflaute gibt. 
Damals fragte man, ob der Ölmarkt 
womöglich bewusst manipuliert werde. 

Überangebot 

Flassbeck erklärt den Preisrutsch nicht 
mit Manipulationen sondern mit dem 
Verhalten von Spekulanten. Wie an 
allen Finanzmärkten sei es eine „sich 


selbst treibende Entwicklung“, die die 
Preise weit über den Wert hinaus erhö¬ 
hen, den sie ohne die Spekulanten ge¬ 
habt hätten. Was passiert, wenn plötz¬ 
lich große Mengen von ihnen auftre- 
ten, die aber gar keine Ahnung von den 
konkreten Marktverhältnissen haben, 
fragt er. Die Spekulanten seien darin 
vereint, dass sie Gewinne daraus erzie¬ 
len wollen, dass sie günstig kaufen und 
bei höheren Preisen wieder verkaufen 
wollen. Sie seien von der Erwartung 
getrieben, dass die Rohstoffpreise ge¬ 
nerell steigen werden, denn sie ma¬ 
len sich aus, dass durch das weltweite 
Wirtschaftswachstum mehr Rohstof¬ 
fe benötigt werden als zur Verfügung 


stehen. So wetten sie mit großen Geld¬ 
summen auf steigende Preise, was zur 
Folge habe, dass der Preis von Öl-Wet- 
ten so hoch steigt, dass sie den realen 
Preis mit nach oben ziehen. 

Irgendwann platze aber die Blase, 
weil die Spekulationsspirale nicht in 
alle Ewigkeit von den realen Marktver¬ 
hältnissen abgekoppelt nach oben ge¬ 
trieben werden kann. Ein Ölpreis von 
150 Dollar je Barrel werde einfach un¬ 
realistisch, „wenn man mehr und mehr 
erkennt, dass die Lager voll sind und 
die Produktion auf vollen Touren läuft“. 
Für Investoren, die langfristig auf stei¬ 
gende Preise gewettet haben, bedeutet 
das, „dass sie mehr und mehr Verluste 
einfahren und folglich aus dem Markt 
aussteigen“. 

So plausibel Flassbecks Erklärung 
auch sein mag, so vorsichtig sollte man 
sein, sich auf diese zu beschränken. Der 
Hamburger Energieforscher Steffen 
Bukold sagte auf Nachfrage der UZ, 
dass die Rolle der Finanzmärkte auf 
dem Ölmarkt keiner allgemeinen Re¬ 
gel folge: Mal sei sie tonangebend, mal 
sei sie nur ein zweitrangiger Faktor. In 
diesem Fall sei sie zweitrangig. 

Anders als Flassbeck meint, gibt 
es tatsächlich auf dem weltweiten Öl¬ 
markt ein Überangebot. Im Jahr 2014 
stieg der Ölverbrauch nur um 0,7 Pro¬ 
zent - weniger als vorhergesagt. 2013 
war die Nachfrage noch um das Dop¬ 
pelte gewachsen. Ursache ist die stag¬ 
nierende Wirtschaft in Europa und das 
verlangsamte Wirtschaftswachstum in 
den Schwellenländern. Gleichzeitig 
wuchs das Angebot kräftig: Im Irak 
lag die Förderung im August noch über 
dem Vergleichswert des vergangenen 
Jahres. Selbst in Libyen, das vom Bür¬ 
gerkrieg gebeutelt ist, verdoppelte sich 
die Ölförderung, nachdem Mitte des 


Jahres zwei zuvor besetzte Ölexport¬ 
terminals wieder in Betrieb genommen 
wurden. Aber vor allem die massiv ge¬ 
stiegene Förderung von Schieferöl in 
den USA hat zum globalen Anstieg des 
Angebots geführt. Nach Angaben der 
US-Energiebehörde stieg die Rohöl¬ 
produktion 2014 um eine Million Bar¬ 
rel pro Tag. Für 2015 wird derselbe An¬ 
stieg vorhergesagt. Nach Angaben des 
Handelsblatts schätzen Experten die 
Überproduktion im ersten Halbjahr 
2015 auf 1,5 Millionen Barrel pro Tag. 

Eine Verschwörung? 

Eine andere These, die vielfach vorge¬ 
tragen wird, besagt: Es gibt eine Ab¬ 


sprache zwischen den USA und Sau¬ 
di-Arabien, unliebsame Regierungen 
von ölexportierenden Ländern unter 
Druck zu setzen oder sogar einen Re¬ 
gimewechsel herbeizuführen. 

Der russische Präsident Wladimir 
Putin sprach in diesem Zusammenhang 
von einer „Verschwörung“. Die USA 
würden Druck auf Saudi-Arabien aus¬ 
üben, damit die Opec-Förderung nicht 
gekürzt wird. Nikolai Patruschew, einer 
der engsten Vertrauten Putins und Chef 
des Nationalen Sicherheitsrates, hat den 
USA vorgeworfen, den Ölpreis mut¬ 
willig zu drücken, um Russland in den 
Ruin zu treiben. Genauso hätten sie es 
in den achtziger Jahren getan. Damals 
hätten sie in einem Komplott mit einer 
Reihe ölproduzierender Länder den 
Markt mit billigem Öl überschwemmt 
und den Untergang der Sowjetunion 
herbeigeführt. Ähnliches hört man von 
Venezuelas Staatspräsidenten Nicolas 
Maduro. Dieser sagte mit Blick auf den 
Fracking-Boom in den USA, von dort 
werde der Markt mit umweltschädli¬ 
chem Öl überschwemmt, um seinem 
Land zu schaden. 

Unterstützt wird diese These von 
Fred Schmid vom Institut für sozial¬ 
ökologische Wirtschaftsforschung (isw) 
aus München, und auch sie klingt zu¬ 
erst recht plausibel. Schließlich reißt 
der Preisrutsch erhebliche Löcher in 
die Haushalte zahlreicher Staaten. 
So braucht Ecuador einen Preis beim 
Ölexport von 80 Dollar je Barrel für 
einen ausgeglichenen Haushalt. Der 
Iran braucht dagegen einen Preis von 
140 Dollar pro Barrel, Venezuela über 
120 und Russland über 100 Dollar. 

Die These scheint auch deshalb 
plausibel zu sein, weil sie auch aus den 
USA genährt wird. So fragte unlängst 
Thomas L. Friedman in der New York 


Times, ob sich ein globaler Ölkrieg zwi¬ 
schen den USA und Saudi-Arabien auf 
der einen und Russland und Iran auf 
der anderen Seite anbahnt. Auch in der 
März/April-Ausgabe der US-amerika¬ 
nischen Zeitschrift „Foreign Affairs“ 
erschien dazu ein Artikel. Robert D. 
Blackwill und Meghan L. 0‘Sullivan, 
beide ehemalige Mitglieder des US-Si- 
cherheitsrates unter George W. Bush, 
hatten in ihrem Artikel die geopoliti- 
schen Konsequenzen der Schieferöl- 
und -gasförderung analysiert. Sie sag¬ 
ten voraus, dass die herkömmlichen 
Energieproduzenten zunehmend un¬ 
ter Druck geraten. Das politische Sys¬ 
tem in diesen Ländern könnte auf die¬ 


sem Wege destabilisiert werden und in 
Russland könnte es sogar zu einem „re- 
gime change“ kommen, schrieben sie. 

Kürzlich noch hob Charles Wolf 
von der Rand Corporation, einem 
Thinktank, der die US-Streitkräfte be¬ 
rät, hervor, in Washington hoffe man, 
dass sinkende Ölpreise für eine besser 
beherrschbare Welt sorgen. Manchen 
Rohstoffländern werde so ihr „Störpo¬ 
tenzial“ genommen. 

Schmid meint, mit der Ölwaffe 
„werden offenbar die gegnerischen 
Staaten Iran, Russland und Venezu¬ 
ela ins Visier genommen“. Sie seien 
momentan die Hauptfeinde der USA 
und von Saudi-Arabien. Venezuela sei 
gemeinsam mit dem Iran der „Gegen¬ 
spieler des Scheichtums und der Front 
der Nicht-Golf-OPEC-Mitglieder in 
Lateinamerika und Afrika“. Russland 
sei der Hauptkonkurrent des Scheich¬ 
tums auf dem globalen Ölmarkt und 
ein Schutzpatron Syriens und des Iran. 

Zwar werde in vielen Berichten in 
den Vordergrund gestellt, dass Sau¬ 
di-Arabien mit seinem Preiskrieg die 
Fracking-Konkurrenz ausschalten will, 
um seine Dominanz sicherzustellen, 
schreibt Schmid. Doch dies sei nicht 
das primäre Ziel. Zumindest vorüber¬ 
gehend zögen die USA und die Saudis 
an einem Strang, um ihre politischen 
Ziele zu erreichen. 

Tatsächlich ist eine dritte These, 
die sich in den Berichten und Analy¬ 
sen finden lässt, dass die Saudis vor 
allem der Fracking-Industrie auf dem 
Ölmarkt schaden wollen. Der Schaden 
Russlands, Venezuelas oder des Iran sei 
dabei für die Saudis nur ein Kollateral- 
nutzen, der gern gesehen ist. 

Es deutet viel darauf hin, dass es 
einen Preiskrieg im globalen Ölmarkt 
gibt. Nicht zuletzt der Umstand, dass 


das saudische Königshaus den Preis 
exklusiv für den Ölexport in die USA 
gesenkt hat, unterstreicht diesen Punkt. 
„Wir kämpfen mit Saudi-Arabien um 
Marktanteile“, warnte Scott Sheffield, 
der Vorstandschef von Pioneer Natu¬ 
ral Ressources, eines der aktivsten Un¬ 
ternehmen auf den Ölfeldern von Te¬ 
xas. Zudem ist die Fracking-Industrie 
in den USA hoch verschuldet und wird 
es schwer haben, eine Phase niedriger 
Ölpreise zu überstehen. 

Strategiewechsel 

Zwischen den USA und den Saudis hat 
sich ein Riss aufgetan. Seit dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg pflegten sie eine enge 
Partnerschaft. Während das Königs¬ 
haus dafür sorgte, dass die USA mit 
billigem Öl versorgt wurden, stützten 
die USA die autoritäre Herrschercli¬ 
que politisch und militärisch. Doch der 
Fracking-Boom hat es den USA ge¬ 
stattet, die Ölimporte zurückzufahren. 
Importierten die USA einst 60 Prozent 
des benötigten Öls sind es heute nur 
noch 30 Prozent, und es kommt nicht 
mehr primär aus Saudi-Arabien. Hinzu 
kommt, dass die USA das Könighaus 
der Saud nicht mehr in dem Maße un¬ 
terstützen wie einst. 

In der Vergangenheit hatten die 
Saudis den Ölpreis gestützt, wenn er 
fiel, indem sie die eigene Förderung 
drosselten. Nun erklärte der saudische 
Ölminister Ali Al-Naimi einen Strate¬ 
giewechsel: Sein Land werde auf keinen 
Fall die Ölförderung drosseln, um den 
fallenden Preis zu stabilisieren. Es sei 
nicht im Interesse der Opec-Produzen- 
ten, ihren Ausstoß zu reduzieren. Da¬ 
bei sei es egal, wo der Preis stehe, er¬ 
klärte er gegenüber dem Middle East 
Economic Survey. Es gehe darum, die 
stärker werdende Konkurrenz - aus den 
USA - abzuwehren. Über die Folgen ei¬ 
ner Drosselung der Produktion sagte er: 
„Der Preis wird steigen, die Russen, die 
Brasilianer und die US-amerikanischen 
Schieferölproduzenten würden meinen 
Marktanteil gewinnen.“ Mit Blick auf 
die kostspielige Fracking-Methode in 
den USA sagte er, das derzeitige Preis¬ 
niveau begünstige effiziente Ölförder¬ 
länder und belaste Produzenten mit 
hohen Kosten. „Wir wollen der Welt 
sagen, dass es die hocheffizienten För¬ 
derländer sind, die die Marktanteile 
verdient haben“, sagte Naimi. 

Der Staatshaushalt von Saudi-Ara¬ 
bien nimmt zwar auch Schaden, wenn 
der Ölpreis unter 90 Dollar je Barrel 
fällt, aber die Saudis haben vorgesorgt: 
Mit der weltweit drittgrößten Devisen¬ 
reserve von 750 Milliarden Dollar sind 
sie in der Lage, den Preiskampf über 
Jahre hinweg unbeschadet zu führen. 

In den vergangenen Jahren hätten 
sich die Ölpreise kaum bewegt und 
diese Ruhe sei nur das Ergebnis ei¬ 
nes labilen Gleichgewichts gewesen, 
meint Steffen Bukold: Auf der einen 
Seite kam es immer wieder zu größe¬ 
ren Ausfällen, z.B. Libyen, Iran, Irak; 
auf der anderen Seite bauten die USA 
ihre Ölproduktion aus Schiefergestein 
rasant aus. 

Als im Sommer eine schwache 
Nachfrage auf eine kurzzeitige Erho¬ 
lung der Produktion in Libyen traf, lie¬ 
fen die Lager voll und der Preis sank. 
Die Welt glaubte, die Saudis würden 
wieder einspringen und ihre Produk¬ 
tion drosseln. Aber das geschah nicht, 
meint Bukold, weil sich die Saudis 
selbst unter Druck sehen: US-Schie- 
feröl, steigende irakische Exporte und 
iranisches Öl hätten ihnen das Leben 
schwer gemacht. Besonders im letzten 
expandierenden Ölmarkt der Welt, in 
Süd- und Ostasien, werde schon „mit 
Rabattschlachten und Direktinvestiti¬ 
onen um Marktanteile gekämpft“. Der 
Exportverzicht könnte sich demnach 
auch negativ auswirken und die Sau¬ 
dis Marktanteile kosten. So sei es zu 
einem Verdrängungswettbewerb zwi¬ 
schen den Ölproduzenten gekommen. 

Bernd Müller 

In der nächsten UZ: Teil II: Niedriger 
Ölpreis - was sind die Folgen? 



Bohrplattform „Iran Khazar“ im Einsatz an einer Förderplattform von Dragon Oil im Cheleken-Feld (Turkmenistan). 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


DKP Elmshorn wünscht allen 
Freudinnen und Freunden Genossinnen und Genossen 
ein erfolgreiches Neues Jahr 

Vormerken: Wasserturmfest am 22.8.15 


Unser „Hein“ 

Ehrenvorsitzender der DKP Aachen 
Genosse, Kollege, Freund und Weggefährte 

Heinrich Kolberg 

ist tot. 

21.11.1921 -2.1.2015 

Geboren in Aachens Arbeiterviertel, in bitterarmen Verhältnissen 
ohne den früh verstorbenen Vater mit drei Geschwistern aufge¬ 
wachsen, machten ihn seine Erfahrungen in Kindheit und Jugend 
sowie im faschistischen Krieg zum Kommunisten - und zum Prole¬ 
ten, wie er stolz sich selbst und die arbeitende Klasse bezeichnete. 

Zurückgekehrt aus dem Krieg mit der Losung „Nie wieder Faschis¬ 
mus! Nie wieder Krieg!“ trat er 26-jährig der KPD bei. Dort sah 
er den „Kampf gegen die Not der einfachen Leute in unwürdigen 
Wohnungen, das Recht auf Arbeit und gegen die Restauration der 
alten Machtverhältnisse“ am stärksten vertreten. Als Betriebsrats¬ 
vorsitzender setzte er sich unerschrocken für seine Kolleginnen und 
Kollegen ein. 

Nach dem Verbot der KPD 1956 wurde er 1963 für vier Wochen in 
U-Haft genommen wegen „Sichtbarmachung einer verbotenen Par¬ 
tei“ - er hatte Flugblätter verteilt - und zu neun Monaten Haft auf 
Bewährung verurteilt; er stand vier Jahre unter Polizeiaufsicht. Der 
Arbeiter Hein Kolberg verlor seine Arbeit. Seine Frau und Genossin 
Berta, die 2000 verstarb, unterstützte ihn zuverlässig und kämpfe¬ 
risch. 

1968 half er beim Aufbau der DKP und wurde in Aachen ihr 
Vorsitzender. In seiner Gewerkschaft ver.di war er bis zuletzt aktiv. Er 
wurde mit der höchsten Auszeichnung des DGB, der Hans-Böckler- 
Medaille, geehrt. 

1987 gehörte er zu den Gründungsmitgliedern des Aachener Frie¬ 
denspreises. 

Hein war jahrzehntelang aktives Mitglied der WN-BdA in Aachen. 

Als gefragter Redner sprach er auf Demos und Kundgebungen, die 
jungen antifaschistischen engagierten Menschen ermunternd, ihren 
Widerstand nicht aufzugeben. Und natürlich war er immer über die 
aktuelle Politik informiert, diskussionsfreudig über politische Gren¬ 
zen hinweg und keine Auseinandersetzung scheuend. 

Er war empört über die Hartz-IV-Gesetze und die daraus folgende 
Armut. In einem Zeitungsinterview sagte er 2011: „Das Schlimmste 
ist, wenn ein Mensch nicht mehr für sich selbst aufkommen kann. 
Die gehen kaputt. Da geht es nicht um Brötchen, die Armut ist im 
Kopf.“ 

Sein Leben war nicht einfach. Dennoch vermittelte er immer die 
positiven Seiten des Lebens und des Widerstands - mit viel Spaß 
und Fantasie, widerborstig und schlagfertig. Er war ein eloquenter 
und unterhaltsamer Gesprächspartner mit einzigartigem Öcher Di¬ 
alekt und seinem Humor, Geschichtenerzähler und wandelndes Ge¬ 
schichtsbuch - und dazu ein genialer Dialektiker, leidenschaftlicher 
Mahner gegen Faschismus, Krieg und unhaltbare Zustände in dieser 
Gesellschaft, unermüdlich bis vor einigen Wochen unterwegs, um in 
Schulen erfolgreich ein anderes Geschichtsbuch aufzuschlagen und 
nicht zuletzt Schauspieler auf der Bühne des Aachener Stadtthea¬ 
ters, an seiner Seite immer und genauso unermüdlich seine Traudel. 

Er war überzeugt von der marxistischen Lehre „auch heute noch“ 
wie er immer betonte. So wird uns Hein in Erinnerung bleiben. 

DKP und SDAJ Aachen 
WN-BdA Aachen 
DKP Rur-Erft 

Bezirksvorstand DKP Rheinland-Westfalen 

Das Datum der Trauerfeier für Hein stand bei Redaktionsschluss 
noch nicht fest. Termin, Ort und Zeit können erfragt werden unter: 
0241-1730357 oder dkpaachen@gmx.de. 


Achtung Terminänderung! 


Wir beteiligen uns am 18.1.2015 in Essen an den Aktivitäten gegen die 
Rassisten und Neonazis der sogenannten „Hooligans gegen Salafisten 
(HogeSa)". Aus diesem Grund werden die beiden Beratungen zur Frie¬ 
denspolitik und zur Antifapolitik der DKP auf den 17.1.2015 vorverlegt. 

Termin also: 17.1.2015,11.00 Uhr, Hoffnungstraße 18, Essen 

Wir bitten um Anmeldung an dkp.pv@t-online.de 
bzw. telefonisch unter 0201 /177 88 90 


Unsere Genossin 

Edith Noll 

ist am 12.12.2014 im Alter von fast 83 Jahren verstorben 

Mit grade einmal 21 Jahren in Hamburg der KPD beigetreten, nach 
dem KPD-Verbot zeitweiliges Asyl in der DDR gemeinsam mit ihrem 
Fritz, die DKP in NRW mitgegründet, Leiterin des Sekretariats unserer 
UZ bis zum Unruhestand. Von der Unterschriftensammlung zur Absi¬ 
cherung unserer Kandidaturen über die Tannenbaumverkäufe und die 
Tombolas im Gruppenschwerpunkt Wartsbergsiedlung in Tönisberg 
bis hin zu den Parteifesten an der Kuli. Wo es Arbeit gab hat Edith 
angepackt und Verantwortung übernommen. 

Leider hat Ihre schwere Erkrankung ihr die Teilnahme am aktiven 
Parteileben in den letzten Jahren unmöglich gemacht. 

Wir werden Ediths Andenken in Ehren halten und in ihrem Sinne 
weiter kämpfen. 

Parteivorstand und UZ-Redaktion und 
Deine Genossinnen und Genossen der 



Linker Niedentiein 



Wir trauern um unsere Genossin und Kameradin 

Hilde Kroll 

5.2.1919 in Köln -17.12.2014 in Bergisch Gladbach 

Hilde verstarb nach einem langen ereignisreichen Leben. Unser Mit¬ 
gefühl gilt ihrer Familie. 

Hilde war immer politisch aktiv, setzte sich engagiert für soziale Ge¬ 
rechtigkeit ein, war Mitglied der KPD und seit Neukonstituierung der 
DKP ihr aktives Mitglied. Viele Jahre arbeitete sie im Gruppenvor¬ 
stand, war bei jeder Demo und jedem Infostand dabei. 

Aus der Ostermarsch-, Friedens- und Frauenbewegung unserer 
Stadt war Hilde nicht wegzudenken. Hilde war eine unermüdliche 
Streiterin für Fraueninteressen. So organisierte sie 1971 die erste 
Veranstaltung zum Internationalen Frauentag in Bergisch Gladbach. 
Die internationale Solidarität lag ihr besonders am Herzen, was sie 
und Hans auch immer konkret durch Spenden praktizierten. 

In der antifaschistischen Arbeit hat Hilde an der Seite ihres Man¬ 
nes, unseres verstorbenen Genossen Hans Kroll, hervorragende Ar¬ 
beit geleistet, viel zur Verbreitung des Buches „Antifaschisten aus 
Bergisch Gladbach berichten" beigetragen sowie Bücherlesungen 
und Diskussionen zu antifaschistischen Themen und zur internati¬ 
onalen Solidarität organisiert. Die von Hilde mitgegründete Bücher¬ 
stube „Wissen und Fortschritt“ wurde durch sie ein Zentrum und 
Treffpunkt der Linken, junger Menschen in Bergisch Gladbach und 
darüber hinaus. 

Am 9. November 2014, kurz vor ihrem Tod, nahm Hilde noch an der 
Mahnwache gegen Ausländerfeindlichkeit und Rassismus an der 
Gedenktafel für Kommunisten und jüdische Mitbürger in Bergisch 
Gladbach teil. 

Liebe Hilde, dir gilt unser Dank und unsere Anerkennung. 

Du bleibst uns unvergessen und hast deinen Platz immer unter uns. 
Wir sind stolz, mit Frauen wie dir in einer Partei zu sein! 

DKP-Gruppe Bergisch Gladbach 
WN-BdA Köln und Rheinisch Bergischer Kreis 
Karl-Liebknecht-Schule 


Die DKP Ruhr-Westfalen 

grüßt alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer der LL-Demo. 
Auf ein kämpferisches Jahr 2015! 
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Christine 

Am 10.1.15-endlich 18! 

Es freuen sich mit: Charlotte, Fritz, Sandra und Achim 



Jr Am 27.12. ist unser Freund 

jt 

Peter Löblich 

45 Jahre geworden. 

.Tt 

Alles erdenklich Beste von Lutz, Stefan & Samia 


v 

Liebe Freundinnen und Freunde, 
liebe Genossinnen und Genossen, 

ich bedanke mich bei Euch allen für Eure Glückwünsche zu meinem 

90. Geburtstag 

Ich hoffe noch recht lang meine Aufklärungsarbeit über die nationalso¬ 
zialistischen Verbrechen und ihre menschenverachtende Ideologie in 
Schulen, mit Lesungen und auch anderswo, wenn gewünscht, weiter 
machen zu können. 

Allen wünsche ich ein friedliches neues Jahr 2015. 

Immer Eure 

Esther Bejarano 


Unser Genosse 

Reinhold Ages 

wird am 11. Januar 

85 Jahre alt. 

Reinhold ist seit 1945 in der kommunistischen Bewegung aktiv, bei 
unzähligen Aktionen, in Funktionen, bei der politischen Alltagsarbeit. 

Wir danken Dir und wünschen Dir alles Gute, vor allem Gesundheit, 
wünschen, dass Du weiterhin mit uns teilnehmen kannst am Kampf 
für Frieden und Sozialismus, mit Deinem Handeln, Deinen Erfahrun¬ 
gen, Deinem kritischen und vorwärtsbringenden Verstand. 

DKP Köln-Kalk 



Bernd Köhler 
bei JumpUp 



avantipopolo 2 
Electronic music trifft 
Hanns Eisler - neben 
Eigenkompositionen gibt es 
Klassiker wie La Lega, Bella 
Ciao oder das Solidaritäts¬ 
lied von Brecht/Eisler. 


Die, mit dem PRIX COURAGE und dem PREIS 
DER DEUTSCHEN SCHALLPLATTEN-KRITIK 

ausgezeichnete Produktion von Bernd Köhler und 
dem kleinen elektronischen weltorchester (ewo 2 ) 
gibt es auf Schallplatte und auf CD - legendär! 

avantipopolo 2 

CD mit Booklet, 12,50 Euro + Versand 
LP, 11 Euro + Versand 


Bestellungen über JumpUp 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
E-Mail: info@jumpup.de 
Tel. 0421-498 8535 ** 


www.jump-up.de 


V 
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EQShop 

Kapuzenpullover (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

T-Shirt (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

Girlie Shirt (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

Kaffeebecher (Aufdruck auf rotem Becher) 

CommPress Verlag GmbH. Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 

Jetzt 4 Wochen 
kostenlos testen 

Tel: 0201 17788923 / info@unsere-zeit.de 


8. MAI-TAG DIR BEFREIUNG 
70 JAHRE-CRACMBO! 




Die Marx-Engels-Stiftung lädt ein zur Konferenz: 

1945: Befreiung. Und was dann? 

Samstag, 24 . Januar, 13.45 - 18.00 Uhr 
Alte Feuerwache, Gathe 6, Wuppertal 

Es referieren: 

• Prof. Dr. Ludwig Elm, Jena: 8. Mai 1945 - bedeutendste 
weltgeschichtliche Zäsur des vergangenen Jahrhunderts 

• Prof. Dr. Günter Benser, Berlin: Vorschläge für eine antifaschis¬ 
tisch-demokratische Nachkriegsordnung in den letzten Kriegs¬ 
und ersten Nachkriegsjahren. Und warum sie im Westen rasch 
ad acta gelegt wurden 

• Otto Köhler, Hamburg: Zur Kontinuität deutscher Eliten und ihrer 
Ziele über das Jahr 45 hinaus 

Eintritt frei! Aus Planungsgründen wären wir für eine Voranmeldung 
unter marx-engels-stiftung@t-online.de oder 0211-680 28 28 
(Hermann Kopp) dankbar. 
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Pfingsten: Festival der Jugend 


Zeit zu Kämpfen - Zeit zu Feiern 


A m 22. Mai ist es soweit: Das 
vierte Festival der Jugend seit 
2008 findet unter dem Motto 
„Make Capitalism History - die Zu¬ 
kunft gehört uns“ im Jugendpark in 
Köln statt. Dann heißt es wieder dis¬ 
kutieren und tanzen, Sport machen 
und zu Konzerten gehen. Das Festi¬ 
val wird größer werden: „In diesem 
Jahr rechnen wir mit über 500 Dau¬ 
ergästen und erneut mit über deut 
lieh 1.000 Gästen insgesamt auf 
dem Platz.“ sagt Paul Roder¬ 
mund, Bundesvorsitzender 
der SDAJ. Denn neben der 
SDAJ laden dieses Jahr 
auch die Naturfreunde 
NRW mit ein. Sie ha¬ 
ben beschlossen, ihr 
Jugend-Pfingstlager 
ins Festival der Ju¬ 
gend zu integrieren. 

Auch die DKP wird 
mit einem größeren 
Bereich auf dem 
Platz vertreten sein. 

Neben diesen beiden 
Partnern zur Durch¬ 
führung des Festivals 
werden viele weitere 
Bündnispartner, Unter¬ 
stützer und internationa¬ 
le Schwesterorganisationen 
auf dem Platz vertreten sein. 


(z.B. mit Ellen Schernikau), Bücher¬ 
tische und eine Leseecke sowie ein 
Kino als Alternative zum Musikan¬ 
gebot am Abend. 

Feiern und Tanzen! 

Das Line-Up für die Konzerte am 
Freitag- und Samstagabend wird nun 
nach und 


nach bekanntgegeben. Fest steht, dass 
am Samstag der Wuppertaler Rapper 
„S.Castro“ und die Skatepunk-Band 
„Narcoleptic“ spielen werden, danach 
sorgen DJs dafür, dass weiter getanzt 
werden kann. Der Sonntagabend ist 
traditionell für den Arbeiterlieder¬ 
abend reserviert - auch in diesem Jahr 
mit Achim Bigus. 


iqane 

capicaiism 

qisGORy! 


KÖLN JUGf 


Diskutieren! 

Gemeinsam mit der Naturfreunde¬ 
jugend NRW und der DKP plant die 
SDAJ ein breites inhaltliches Pro¬ 
gramm. Bunt durchmischt wird es 
in Workshops, Expertengesprächen, 
Präsentationen und Podiumsdiskus¬ 
sion um aktuelle und grundsätzli¬ 
che Fragen gehen: „HoGeSa, PEGI- 
DA - WTF?“ „Meinst du die Russen 
wollen Krieg?“, „Wie stellen wir uns 
am effektivsten den G7-Gipfel An¬ 
fang Juni in Bayern?“, „Ist Klassen¬ 
kampf im Betrieb überhaupt noch 
angesagt?“, und „Wie ist der Islami¬ 
sche Staat eigentlich einzuschätzen?“. 
Workshops rund um Betrieb, Schule 
und Uni werden dazu beitragen, die 
Politik vor Ort weiterzuentwickeln. 
Neu ist der eigenständige Auftritt des 
SDAJ-Magazins „POSTION“: Ein ei¬ 
genes Zelt der Zeitschrift ist dem The¬ 
ma „Medien“ gewidmet. Gemeinsam 
mit ihren Medienpartnern wird PO¬ 
SITION der Frage nachgehen, wie 
die Gedanken eigentlich in die Köp¬ 
fe kommen, welche Rolle Medien im 
Sozialismus spielen und wie wir hier 
Gegenöffentlichkeit schaffen können. 
Darüber hinaus gibt es hier Lesungen 


Sport und Kreatives! 

Neben Diskussion und Kul¬ 
tur bietet das Festival Sport 
und kreative Workshops: 
HipHop, Graffiti, Foto 
& Video, Selbstvertei- 
dung und Improthea¬ 
ter. Darüber hinaus 
wird es tagsüber 
eine Werkstatt 
geben, in der mit 
Speckstein und 
Holz gearbei¬ 
tet werden kann 
und Jutebeutel 
und Transpis be¬ 
malt werden kön¬ 
nen. Neben der 
Möglichkeit sich 
die ganze Zeit über 
Spielsachen ausleihen 
zu können, wird es ein 
Fußballtunier und einen 
Wettbewerb im Hamburger 
Fünfkampf geben. 


Hardfacts und Ticket 

Das Festival der Jugend findet von Freitag 22. Mai um 18 Uhr bis Montagmittag 
statt. Die Tickets gibt es bei der nächsten SDAJ-Gruppe. 

Tickets: 

Vorverkauf (bis Mitte April): 25 Euro normal/35 Euro Soli. 

Standardverkauf: 28 Euro normal/38 Euro Soli. 

In den Karten sind Frühstück und Mittagessen sowie der Zeltplatz enthalten. 
Abendessen gibt es für kleines Geld zu kaufen. 


Hilfe und Spenden! 


Um das alles stemmen zu können brauchen wir Hilfe und Spenden. Die Soli- 
Buttons zur Finanzierung des Festivals der Jugend können für 5 Euro im UZ- 
Shop bestellt werden. Bestellt für euch und euer Umfeld, damit das Festival 
auch wie geplant in voller Größe stattfinden kann. Weitere Spenden an: SDAJ 
Bundesvorstand/Konto-Nr.: 1004892ooo/BLZ: 10090000/Berliner Volks¬ 
bank/Stichwort: Festival der Jugend 2015. 

Aktuelle Infos unter: 
www.festival-der-jugend.de 


termine@unsere-zeit.de 


Ml ★ 14 . JAN 


München: Dokumentarfilm „Darwins Alp¬ 
traum“ von Hubert Sauper. Treffen der Grup¬ 
pen der DKP München Ost. KommTreff, Holz¬ 
apfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DO ★IS.JAN 


Fellbach: „Wer war Hindenburg?“ Ge¬ 
meinsame Veranstaltung von DGB Fellbach, 
VVN-BdA Rems-Murr und Rosa-Luxem- 
burg-Stiftung mit dem Historiker Prof. Dr. 
Kurt Pätzold. AWO-Fellbach, Gerhart-Haupt- 
mann-Straße 17,19.00 Uhr. 


FR ★ 16 . JAN 


Schweinfurt: „Die Kraft der Schwachen“ 
(Kuba/BRD 2014, 50 min), Filmveranstal¬ 
tung der DKP Schweinfurt - Haßberge. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstr. 1, 19.00 
Uhr_ 

München: „Griechenland - wie weiter?“ 
Diskussionsveranstaltung der „Europäi¬ 
schen Linken in München“ mit Pavlos Del- 
kos (Syriza). KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 


MO ★ 19 . JAN 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP- 
Köln-Kalk. Naturfreundehaus, Kapellenstra¬ 
ße, 19.00 Uhr. 


Dl ★ 20 . JAN 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


SA ★ 24 . JAN 


Siegen: „Antiimperialismus heute“, Bil¬ 
dungsveranstaltung der DKP Siegen/Olpe/ 
Hochsauerlandkreis mit Henning Mächerle. 
VEB Politik, Kunst und Unterhaltung, Marien- 
borner Straße 16,14.00 Uhr. 


FR ★ 30 . JAN 


Wuppertal: „Neofaschismus in Deutsch¬ 
land“ , Eröffnung der Ausstellung. Veranstal¬ 
ter DGB Stadtverband Wuppertal, Unterstüt¬ 
zer und Mitträger sind Initiative für Demokra¬ 
tie und Toleranz, Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (WN/BdA), Wuppertaler 
Jugendrat und Studienkreis Deutscher Wi¬ 
derstand 1933-1945. Lichthof des Rathau¬ 
ses, Johannes-Rau-Platz 1,17.00 Uhr. Die 
Ausstellung kann besichtigt werden bis zum 
11. Februar in den Öffnungszeiten des Rat¬ 
hauses von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 

Anzeigen in der 
UZ helfen der UZ 


Franz Josef Degenhardt 


Wölfe mitten im Mai 

Lieder und Texte zum rechten Aufmarsch 
in Europa gesungen, gelesen und kom¬ 
mentiert von Rolf Becker und Kai Degen¬ 
hardt. 

„August der Schäfer hat Wölfe gehört/Wöl¬ 
fe mitten im Mai... “ - doch statt den An¬ 
fängen zu wehren, wiegt sich das Dorf in 
dem bekannten Franz-Josef-Degenhardt- 
Chanson in trügerischer Sicherheit - bis 
es zu spät ist. 1965 galt dieses Lied der 
Gefahr erneuter faschistischer Bedrohung, 
war doch die NPD gerade in sieben west¬ 
deutsche Landtage eingezogen. 

Und heute? Der Faschismus als äußerstes 
Mittel zur Rettung bürgerlicher Herrschaft 
in der Krise ist nicht mehr nur strategische 
Option in der Hinterhand der Herrschen¬ 
den - die Entdemokratisierung schreitet 
europaweit fort. Franz Josef Degenhardts 
Metapher von den „Wölfen mitten im Mai“ 
behält auf bestürzende Weise Aktualität. 
Degenhardts Sohn Kai stand als Gitarrist 
und Arrangeur mit seinem Vater über viele 
Jahre zusammen auf der Bühne. Er arbei¬ 
tet längst selber als Liedermacher und ist 
dabei „einer der wenigen seiner Generati¬ 
on, der sowohl mit einer klaren politischen 


FRAHZ JOSEF DEGENHARDT 

W0LFEMITTEN 

IMMk 



16.01.2015 - Politbüro - 20 Uhr 

K*UtuXt*r, 0 * 0/260 55 *67 


Position als auch mit musikalischen Ideen 
aufwarten kann“ (Jazzthetik). 

Der langjährige „Hamburger Jedermann“ 
Rolf Becker ist nicht nur als Schauspie¬ 
ler einem breiten Publikum bekannt-seit 
Jahrzehnten beteiligt er sich mit Lesun¬ 
gen und Vorträgen an den Bemühungen 
um politische Aufklärung. 

Freitag, 16. Januar 2015, Polittbüro, Stein¬ 
damm 45, 20.00 Uhr. 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! L 

°T) 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Die letzte Seite 
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„Thälmann bleibt - alle bleiben!“ 

Zwischen Tagtraum und Spekulation - Wohnen in Berlin Mitte 



S tellen wir uns vor, Senat und Bun¬ 
desregierung kündigen ein neues 
Prestigeprojekt an, mitten in der 
teilweise schönen Stadt Berlin. Angeb¬ 
lich zum Wohle der Menschen, um die 
Attraktivität Berlins zu steigern. Es soll 
soziale und ökologische Komponenten 
berücksichtigen, Infrastruktur schaffen 
und zusätzliche Freizeitmöglichkeiten, 
u. a. ein Schwimmbad und Sportplätze. 
Neue Wohnungen für 4 000 Menschen 
sind geplant, dafür sollen an Ort und 
Stelle 4 000 Bäume zusätzlich gepflanzt 
werden. Bauzeit drei Jahre, Baukosten 
in mehrstelliger Millionenhöhe ... 

Entweder wäre es ein Projekt pri¬ 
vater Investoren, die sich eine golde¬ 
ne Nase verdienen wollen, dann würde 
dort kein Mensch mit normalen Ein¬ 
kommen einziehen können. Oder es 
wäre ein Vorzeigeprojekt der Regie¬ 
rung, an dem sich die Bau Wirtschaft 
bereichern will, dann würde es teuer - 
und vielleicht sogar eine neue Inves¬ 
titionsruine. Berliner wissen: an so ei¬ 
nem Bauvorhaben sind gleich mehrere 
Sachen faul, das verheißt nichts Gutes. 

Doch es geht hier nicht um ein Vor¬ 
haben der aktuellen Regierung. Es geht 
um ein Prestigeprojekt der DDR - den 
„Ernst-Thälmann-Park. Und der wurde 
vor 30 Jahren unter gänzlich anderen 
Vorzeichen gebaut. 

Also von vorn: Eine Regierung 
beschließt, eine Wohnanlage in der 
Hauptstadt zu bauen, in der tausende 
von Menschen komfortabel im Grü¬ 
nen leben können. Sie gibt dem Pro¬ 
jekt den Status eines Prestigeobjekts 
für das ganze Land, überall soll es 
Nachahmung finden. Sie stellt riesi¬ 
ge Geldsummen dafür zur Verfügung, 
erwirbt ein großes Gelände, auf dem 
eine alte Industrieanlage steht und 
ordnet an, das gesamte Erdreich aus¬ 
zutauschen. Der beste Architekt des 
Landes wird angeheuert, verpflichtet, 
Lebensqualität bis ins Detail zu pla¬ 
nen. Konkret bedeutet das: keine Rei¬ 
henhäuser, lose Gruppen von Bauten, 
eine Schwimmhalle, eine Sternwarte, 
Sportplätze, Einkaufsmöglichkeiten, 
Schulen, Kindertagesstätten, ein See 
und überall Bäume Die Mieten müs¬ 
sen gering sein, nicht mehr als zehn 
Prozent des Einkommens der Be¬ 
wohner. Keiner der 1 500 Arbeiter, die 
beim Bau des Objekts tätig sind, darf 
nach Fertigstellung seinen Job verlie¬ 
ren. Die Mieten dürfen nicht erhöht 
werden. 


Thälmann-Denkmal im Wohngebiet 

1976 wurde der Bau des „städ¬ 
tebaulichen Juwels in Europa“, wie 
der mittlerweile verstorbene briti¬ 
sche Journalist M. Clark die Wohn¬ 
anlage Thälmann-Park nannte, im 
ZK der SED vorgeschlagen und auf 
dem 10. Parteitag im April 1981 be¬ 
schlossen. Von 1983 bis 1986 wurde 


Was wird aus dem 
Prestigeprojekt der DDR - 
dem Thälmann-Park? 


die Anlage mit 1 332 Wohnungen 
und einer „traumhaften“ Infrastruk¬ 
tur, die wir oben beschrieben haben, 
fertig gestellt. Helmut Stingl hatte 
die Gesamtplanung übernommen 
und Erhard Gißke war für den Woh¬ 
nungsbau verantwortlich. Stingl, von 
Journalist Lothar Heinke vor einigen 
Jahren in einem Versuch, zynisch zu 
sein, als „Herr der Hütten und Paläs¬ 
te“ in der DDR bezeichnet, kreierte 


mit dem Ernst-Thälmann-Park sein 
Meisterstück unter schwierigen Be¬ 
dingungen. 

Die IV. Berliner Gasanstalt hatte 
auf dem knapp 26 Hektar umfassen¬ 
den Gelände 108 Jahre lang (von 1873 
bis 1981) Gas aus destillierter Kohle 
erzeugt (s. Kasten). Dieses seit der 
industriellen Revolution praktizier¬ 
te Verfahren zur Kohlegaserzeugung 
war und ist nicht umweltfreundlich, 
auch heute nicht. Sowohl Boden- wie 
auch Luftverschmutzung war ein „Ne¬ 
benprodukt“ dieser Form der Ener¬ 
giegewinnung. Dies wusste die DDR- 
Regierung, dass sie sich trotzdem für 
dieses Gelände entschied, zeugt nicht, 
wie heute gerne behauptet, von Fahr¬ 
lässigkeit oder mangelndem Umwelt¬ 
bewusstsein, sondern vom Gegenteil. 
Das Areal hat aufgrund seiner Lage in 
(Luft-)Linie mit dem Gebiet um den 
Weißensee eine großartige Doppel¬ 
funktion: neben der Möglichkeit „im 
Grünen“ zu wohnen, stellt es eine grü¬ 
ne Lunge bis ins Zentrum Berlins dar. 
Stadtbelüftung ist heute in aller Pla¬ 
ner Munde, die DDR praktizierte sie 
bereits vor gut 30 Jahren. 

Das „gute Leben im Park“, das oft 
von Anwohnern beschrieben wird, ge¬ 
riet nach der „Wende“ schnell unter 
Druck, von „innen“, wo die GESO- 
BAG, jetzt Eigentümerin eines Groß¬ 
teils der existierenden Wohneinheiten 
mit der Zauberformel „energetische 
Sanierung“ die Mieten nach oben trei¬ 
ben will und von „außen“ durch den 
Versuch von Immobilienhaien wie 
Christian Gerome oder Willo Göpel, 
die „Bausubstanz zu verdichten“, also 
in der Nachbarschaft (am alten Gü¬ 
terbahnhof) hochpreisige Stadthäuser 
(town houses) hochzuziehen und so 
den Druck auf die Mieten im Park zu 
verschärfen. 

Vor zwei Jahren, im Dezember 
2012, gründeten Anwohner mit Weit¬ 
sicht die Anwohnerinitiative Ernst- 
Thälmann-Park, Druck braucht Ge¬ 
gendruck. Die mittlerweile aus gut 50 
Leuten bestehende Gruppe, die gro¬ 
ßen Wert auf ihre Unabhängigkeit von 
politischen Parteien legt, leistet Enor¬ 
mes. Von den „Teewasser“-Aufgaben, 
wie Putzaktionen im seitens der Be¬ 
hörden vernachlässigten Areal bis 
hin zur Umkehr einer als Anhörungs- 
Farce geplanten Veranstaltung in eine 
echte Anwohnerversammlung bei der 
300 Anwesende den auf dem Podium 
versammelten Herrschaften aus Poli¬ 
tik und Finanzen den Angstschweiß 
auf die Stirnen trieben. Die Initiative 
nimmt ihr Ziel „Wir wollen mitreden 
und dabei mitentscheiden, wie sich 


unser Areal in Zukunft entwickelt“ 
ernst und lassen sich nicht durch die 
PR-Kommunikationsstrategien der 
Politik des Geldes einlullen. 

Eine Arbeitsgruppe, auf Initiative 
der DKP-Wohngebietsgruppe Mitte/ 
Pankow in Zusammenarbeit mit der 
SDAJ gegründet, verbindet alltäg¬ 
liche, praktische Probleme wie die 


völlig fehlende Beleuchtung auf dem 
Denkmalplatz, mit einer Vision für die 
Zukunft des nun denkmalgeschütz¬ 
ten Areals. Zu den ganz praktischen 
Fragen (Beleuchtung, beschädigte 
Beschriftung an der Außenmauer, 
Schmierereien an Denkmal und Mau¬ 
ern) hat die Gruppe einen Bürgeran¬ 
trag an die Bezirksverordnetenvertre- 
tung gestellt. 

Nach der Liquidierung der DDR, 
als unzählige Träume ausgeträumt 
waren, wurde der Thälmann-Park 
schnell zum Wunschtraum einer an¬ 
deren Klasse: Die Profiteure eines 
privatisierten Wohnungsmarktes, die 
Grund- und Boden-Spekulanten und 
in ihrem Gefolge eine Horde von 
Stadtentwicklern, Beratern, Sanie- 
rern usw., lassen sich 26 Hektar po¬ 
tentiellen „Profit pur“ nicht gerne von 
„Tagträumern“ (O-Ton Christian Ge¬ 
rome) wegnehmen. „Tagträumer“, da¬ 
mit sind Anwohner gemeint, die hier 
gerne wohnen bleiben möchten, aber 
auch Kommunisten, die sich sowohl 
für den Erhalt der Wohn- und Parkan¬ 
lage als auch für den Erhalt des Thäl¬ 
mann-Denkmals einsetzen. So lautet 
ein Spruch der Berliner DKP: „Thäl¬ 
mann bleibt - alle bleiben!“ 

Letztendlich waren aber auch die 
Planer in der DDR „Tagträumer“. 
Eine Wohnanlage zu verwirklichen, 
die auch als Parkanlage attraktiv ist, 
die sich jeder leisten kann und gut an¬ 
gebunden ist an den öffentlichen Nah¬ 
verkehr. Eine Wohnanlage mit kultu¬ 
rellem Angebot, Sportanlagen und 
einem Planetarium, benannt nach ei¬ 
nem Kommunisten. Wohnungen, die 
sich jeder leisten kann und soll... das 
war, ist und bleibt für Investoren und 
Makler ein sozialistischer Albtraum. 

Hermann Glaser-Baur, Lars Mörking 


Was vorher war 


Über ioo Jahre lang versorgte die IV. 
Städtische Gasanstalt an der Dan- 
ziger Straße (zu DDR-Zeiten hatte 
sie den Namen Dimitroff-Straße) 
die Berliner mit Gas und Koks zum 
Kochen, Heizen und für die Straßen¬ 
laternen. 1873 wurde das Werk am 
Stadtrand errichtet. Doch die Stadt 
wuchs schnell. Dämpfe und Staub 
sowie der ständige Gasgeruch be¬ 
lästigten die umliegenden Wohn¬ 
gebiete. 

Ab 1889 erfolgte auf dem Ge¬ 
lände der Bau von Gasbehältern 
mit einem Durchmesser von 65 
Metern. Die Wassertiefe in den Be¬ 
hältern belief sich auf 11,2 Meter 
und die dreiteiligen Glocken hat¬ 
ten ein Fassungsvermögen von 8i 
000 bzw. 91 000 Kubikmeter. Die 
bei der Gaserzeugung anfallen¬ 
den Nebenprodukte wie Cyanide, 
Phenole, Schwefelwasserstoff, Teer, 
Naphthalin und Ammoniak stellten 
bei der Wohnbebauung ein erhebli¬ 
ches Umweltproblem für den Park 
und dessen Anwohner dar. 

Bereits 1933 wurden Überlegun¬ 
gen laut, das Gaswerk stillzulegen 
und auf dem Areal einen Park an¬ 
zulegen. Mit Kriegsbeginn wurden 
alle Arbeiten eingestellt. Nach Be¬ 
seitigung der Kriegsschäden nahm 
das Gaswerk im März 1946 wieder 
seine Produktion auf. Um die Um¬ 


weltbelastung etwas zu verringern, 
dichteten Arbeiter im Jahr 1978 die 
Decke des Horizontalkammerofens 
neu ab. 

Erst 1981 wurde das mitten in 
Prenzlauer Berg gelegene Gaswerk 
geschlossen, um dem innerstädti¬ 
schen Bauprojekt Thälmann-Park 
zu weichen. Als erster Schritt wur¬ 
de dem sowjetischen Bildhauer Lev 


Gaswerk, Gasometer, 
Denkmalschutz 


Kerbel der Zuschlag für das Thäl¬ 
mann-Denkmal erteilt, an dem es 
bereits vor der Einweihung nicht 
wenig Kritik gab. 

Im Gegensatz zur Meinung vie¬ 
ler Bewohner der umliegenden 
Viertel, die riesigen denkmalge¬ 
schützten Gasometer sollten ver¬ 
schwinden, hieß es noch im Wett¬ 
bewerbsurteil 1983, die Gasome¬ 
ter „werden als Industriedenkmal 
erhalten und später einer neuen 
Nutzung zugeführt“. Auch die prä¬ 
sentierten Entwurfsmodelle, eben¬ 
so derfinale Entwurf,enthielten im 
Hintergrund die drei Gasometer als 
Teil der Parkanlage. Trotzdem wur¬ 
de der letzte Gasometer am 28. Juli 
1984 gesprengt. Warum genau, ist 
bis heute nicht eindeutig geklärt. 


























